
  1 von 59 

Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (90. Novelle) 

Ausnahmen von der Vollversicherung Ausnahmen von der Vollversicherung 

§ 5. (1) Von der Vollversicherung nach § 4 sind – unbeschadet einer nach § 7 
oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung – ausgenommen: 

§ 5. (1) Von der Vollversicherung nach § 4 sind – unbeschadet einer nach § 7 
oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung – ausgenommen: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. a) und b) …  3. a) und b) … 

 c) nicht schon unter lit. a und b fallende Dienstnehmer hinsichtlich einer 
Beschäftigung in einem Dienstverhältnis (Beschäftigungsverhältnis), 
das die Krankenversicherung nach den Vorschriften über die 
Krankenversicherung öffentlich Bediensteter bei der 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und 
Bergbau begründet; 

 c) nicht schon unter lit. a und b fallende Dienstnehmer/innen und ihnen 
nach § 1 Abs. 6 B-KUVG gleichgestellte Personen hinsichtlich einer 
Beschäftigung in einem (freien) Dienstverhältnis 
(Beschäftigungsverhältnis), das die Krankenversicherung nach den 
Vorschriften über die Krankenversicherung öffentlich Bediensteter bei 
der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und 
Bergbau begründet; 

  d) die in einem Lehrverhältnis stehenden Personen (Lehrlinge), sofern sie 
als Dienstnehmer/innen der Pflichtversicherung nach dem B-KUVG 
unterliegen würden; 

 3a. bis 19. …  3a. bis 19. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Teilversicherung von im § 4 genannten Personen Teilversicherung von im § 4 genannten Personen 

§ 7. Nur in den nachstehend angeführten Versicherungen sind von den im § 4 
genannten Personen auf Grund dieses Bundesgesetzes versichert (teilversichert): 

§ 7. Nur in den nachstehend angeführten Versicherungen sind von den im § 4 
genannten Personen auf Grund dieses Bundesgesetzes versichert (teilversichert): 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. in der Pensionsversicherung, wenn das ihnen aus einem oder mehreren 
Beschäftigungsverhältnissen im Sinne der lit. a bis p im Kalendermonat 
gebührende Entgelt den im § 5 Abs. 2 genannten Betrag übersteigt 

 4. in der Pensionsversicherung, wenn das ihnen aus einem oder mehreren 
Beschäftigungsverhältnissen im Sinne der lit. a bis p im Kalendermonat 
gebührende Entgelt den im § 5 Abs. 2 genannten Betrag übersteigt 

 a) bis n) …  a) bis n) … 

 o. Lehrlinge und Dienstnehmer/innen nach § 4 Abs. 4, sofern sie nach den 
Vorschriften über die Krankenversicherung öffentlich Bediensteter bei 

 o. die freien Dienstnehmer/innen nach § 1 Abs. 6 B-KUVG; 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und 
Bergbau versichert sind 

 p) …  p) … 

  5. in der Pensionsversicherung überdies Lehrlinge, sofern sie nach den 
Vorschriften über die Krankenversicherung öffentlich Bediensteter bei der 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau 
versichert sind. 

Sonstige Teilversicherung Sonstige Teilversicherung 

§ 8. (1) Nur in den nachstehend angeführten Versicherungen sind überdies auf 
Grund dieses Bundesgesetzes versichert (teilversichert): 

§ 8. (1) Nur in den nachstehend angeführten Versicherungen sind überdies auf 
Grund dieses Bundesgesetzes versichert (teilversichert): 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. in der Unfallversicherung hinsichtlich der nachstehend bezeichneten 
Tätigkeiten (Beschäftigungsverhältnisse): 

 3. in der Unfallversicherung hinsichtlich der nachstehend bezeichneten 
Tätigkeiten (Beschäftigungsverhältnisse): 

 a) bis d) …  a) bis d) … 

 e) die Versicherungsvertreter/innen in den Verwaltungskörpern der 
Sozialversicherungsträger – ausgenommen die Verwaltungskörper der 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und 
Bergbau – und des Dachverbandes in Ausübung der ihnen auf Grund 
ihrer Funktion obliegenden Pflichten; 

 e) die Versicherungsvertreter/innen, Senior/inn/envertreter/innen und 
Behindertenvertreter/innen in den Verwaltungskörpern der 
Sozialversicherungsträger – ausgenommen die Verwaltungskörper der 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und 
Bergbau – und des Dachverbandes in Ausübung der ihnen auf Grund 
ihrer Funktion obliegenden Pflichten; 

 g) und h) …  g) und h) … 

 i) Personen im Sinne des § 3 Abs. 1 Z 1 bis 7 und 9 und des § 4 des 
Studienförderungsgesetzes 1992, BGBl. Nr. 305, die im Rahmen des 
für die betreffende Studienart vorgeschriebenen normalen 
Studienganges inskribiert (zum Studium zugelassen) sind, Hörer 
(Lehrgangsteilnehmer) der Diplomatischen Akademie in Wien sowie 
Personen, die zur Studienberechtigungsprüfung im Sinne des 
Studienberechtigungsgesetzes, BGBl. Nr. 292/1985, zugelassen sind, 
und Personen, die sich auf Prüfungen zwecks Zulassung zu einem 
Fachhochschul-Studiengang vorbereiten und zwecks Vorbereitung auf 
diese Prüfungen Kurse bzw. Lehrgänge an Universitäten, Hochschulen, 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung, privaten Werkmeisterschulen 
mit Öffentlichkeitsrecht, Einrichtungen, die Fachhochschul-
Studiengänge durchführen, oder staatlich organisierte Lehrgänge 
besuchen; zum Studien(Lehr)gang zählt auch ein angemessener 

 i) Personen im Sinne des § 3 Abs. 1 Z 1 bis 6 und des § 4 des 
Studienförderungsgesetzes 1992, BGBl. Nr. 305, die im Rahmen des 
für die betreffende Studienart vorgeschriebenen normalen 
Studienganges inskribiert (zum Studium zugelassen) sind, Hörer 
(Lehrgangsteilnehmer) der Diplomatischen Akademie in Wien sowie 
Personen, die zur Studienberechtigungsprüfung im Sinne des 
Studienberechtigungsgesetzes, BGBl. Nr. 292/1985, zugelassen sind, 
und Personen, die sich auf Prüfungen zwecks Zulassung zu einem 
Fachhochschul-Studiengang vorbereiten und zwecks Vorbereitung auf 
diese Prüfungen Kurse bzw. Lehrgänge an Universitäten, Hochschulen, 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung, privaten Werkmeisterschulen 
mit Öffentlichkeitsrecht, Einrichtungen, die Fachhochschul-
Studiengänge durchführen, oder staatlich organisierte Lehrgänge 
besuchen; zum Studien(Lehr)gang zählt auch ein angemessener 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zeitraum für die Vorbereitung auf die Ablegung der entsprechenden 
Abschlußprüfungen und auf die Erwerbung eines akademischen 
Grades; 

Zeitraum für die Vorbereitung auf die Ablegung der entsprechenden 
Abschlußprüfungen und auf die Erwerbung eines akademischen 
Grades; 

 j) bis m) …  j) bis m) … 

 4. bis 5. …  4. bis 5. … 

(1a) bis (6) … (1a) bis (6) … 

c) Knappschaftliche Pensionsversicherung c) Knappschaftliche Pensionsversicherung 

§ 15. (1) bis (4) … § 15. (1) bis (4) … 

(5) Zur knappschaftlichen Pensionsversicherung gehören auch die nach § 8 
Abs. 1 Z 2 lit. a bis g versicherten Personen, die zuletzt in diesem Zweig der 
Pensionsversicherung pflichtversichert waren. 

(5) Zur knappschaftlichen Pensionsversicherung gehören auch die nach § 8 
Abs. 1 Z 2 lit. a bis g sowie lit. j und k versicherten Personen, die zuletzt in diesem 
Zweig der Pensionsversicherung pflichtversichert waren. 

Selbstversicherung in der Krankenversicherung Selbstversicherung in der Krankenversicherung 

§ 16. (1) … § 16. (1) … 

(2) Abs. 1 gilt für (2) Abs. 1 gilt für 

 1. ordentliche Studierende an einer Lehranstalt oder eines Fachhochschul-
Studienganges im Sinne des § 3 Abs. 1 Z 1 bis 7 des 
Studienförderungsgesetzes 1992, die im Rahmen des für die betreffende 
Studienart vorgeschriebenen normalen Studienganges inskribiert (zum 
Studium zugelassen) sind, 

 1. ordentliche Studierende an einer Lehranstalt oder eines Fachhochschul-
Studienganges im Sinne des § 3 Abs. 1 Z 1 bis 6 des 
Studienförderungsgesetzes 1992, die im Rahmen des für die betreffende 
Studienart vorgeschriebenen normalen Studienganges inskribiert (zum 
Studium zugelassen) sind, 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 

(2a) bis (6) … (2a) bis (6) … 

Selbstversicherung in der Unfallversicherung Selbstversicherung in der Unfallversicherung 

§ 19. (1) In der Unfallversicherung können der Selbstversicherung 
hinsichtlich der nachstehend angeführten Tätigkeiten beitreten, soweit es sich nicht 
um im § 11 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes genannte Personen handelt: 

§ 19. (1) In der Unfallversicherung können der Selbstversicherung 
hinsichtlich der nachstehend angeführten Tätigkeiten beitreten, soweit es sich nicht 
um im § 11 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes genannte Personen handelt: 

 1. …  1. … 

 2. mit Zustimmung der/des selbständig Erwerbstätigen deren/dessen 
Ehegatte/Ehegattin, deren/dessen eingetragene Partnerin/eingetragener 
Partner, Kinder, Enkel, Wahl- und Stiefkinder sowie die Eltern, 
Großeltern, Wahl- und Stiefeltern, wenn diese in ihrem/seinem Betrieb 
tätig sind, 

 2. mit Zustimmung der/des selbständig Erwerbstätigen deren/dessen 
Ehegatte/Ehegattin, deren/dessen eingetragene Partnerin/eingetragener 
Partner, Kinder, Enkel, Wahl- und Stiefkinder sowie die Eltern, 
Großeltern, Wahl- und Stiefeltern, wenn diese in ihrem/seinem Betrieb 
tätig sind. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 3. Lehrkräfte in Betriebsstätten, Lehrwerkstätten, Fachschulen, 
Berufsschulen, Schulungskursen und ähnlichen Einrichtungen, alle diese 
Personen jedoch nur, wenn sie ihren Wohnsitz im Inland haben und nicht 
schon in dieser Tätigkeit in der Unfallversicherung pflichtversichert sind, 

 

 4. Personen, die auf Grund ihrer Tätigkeit im Rahmen organisierter 
Rettungsdienste, deren Zweckwidmung auf Einsätze zur Leistung erster 
ärztlicher Hilfe in Notfällen im Inland ausgerichtet ist, Bezüge erhalten; 
alle diese Personen jedoch nur, wenn sie ihren Wohnsitz im Inland haben 
und nicht schon in dieser Tätigkeit in der Unfallversicherung 
pflichtversichert sind. 

 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Land- und forstwirtschaftliche Betriebe Land- und forstwirtschaftliche Betriebe 

§ 27. (1) Land- und forstwirtschaftliche Betriebe sind Betriebe im Sinne der 
Bestimmungen des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287, mit Ausnahme der 
von land- und forstwirtschaftlichen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
betriebenen Sägen, Harzverarbeitungsstätten, Mühlen und Molkereien, sofern 
diese dauernd mehr als fünf Dienstnehmer beschäftigen. 

§ 27. (1) Land- und forstwirtschaftliche Betriebe sind Betriebe im Sinne der 
Bestimmungen des Landarbeitsgesetzes 2021, BGBl. I Nr. 78/2021, mit 
Ausnahme der von land- und forstwirtschaftlichen Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften betriebenen Sägen, Harzverarbeitungsstätten, 
Mühlen und Molkereien, sofern diese dauernd mehr als fünf Dienstnehmer 
beschäftigen. 

(2) ... (2) ... 

Sachliche Zuständigkeit der Träger der Unfallversicherung Sachliche Zuständigkeit der Träger der Unfallversicherung 

§ 28. Zur Durchführung der Unfallversicherung sind sachlich zuständig: § 28. Zur Durchführung der Unfallversicherung sind sachlich zuständig: 

 1. …  1. … 

 2. die Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen für  2. die Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen für 

 a) bis c) …  a) bis c) … 

 d) die Versicherungsvertreter/innen in den Verwaltungskörpern der 
Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen, 

 d) die Versicherungsvertreter/innen, Senior/inn/envertreter/innen und 
Behindertenvertreter/innen in den Verwaltungskörpern der 
Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen, 

 e) bis k) …  e) bis k) … 

Datenschutz Datenschutz 

§ 30d. (1) Die Versicherungsträger dürfen bei ihrer Datenverarbeitung andere 
Versicherungsträger, den Dachverband und die Abgabenbehörden des Bundes als 
Auftragsverarbeiter im Sinne des Art. 4 Z 8 der Verordnung (EU) 2016/679 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 

§ 30d. (1) Die Versicherungsträger dürfen bei ihrer Datenverarbeitung andere 
Versicherungsträger, den Dachverband und die Abgabenbehörden des Bundes als 
Auftragsverarbeiter im Sinne des Art. 4 Z 8 der Verordnung (EU) 2016/679 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1, (im Folgenden: DSGVO) 
in Anspruch nehmen. Auch der Dachverband darf Versicherungsträger als 
Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen. Der Dachverband ist in jenen Fällen, in 
denen er auf Grund gesetzlicher Bestimmungen für die Versicherungsträger tätig 
wird, jedenfalls Auftragsverarbeiter im Sinne des Art. 4 Z 8 DSGVO. Der 
Dachverband und die Versicherungsträger haften nicht für Nachteile, die bei der 
Erfüllung ihrer Auskunftspflichten im Sinne des Abs. 4 Z 3 lit. b auf Grund von 
Unvollständigkeiten oder Unrichtigkeiten der in ihren Anlagen enthaltenen Daten 
entstehen. 

freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1, (im Folgenden: DSGVO) 
in Anspruch nehmen. Auch der Dachverband darf Versicherungsträger als 
Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen. Der Dachverband ist in jenen Fällen, in 
denen er auf Grund gesetzlicher Bestimmungen für die Versicherungsträger tätig 
wird, jedenfalls Auftragsverarbeiter im Sinne des Art. 4 Z 8 DSGVO. Der 
Dachverband und die Versicherungsträger haften nicht für Nachteile, die bei der 
Erfüllung ihrer Auskunftspflichten im Sinne des § 30c Abs. 1 Z 2 lit. b auf Grund 
von Unvollständigkeiten oder Unrichtigkeiten der in ihren Anlagen enthaltenen 
Daten entstehen. 

(2) … (2) … 

Durchführung des ELSY Durchführung des ELSY 

§ 31b. (1) ... § 31b. (1) ... 

(2) Beschlüsse des Dachverbandes zur Ausübung der nach Abs. 1 
vorgesehenen Ermächtigungen bedürfen der Zustimmung von drei Vierteln der 
Mitglieder der Trägerkonferenz. Die Ausübung der aus der Gesellschaftsgründung 
nach Abs. 1 resultierenden Gesellschafterrechte des Dachverbandes 
bedarf - unbeschadet jener Rechte nach dem Gesetz über Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung, die anderen juristischen Personen aus einer Beteiligung an 
dieser Gesellschaft zustehen - in folgenden Angelegenheiten der Zustimmung von 
drei Vierteln der Mitglieder der Trägerkonferenz: 

(2) Beschlüsse des Dachverbandes zur Ausübung der nach Abs. 1 
vorgesehenen Ermächtigungen bedürfen der Zustimmung von drei Vierteln der 
Mitglieder der Trägerkonferenz. Die Ausübung der aus der Gesellschaftsgründung 
nach Abs. 1 resultierenden Gesellschafterrechte des Dachverbandes 
bedarf - unbeschadet jener Rechte nach dem Gesetz über Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung, die anderen juristischen Personen aus einer Beteiligung an 
dieser Gesellschaft zustehen - in folgenden Angelegenheiten der Zustimmung von 
drei Vierteln der Mitglieder der Trägerkonferenz: 

 1. Bestellung und Abberufung von Geschäftsführern einschließlich des 
Abschlusses und der Beendigung des Anstellungsvertrages und der 
Festlegung seines Inhaltes; 

 1. Bestellung und Abberufung von Geschäftsführern einschließlich des 
Abschlusses und der Beendigung des Anstellungsvertrages und der 
Festlegung seines Inhaltes; 

 2. Bestellung und Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern;  2. Bestellung und Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern; 

 3. Änderungen des Gesellschaftsvertrages;  3. Änderungen des Gesellschaftsvertrages; 

 4. Auflösung der Gesellschaft;  4. Auflösung der Gesellschaft; 

 5. Verfügungen über Geschäftsanteile der Gesellschaft;  5. Verfügungen über Geschäftsanteile der Gesellschaft; 

 6. Beschlüsse, mit denen Weisungen an die Gesellschaftsorgane in den 
Angelegenheiten des § 442d Abs. 2 erteilt werden, soweit solche 
Angelegenheiten von der Gesellschaft besorgt werden, sowie Beschlüsse, 
mit denen eine Geschäftsordnung für die Geschäftsführung der 
Gesellschaft festgelegt oder sonst wie die Aufgabenverteilung zwischen 
den Geschäftsführern geregelt wird. 

 6. Beschlüsse, mit denen Weisungen an die Gesellschaftsorgane in den 
Angelegenheiten des § 442d Abs. 2 erteilt werden, soweit solche 
Angelegenheiten von der Gesellschaft besorgt werden, sowie Beschlüsse, 
mit denen eine Geschäftsordnung für die Geschäftsführung der 
Gesellschaft festgelegt oder sonst wie die Aufgabenverteilung zwischen 
den Geschäftsführern geregelt wird. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Ebenso kann die Trägerkonferenz mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner 
Mitglieder ein Schlichtungsverfahren in den Angelegenheiten nach Z 1 und 2 für 
den Fall vorsehen, dass ein beantragter Beschluss in solchen Angelegenheiten zwar 
eine absolute Stimmenmehrheit, nicht aber die erforderliche Zustimmung von drei 
Vierteln der Mitglieder der Trägerkonferenz erreicht. Die auf Grund eines solchen 
Schlichtungsverfahrens ergehende Entscheidung ersetzt die Beschlussfassung der 
Trägerkonferenz. Solange der Dachverband an der auf Grund von Abs. 1 Z 1 
errichteten Gesellschaft mit mehr als 50% der Geschäftsanteile beteiligt ist, ist der 
Vorsitzende des Aufsichtsrates der Gesellschaft aus den auf Vorschlag der 
Trägerkonferenz zu bestellenden Aufsichtsratsmitgliedern der Gesellschaft zu 
wählen. Schlagen drei Aufsichtsratsmitglieder der genannten Gruppe ein Mitglied 
für die Funktion des Vorsitzenden vor, so ist nur dieses Mitglied zum Vorsitzenden 
des Aufsichtsrates wählbar. Eine solche Gesellschaft mit beschränkter Haftung hat 
zwei Geschäftsführer zu haben. Des Weiteren gilt eine solche Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung als Versicherungsträger im Sinne der §§ 109 und 110. Die 
Finanzierung einer solchen Gesellschaft erfolgt durch die Versicherungsträger im 
Sinne der Bestimmungen über die Aufbringung der Mittel für die Verbandszwecke 
(Dachverband) nach Maßgabe des Abs. 2a. Wird zur Wahrung der Aufgaben als 
Gesellschafter der genannten Gesellschaft ein Ausschuss nach § 442c Abs. 1 
gebildet, so gehören diesem der Präsident, der erste Stellvertreter und der zweite 
Stellvertreter an. 

Ebenso kann die Trägerkonferenz mit einer Mehrheit von drei Vierteln ihrer 
Mitglieder ein Schlichtungsverfahren in den Angelegenheiten nach Z 1 und 2 für 
den Fall vorsehen, dass ein beantragter Beschluss in solchen Angelegenheiten zwar 
eine absolute Stimmenmehrheit, nicht aber die erforderliche Zustimmung von drei 
Vierteln der Mitglieder der Trägerkonferenz erreicht. Die auf Grund eines solchen 
Schlichtungsverfahrens ergehende Entscheidung ersetzt die Beschlussfassung der 
Trägerkonferenz. Solange der Dachverband an der auf Grund von Abs. 1 Z 1 
errichteten Gesellschaft mit mehr als 50% der Geschäftsanteile beteiligt ist, ist der 
Vorsitzende des Aufsichtsrates der Gesellschaft aus den auf Vorschlag der 
Trägerkonferenz zu bestellenden Aufsichtsratsmitgliedern der Gesellschaft zu 
wählen. Schlagen drei Aufsichtsratsmitglieder der genannten Gruppe ein Mitglied 
für die Funktion des Vorsitzenden vor, so ist nur dieses Mitglied zum Vorsitzenden 
des Aufsichtsrates wählbar. Eine solche Gesellschaft mit beschränkter Haftung hat 
zwei Geschäftsführer zu haben. Des Weiteren gilt eine solche Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung als Versicherungsträger im Sinne der §§ 109 und 110. Die 
Finanzierung einer solchen Gesellschaft erfolgt durch die Versicherungsträger im 
Sinne der Bestimmungen über die Aufbringung der Mittel für die Verbandszwecke 
(Dachverband) nach Maßgabe des Abs. 2a. Wird zur Wahrung der Aufgaben als 
Gesellschafter der genannten Gesellschaft ein Ausschuss nach § 442c Abs. 1 
gebildet, so gehören diesem der Präsident, der erste Stellvertreter und der zweite 
Stellvertreter an. 

(2a) bis (4) … (2a) bis (4) … 

Allgemeine Beiträge für Vollversicherte Allgemeine Beiträge für Vollversicherte 

§ 51. (1) Für vollversicherte Dienstnehmer (Lehrlinge) sowie für die gemäß 
§ 4 Abs. 1 Z 3, 8 und 10 und Abs. 4 pflichtversicherten, nicht als Dienstnehmer 
beschäftigten Personen ist, sofern im folgenden nicht anderes bestimmt wird, als 
allgemeiner Beitrag zu leisten: 

§ 51. (1) Für vollversicherte Dienstnehmer (Lehrlinge) sowie für die gemäß 
§ 4 Abs. 1 Z 3, 8 und 10 und Abs. 4 pflichtversicherten, nicht als Dienstnehmer 
beschäftigten Personen ist, sofern im folgenden nicht anderes bestimmt wird, als 
allgemeiner Beitrag zu leisten: 

 1. in der Krankenversicherung  1. in der Krankenversicherung 

 a) und b) …  a) und b) … 

 c) für Dienstnehmer, deren Beschäftigungsverhältnis dem 
Landarbeitsgesetz 1984, BGBl. Nr. 287,, unterliegt  ................... 7,65% 

 c) für Dienstnehmer, deren Beschäftigungsverhältnis dem 
Landarbeitsgesetz 2021 unterliegt  ...................  ........................  7,65% 

 d) bis g) …  d) bis g) … 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

(3) bis (7) ... (3) bis (7) ... 
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Erstattung von Beiträgen in der Krankenversicherung Erstattung von Beiträgen in der Krankenversicherung 

§ 70a. (1) Überschreitet bei in der Krankenversicherung Pflichtversicherten 
nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz in einem Kalenderjahr die Summe 
aller Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung und der beitragspflichtigen 
Pensionen einschließlich der Sonderzahlungen die Summe der Beträge des 
35fachen der Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 45 Abs. 1 für die im Kalenderjahr 
liegenden Monate der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung (Abs. 2), 
wobei sich deckende Monate der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
nur einmal zu zählen sind, so hat der leistungszuständige Versicherungsträger nach 
Abs. 3 der versicherten Person die auf den Überschreitungsbetrag entfallenden 
Beiträge zur Krankenversicherung in jener Höhe zu erstatten, in der diese Beiträge 
von der versicherten Person zu tragen sind. 

§ 70a. (1) Überschreitet bei in der Krankenversicherung Pflichtversicherten 
nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz in einem Kalenderjahr die Summe 
aller Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung und der beitragspflichtigen 
Pensionen bzw. Übergangsgelder, einschließlich der Sonderzahlungen, die Summe 
der Beträge des 35fachen der Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 45 Abs. 1 für die 
im Kalenderjahr liegenden Monate der Pflichtversicherung in der 
Krankenversicherung (Abs. 2), wobei sich deckende Monate der 
Pflichtversicherung in der Krankenversicherung nur einmal zu zählen sind, so hat 
der leistungszuständige Versicherungsträger nach Abs. 3 der versicherten Person 
die auf den Überschreitungsbetrag entfallenden Beiträge zur Krankenversicherung 
in jener Höhe zu erstatten, in der diese Beiträge von der versicherten Person zu 
tragen sind. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

Beiträge für Teilversicherte in der Unfallversicherung Beiträge für Teilversicherte in der Unfallversicherung 

§ 74. (1) bis (2a) … § 74. (1) bis (2a) … 

(3) Die Beiträge sind zur Gänze zu tragen: (3) Die Beiträge sind zur Gänze zu tragen: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. für die nach § 8 Abs. 1 Z 3 lit. e teilversicherten Versicherungsvertreter 
und Beiratsmitglieder von dem in Betracht kommenden 
Versicherungsträger bzw. vom Dachverband; 

 3. für die nach § 8 Abs. 1 Z 3 lit. e teilversicherten 
Versicherungsvertreter/innen, Senior/inn/envertreter/innen und 
Behindertenvertreter/innen von dem in Betracht kommenden 
Versicherungsträger bzw. vom Dachverband; 

 4. bis 6. …  4. bis 6. … 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 

Unterstützungsfonds Unterstützungsfonds 

§ 84. (1) und (2) … § 84. (1) und (2) … 

(3) Dem Unterstützungsfonds können (3) Dem Unterstützungsfonds können 

 1. …  1. … 

 2. die Träger der Pensionsversicherung von den Erträgen an 
Versicherungsbeiträgen bis zu den nachstehend angeführten 
Tausendsätzen, und zwar 

 2. die Träger der Pensionsversicherung von den Erträgen an 
Versicherungsbeiträgen bis zu den nachstehend angeführten 
Tausendsätzen, und zwar 

 a) …  a) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 b) die Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau bis zu 1,5 vT  b) die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und 
Bergbau bis zu 1,5 vT 

überweisen. überweisen. 

(4) Die Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau als Träger der 
Unfallversicherung kann zur Auffüllung des Unterstützungsfonds einen Zuschlag 
zu den Unfallversicherungsbeiträgen bis zu 3 vT dieser Beiträge einheben. 

(4) Die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und 
Bergbau als Träger der Unfallversicherung kann zur Auffüllung des 
Unterstützungsfonds einen Zuschlag zu den Unfallversicherungsbeiträgen bis zu 
3 vT dieser Beiträge einheben. 

(5) Überweisungen nach Abs. 3 und 4 dürfen nur so weit erfolgen, daß die 
Mittel des Unterstützungsfonds am Ende des Geschäftsjahres 

(5) Überweisungen nach Abs. 3 und 4 dürfen nur so weit erfolgen, daß die 
Mittel des Unterstützungsfonds am Ende des Geschäftsjahres 

 1. …  1. … 

 2. bei den Trägern der Pensionsversicherung den nachstehend angeführten 
Tausendsatz, und zwar 

 2. bei den Trägern der Pensionsversicherung den nachstehend angeführten 
Tausendsatz, und zwar 

 a) …  a) … 

 b) bei der Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau 3,0 vT  b) bei der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und 
Bergbau 3,0 vT 

der Erträge an Versicherungsbeiträgen nicht übersteigen. der Erträge an Versicherungsbeiträgen nicht übersteigen. 

(6) ... (6) ... 

Anfall der Leistungen Anfall der Leistungen 

§ 86. (1) und (2) ... § 86. (1) und (2) ... 

(3) Pensionen aus der Pensionsversicherung fallen an: (3) Pensionen aus der Pensionsversicherung fallen an: 

 1. ...  1. ... 

 2. Alle übrigen Pensionen fallen mit Erfüllung der 
Anspruchsvoraussetzungen an, wenn sie auf einen Monatsersten fällt, 
sonst mit dem der Erfüllung der Voraussetzungen folgenden 
Monatsersten, sofern die Pension binnen einem Monat nach Erfüllung der 
Voraussetzungen beantragt wird. Wird der Antrag auf die Pension erst 
nach Ablauf dieser Frist gestellt, so fällt die Pension mit dem Stichtag an. 
Für den Anfall einer Pension aus den Versicherungsfällen der geminderten 
Arbeitsfähigkeit ist zusätzlich die Aufgabe oder Karenzierung der 
Tätigkeit, auf Grund welcher der (die) Versicherte als invalid 
(berufsunfähig, dienstunfähig) gilt, erforderlich, es sei denn, der (die) 
Versicherte bezieht ein Pflegegeld ab Stufe 3 nach § 4 des 
Bundespflegegeldgesetzes, BGBl. Nr. 110/1993, oder nach den 

 2. Alle übrigen Pensionen fallen mit Erfüllung der 
Anspruchsvoraussetzungen an, wenn sie auf einen Monatsersten fällt, 
sonst mit dem der Erfüllung der Voraussetzungen folgenden 
Monatsersten, sofern die Pension binnen einem Monat nach Erfüllung der 
Voraussetzungen beantragt wird. Wird der Antrag auf die Pension erst 
nach Ablauf dieser Frist gestellt, so fällt die Pension mit dem Stichtag an. 
Für den Anfall einer Pension aus den Versicherungsfällen der geminderten 
Arbeitsfähigkeit ist zusätzlich die Aufgabe oder Karenzierung der 
Tätigkeit, auf Grund welcher der (die) Versicherte als invalid 
(berufsunfähig, dienstunfähig) gilt, erforderlich, es sei denn, der (die) 
Versicherte bezieht ein Pflegegeld ab Stufe 3 nach § 4 des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze. Werden dem (der) 
Versicherten medizinische oder berufliche Maßnahmen der Rehabilitation 
gewährt und sind ihm (ihr) diese Maßnahmen unter Berücksichtigung der 
Dauer und des Umfanges seiner (ihrer) Ausbildung sowie der von ihm 
(ihr) bisher ausgeübten Tätigkeit zumutbar, so fällt die Pension aus den 
Versicherungsfällen der geminderten Arbeitsfähigkeit erst dann an, wenn 
durch die Rehabilitationsmaßnahmen die Wiedereingliederung des (der) 
Versicherten in das Berufsleben nicht bewirkt werden kann. 

Bundespflegegeldgesetzes, BGBl. Nr. 110/1993, oder nach den 
Bestimmungen der Landespflegegeldgesetze. 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 

Ruhen der Leistungsansprüche bei Haft und Auslandsaufenthalt Ruhen der Leistungsansprüche bei Haft und Auslandsaufenthalt 

§ 89. (1) Die Leistungsansprüche ruhen § 89. (1) Die Leistungsansprüche ruhen 

 1. in der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung, solange der 
Anspruchsberechtigte oder sein Angehöriger (§ 123), für den die Leistung 
gewährt wird, eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den Fällen der §§ 21 
Abs. 2, 22 und 23 des Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974, in einer der 
dort genannten Anstalten angehalten wird; 

 1. in der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung, solange der 
Anspruchsberechtigte oder sein Angehöriger (§ 123), für den die Leistung 
gewährt wird, im In- oder Ausland eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den 
Fällen der §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 des Strafgesetzbuches, BGBl. 
Nr. 60/1974, in einer der dort genannten Anstalten angehalten wird; 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 

Leistungen Leistungen 

§ 117. Als Leistungen der Krankenversicherung werden nach Maßgabe der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewährt: 

§ 117. Als Leistungen der Krankenversicherung werden nach Maßgabe der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewährt: 

 1. bis 3a. …  1. bis 3a. … 

 4. aus dem Versicherungsfall der Mutterschaft:  4. aus dem Versicherungsfall der Mutterschaft: 

 a) ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand sowie Beistand durch 
diplomierte Kinderkranken- und Säuglingsschwestern (§ 159); 

 a) ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand sowie Beistand durch 
Angehörige des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und 
Krankenpflege (§ 159); 

 b) bis d) …  b) bis d) … 

Eintritt des Versicherungsfalles Eintritt des Versicherungsfalles 

§ 120. Der Versicherungsfall gilt als eingetreten: § 120. Der Versicherungsfall gilt als eingetreten: 

 1. bis 2a. …  1. bis 2a. … 

 3. im Versicherungsfall der Mutterschaft mit dem Beginn der achten Woche 
vor der voraussichtlichen Entbindung; wenn aber die Entbindung vor 

 3. im Versicherungsfall der Mutterschaft mit dem Beginn der achten Woche 
vor der voraussichtlichen Entbindung; wenn aber die Entbindung vor 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
diesem Zeitpunkt erfolgt, mit der Entbindung; ist der Tag der 
voraussichtlichen Entbindung nicht festgestellt worden, mit dem Beginn 
der achten Woche vor der Entbindung. 

diesem Zeitpunkt erfolgt, mit der Entbindung; ist der Tag der 
voraussichtlichen Entbindung nicht festgestellt worden, mit dem Beginn 
der achten Woche vor der Entbindung. 

Darüber hinaus gilt der Versicherungsfall der Mutterschaft bei 
Dienstnehmerinnen und Bezieherinnen einer Leistung nach dem AlVG 
oder KBGG in jenem Zeitpunkt und für jenen Zeitraum als eingetreten, in 
dem im Einzelfall bei Dienstnehmerinnen nach § 4 Abs. 2 auf Grund eines 
fachärztlichen, arbeitsinspektionsärztlichen oder amtsärztlichen, bei 
Dienstnehmerinnen nach § 4 Abs. 4 auf Grund eines fachärztlichen oder 
amtsärztlichen Zeugnisses nachgewiesen wird, dass das Leben oder die 
Gesundheit von Mutter oder Kind bei Fortdauer der Beschäftigung oder 
Aufnahme einer Beschäftigung gefährdet wäre. Der Versicherungsfall der 
Mutterschaft gilt auch mit Beginn eines Beschäftigungsverbotes nach 
§ 13a Abs. 5 Tabakgesetz als eingetreten. 

Darüber hinaus gilt der Versicherungsfall der Mutterschaft bei 
Dienstnehmerinnen und Bezieherinnen einer Leistung nach dem AlVG 
oder KBGG in jenem Zeitpunkt und für jenen Zeitraum als eingetreten, in 
dem im Einzelfall bei Dienstnehmerinnen nach § 4 Abs. 2 auf Grund eines 
fachärztlichen, arbeitsinspektionsärztlichen oder amtsärztlichen, bei 
Dienstnehmerinnen nach § 4 Abs. 4 auf Grund eines fachärztlichen oder 
amtsärztlichen Zeugnisses nachgewiesen wird, dass das Leben oder die 
Gesundheit von Mutter oder Kind bei Fortdauer der Beschäftigung oder 
Aufnahme einer Beschäftigung gefährdet wäre. 

Heilmittel Heilmittel 

§ 136. (1) bis (3) … § 136. (1) bis (3) … 

(4) Bei anzeigepflichtigen übertragbaren Krankheiten darf eine Rezeptgebühr 
nicht eingehoben werden. Der Versicherungsträger hat für diese Fälle besondere 
Rezeptvordrucke aufzulegen, die mit dem Vermerk „rezeptgebührenfrei“ zu 
versehen sind. 

(4) Bei anzeigepflichtigen übertragbaren Krankheiten darf eine Rezeptgebühr 
nicht eingehoben werden. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

Medizinische Maßnahmen der Rehabilitation in der Krankenversicherung Medizinische Maßnahmen der Rehabilitation in der Krankenversicherung 

§ 154a. (1) bis (6) … § 154a. (1) bis (6) … 

(7) Werden Versicherte (PensionsbezieherInnen, Angehörige) für Rechnung 
des Krankenversicherungsträgers in einer der in Abs. 2 Z 1 angeführten 
Einrichtungen untergebracht, so haben diese eine Zuzahlung zu leisten. Die 
Zuzahlung beträgt pro Verpflegstag 

(7) Werden Versicherte (PensionsbezieherInnen, Angehörige) für Rechnung 
des Krankenversicherungsträgers in einer der in Abs. 2 Z 1 angeführten 
Einrichtungen untergebracht, so haben diese eine Zuzahlung zu leisten. Die 
Zuzahlung beträgt pro Verpflegstag 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

An die Stelle dieser Zuzahlungsbeträge treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres, 
erstmals ab 1. Jänner 2012, die unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 mit der 
jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1) vervielfachten Beträge. Der 
Krankenversicherungsträger hat bei Vorliegen einer besonderen sozialen 
Schutzbedürftigkeit der versicherten (pensionsbeziehenden) Person von der 
Einhebung der Zuzahlung abzusehen oder diese herabzusetzen, und zwar nach 

An die Stelle dieser Zuzahlungsbeträge treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres, 
erstmals ab 1. Jänner 2012, die unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 mit der 
jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1) vervielfachten Beträge. Der 
Krankenversicherungsträger hat bei Vorliegen einer besonderen sozialen 
Schutzbedürftigkeit der versicherten (pensionsbeziehenden) Person von der 
Einhebung der Zuzahlung abzusehen oder diese herabzusetzen, und zwar nach 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Maßgabe der vom Hauptverband hiezu erlassenen Richtlinien (§ 30a Abs. 1 Z 27). 
Die Zuzahlung ist sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an den 
Krankenversicherungsträger zu leisten und darf für jede versicherte 
(pensionsbeziehende, angehörige) Person für höchstens 28 Tage pro Kalenderjahr 
eingehoben werden. 

Maßgabe der vom Dachverband hiezu erlassenen Richtlinien (§ 30a Abs. 1 Z 27). 
Die Zuzahlung ist sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an den 
Krankenversicherungsträger zu leisten und darf für jede versicherte 
(pensionsbeziehende, angehörige) Person für höchstens 28 Tage pro Kalenderjahr 
eingehoben werden. 

Maßnahmen der Krankenversicherungsträger zur Festigung der Gesundheit Maßnahmen der Krankenversicherungsträger zur Festigung der Gesundheit 

§ 155. (1) ... § 155. (1) ... 

(2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Betracht: (2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Betracht: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. die Übernahme der Reisekosten in den Fällen der Z 1 bis 3 nach Maßgabe 
der Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahme auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten bzw. Angehörigen. 

 3. die Übernahme der Reisekosten in den Fällen der Z 1 und 2 nach Maßgabe 
der Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahme auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten bzw. Angehörigen. 

(3) Werden Versicherte (Angehörige) für Rechnung des 
Krankenversicherungsträgers in einer der in Abs. 2 Z 1 bis 3 angeführten 
Einrichtungen (ausgenommen die Fälle der Zuschussgewährung durch den 
Krankenversicherungsträger) untergebracht, so haben diese eine Zuzahlung zu 
leisten, deren Höhe sich nach § 154a Abs. 7 zweiter bis vierter Satz richtet. Sie ist 
sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an den 
Krankenversicherungsträger zu leisten. 

(3) Werden Versicherte (Angehörige) für Rechnung des 
Krankenversicherungsträgers in einer der in Abs. 2 Z 1 und 2 angeführten 
Einrichtungen (ausgenommen die Fälle der Zuschussgewährung durch den 
Krankenversicherungsträger) untergebracht, so haben diese eine Zuzahlung zu 
leisten, deren Höhe sich nach § 154a Abs. 7 zweiter bis vierter Satz richtet. Sie ist 
sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an den 
Krankenversicherungsträger zu leisten. 

(4) … (4) … 

Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand durch diplomierte 
Kinderkranken- und Säuglingsschwestern 

Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand durch Angehörige des 
gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege 

§ 159. Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand durch 
diplomierte Kinderkranken- und Säuglingsschwestern werden in entsprechender 
Anwendung der §§ 134 und 135 gewährt. Hat die Anspruchsberechtigte nicht die 
Vertragspartner (§ 338) oder die eigenen Einrichtungen (Vertragseinrichtungen) 
des Versicherungsträgers in Anspruch genommen, so gebührt ihr Kostenersatz 
gemäß § 131. 

§ 159. Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand durch 
Angehörige des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege, die eine 
Spezialisierung in Kinder- und Jugendlichenpflege nach § 17 Abs. 2 Z 1 GuKG 
haben, werden in entsprechender Anwendung der §§ 134 und 135 gewährt. Hat die 
Anspruchsberechtigte nicht die Vertragspartner/innen (§ 338) oder die eigenen 
Einrichtungen (Vertragseinrichtungen) des Versicherungsträgers in Anspruch 
genommen, so gebührt ihr Kostenersatz nach § 131. 

Arbeitsunfällen gleichgestellte Unfälle Arbeitsunfällen gleichgestellte Unfälle 

§ 176. (1) Den Arbeitsunfällen sind Unfälle gleichgestellt, die sich bei 
nachstehenden Tätigkeiten ereignen: 

§ 176. (1) Den Arbeitsunfällen sind Unfälle gleichgestellt, die sich bei 
nachstehenden Tätigkeiten ereignen: 
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 1. als Teilnehmer der Betriebs(Gruppen-, Betriebshaupt)versammlung sowie 
der Jugendversammlung oder als Mitglied des Betriebsrates 
(Jugendvertrauensrates) oder als Behindertenvertrauensperson sowie als 
Mitglied eines Wahlvorstandes im Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 22/1974, oder des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287, 
ferner als in demselben Betrieb Beschäftigter bei der Mitwirkung an der 
Besorgung von Aufgaben des Betriebsrates (Jugendvertrauensrates) im 
Auftrag oder über Ersuchen eines Mitgliedes des Betriebsrates 
(Jugendvertrauensrates) sowie als Teilnehmer an einer Schulungs- und 
Bildungsveranstaltung, wenn die Teilnahmeberechtigung auf dem 
Arbeitsverfassungsgesetz (Behinderteneinstellungsgesetz) beruht; das 
gleiche gilt sinngemäß bei gemäß § 1 Abs. 2 Z 3 des 
Arbeitsverfassungsgesetzes vom Geltungsbereich der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes ausgenommenen Arbeitsverhältnissen im Rahmen 
der auf sie anzuwendenden Vorschriften über die Personalvertretung; 

 1. als Teilnehmer der Betriebs(Gruppen-, Betriebshaupt)versammlung sowie 
der Jugendversammlung oder als Mitglied des Betriebsrates 
(Jugendvertrauensrates) oder als Behindertenvertrauensperson sowie als 
Mitglied eines Wahlvorstandes im Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 22/1974, oder des Landarbeitsgesetzes 2021 ferner als in 
demselben Betrieb Beschäftigter bei der Mitwirkung an der Besorgung 
von Aufgaben des Betriebsrates (Jugendvertrauensrates) im Auftrag oder 
über Ersuchen eines Mitgliedes des Betriebsrates (Jugendvertrauensrates) 
sowie als Teilnehmer an einer Schulungs- und Bildungsveranstaltung, 
wenn die Teilnahmeberechtigung auf dem Arbeitsverfassungsgesetz 
(Behinderteneinstellungsgesetz) beruht; das gleiche gilt sinngemäß bei 
gemäß § 1 Abs. 2 Z 3 des Arbeitsverfassungsgesetzes vom 
Geltungsbereich der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
ausgenommenen Arbeitsverhältnissen im Rahmen der auf sie 
anzuwendenden Vorschriften über die Personalvertretung; 

 2.  bis 13. …  2.  bis 13. … 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Rente für hinterbliebene eingetragene Partner/Partnerinnen Rente für hinterbliebene eingetragene Partner/Partnerinnen 

§ 216. Die Bestimmungen über die Witwen(Witwer)rente nach den §§ 215, 
215a, 217 und 220 sind auf hinterbliebene eingetragene Partner/Partnerinnen und 
eingetragene Partnerschaften nach dem EPG sinngemäß anzuwenden. 

§ 216. Die Bestimmungen über die Witwen(Witwer)rente nach den §§ 215, 
215a, 217 und 220 sind auf hinterbliebene eingetragene Partner/Partnerinnen und 
eingetragene Partnerschaften nach dem EPG sinngemäß anzuwenden. Für den 
Anspruch auf Witwen(Witwer)rente sind Zeiten der eingetragenen Partnerschaft 
nach dem EPG und Zeiten der Ehe mit ein und derselben Person 
zusammenzurechnen. 

Eheschließung nach dem Eintritt des Versicherungsfalles Eheschließung nach dem Eintritt des Versicherungsfalles 

§ 217. (1) Die Witwe (der Witwer) hat keinen Anspruch auf Rente, wenn die 
Ehe erst nach dem Eintritt des Versicherungsfalles geschlossen worden und der 
Tod innerhalb des ersten Jahres der Ehe eingetreten ist, es sei denn, 

§ 217. (1) Die Witwe (der Witwer) hat keinen Anspruch auf Rente, wenn die 
Ehe erst nach dem Eintritt des Versicherungsfalles geschlossen worden und der 
Tod innerhalb des ersten Jahres der Ehe eingetreten ist, es sei denn, 

 1. daß in dieser Ehe ein Kind geboren oder durch die Ehe legitimiert wurde 
oder 

 1. daß in dieser Ehe ein Kind oder vor der Eheschließung ein gemeinsames 
Kind geboren wurde oder 

 2.  …  2.  … 

Beitragszeiten nach dem 31. Dezember 1955 Beitragszeiten nach dem 31. Dezember 1955 

§ 225. (1) Als Beitragszeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 sind 
anzusehen: 

§ 225. (1) Als Beitragszeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 sind 
anzusehen: 

2607 der B
eilagen X

X
V

II. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

12 von 59

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  13 von 59 
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 1. und 2. …  1. und 2. … 

 2a. Zeiten einer Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach § 8 
Abs. 1 Z 2 lit. a bis g und j dieses Bundesgesetzes und nach Art. II 
Abschnitt 2a AlVG, für die der Bund, das Bundesministerium für 
Landesverteidigung und Sport, das Arbeitsmarktservice oder ein 
öffentlicher Fonds Beiträge zu zahlen hat; 

 2a. Zeiten einer Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach § 8 
Abs. 1 Z 2 lit. a bis g sowie j und k dieses Bundesgesetzes und nach Art. II 
Abschnitt 2a AlVG, für die der Bund, das Bundesministerium für 
Landesverteidigung und Sport, das Arbeitsmarktservice oder ein 
öffentlicher Fonds Beiträge zu zahlen hat; 

 3. bis 8. …  3. bis 8. … 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung aus der Zeit nach dem 
31. Dezember 1955 und vor dem 1. Jänner 2005 

Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung aus der Zeit nach dem 
31. Dezember 1955 und vor dem 1. Jänner 2005 

§ 227a. (1) bis (3) … § 227a. (1) bis (3) … 

(4) Anspruch für ein und dasselbe Kind besteht in den jeweiligen Zeiträumen 
nur für die Person, die das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. Für die 
Zuordnung zum jeweiligen Elternteil gelten die Abs. 5, 6 und 7. 

(4) Anspruch für ein und dasselbe Kind besteht in den jeweiligen Zeiträumen 
nur für die Person, die das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. Für die 
Zuordnung zum jeweiligen Elternteil gelten die Abs. 5 und 6. 

(5) bis (8) ... (5) bis (8) ... 

Kinder Kinder 

§ 252. (1) ... § 252. (1) ... 

(2) Die Kindeseigenschaft besteht auch nach der Vollendung des 
18. Lebensjahres, wenn und solange das Kind 

(2) Die Kindeseigenschaft besteht auch nach der Vollendung des 
18. Lebensjahres, wenn und solange das Kind 

 1. …  1. … 

 2. als Teilnehmer/in des Freiwilligen Sozialjahres, des Freiwilligen 
Umweltschutzjahres, des Gedenkdienstes oder des Friedens- und 
Sozialdienstes im Ausland tätig ist, längstens bis zur Vollendung des 
27. Lebensjahres; 

 2. als Teilnehmer/in des Freiwilligen Sozialjahres, des Freiwilligen 
Umweltschutzjahres, des Gedenkdienstes oder des Friedens- und 
Sozialdienstes im Ausland nach den Abschnitten 2 bis 4 des 
Freiwilligengesetzes, BGBl. I Nr. 17/2012, tätig ist, längstens bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres; 

 3. …  3. … 

(3) … (3) … 

Witwen(Witwer)pension Witwen(Witwer)pension 

§ 258. (1) und (2) … 

 

§ 258. (1) und (2) … 

(3) Abs. 2 gilt nicht, (3) Abs. 2 gilt nicht, 
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 1. wenn in der Ehe ein Kind geboren oder durch die Ehe ein Kind legitimiert 
wurde oder die Witwe sich im Zeitpunkt des Todes des Ehegatten 
erwiesenermaßen im Zustand der Schwangerschaft befunden hatte oder in 
diesem Zeitpunkt dem Haushalt der Witwe (des Witwers) ein Kind des 
(der) Verstorbenen angehörte, das Anspruch auf Waisenpension hat; 

 1. wenn in der Ehe ein Kind oder vor der Eheschließung ein gemeinsames 
Kind geboren wurde oder die Witwe sich im Zeitpunkt des Todes des 
Ehegatten erwiesenermaßen im Zustand der Schwangerschaft befunden 
hatte oder in diesem Zeitpunkt dem Haushalt der Witwe (des Witwers) ein 
Kind des (der) Verstorbenen angehörte, das Anspruch auf Waisenpension 
hat; 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

(4) ... (4) ... 

 (5) Für den Anspruch auf Witwen(Witwer)pension sind Zeiten der 
eingetragenen Partnerschaft nach dem EPG und Zeiten der Ehe mit ein und 
derselben Person zusammenzurechnen. 

Frühstarterbonus Frühstarterbonus 

§ 262a. (1) Zu den Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters und zur 
Invaliditätspension gebührt für jeden Beitragsmonat auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit, der vor dem Monatsersten nach der Vollendung des 
20. Lebensjahres erworben wurde, ein Frühstarterbonus in der Höhe von 1,00 €. 
Der Frühstarterbonus ist ab Zuerkennung der Pension Bestandteil der 
Pensionsleistung und mit dem Höchstausmaß von 60,00 € begrenzt. 

§ 262a. (1) Zu den Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters und zur 
Invaliditätspension gebührt für jeden Beitragsmonat auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit, der vor dem Monatsersten nach der Vollendung des 
20. Lebensjahres erworben wurde, ein Frühstarterbonus in der Höhe von 1,00 €. 
Der Frühstarterbonus ist ab Zuerkennung der Pension Bestandteil der 
Pensionsleistung und mit dem 60-fachen des im ersten Satz genannten Betrages 
begrenzt. 

(2) ... (2) ... 

(3) An die Stelle der Beträge nach Abs. 1 treten ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2023, die unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 mit 
der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1) vervielfachten Beträge. 

(3) An die Stelle des Betrages nach Abs. 1 tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, 
erstmals ab 1. Jänner 2025, der unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 mit der 
jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1) vervielfachte Betrag. 

Frühstarterbonus Frühstarterbonus 

§ 286a. (1) Zu den Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters, 
ausgenommen zum Knappschaftssold, und zur Knappschaftsvollpension gebührt 
für jeden Beitragsmonat auf Grund einer Erwerbstätigkeit, der vor dem 
Monatsersten nach der Vollendung des 20. Lebensjahres erworben wurde, ein 
Frühstarterbonus in der Höhe von 1,00 €. Der Frühstarterbonus ist ab Zuerkennung 
der Pension Bestandteil der Pensionsleistung und mit dem Höchstausmaß von 
60,00 € begrenzt. 

§ 286a. (1) Zu den Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters, 
ausgenommen zum Knappschaftssold, und zur Knappschaftsvollpension gebührt 
für jeden Beitragsmonat auf Grund einer Erwerbstätigkeit, der vor dem 
Monatsersten nach der Vollendung des 20. Lebensjahres erworben wurde, ein 
Frühstarterbonus in der Höhe von 1,00 € . Der Frühstarterbonus ist ab Zuerkennung 
der Pension Bestandteil der Pensionsleistung und mit dem 60-fachen des im ersten 
Satz genannten Betrages begrenzt. 

(2) … (2) … 
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(3) An die Stelle der Beträge nach Abs. 1 treten ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2023, die unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 mit 
der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1) vervielfachten Beträge. 

(3) An die Stelle des Betrages nach Abs. 1 tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, 
erstmals ab 1. Jänner 2025, der unter Bedachtnahme auf § 108 Abs. 6 mit der 
jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1) vervielfachte Betrag. 

Gesundheitsvorsorge der Pensionsversicherungsträger Gesundheitsvorsorge der Pensionsversicherungsträger 

§ 307d. (1) … § 307d. (1) … 

(2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Frage: (2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Frage: 

 1.  und 2. …  1.  und 2. … 

 3. die Übernahme der Reise- und Transportkosten in den Fällen der Z 1 bis 4 
nach Maßgabe der Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahme auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten bzw. Angehörigen. 

 3. die Übernahme der Reise- und Transportkosten in den Fällen der Z 1 und 
2 nach Maßgabe der Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahme auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten bzw. Angehörigen. 

§ 155 Abs. 3 gilt entsprechend. § 155 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

(6) Werden Versicherte (PensionsbezieherInnen) für Rechnung des 
Pensionsversicherungsträgers in einer der in Abs. 2 Z 1 bis 4 angeführten 
Einrichtungen (ausgenommen die Fälle der Zuschussgewährung durch den 
Pensionsversicherungsträger) untergebracht, so haben diese eine Zuzahlung zu 
leisten, deren Höhe sich nach § 154a Abs. 7 zweiter bis vierter Satz richtet. Sie ist 
sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an den 
Pensionsversicherungsträger zu leisten. 

(6) Werden Versicherte (PensionsbezieherInnen) für Rechnung des 
Pensionsversicherungsträgers in einer der in Abs. 2 Z 1 und 2 angeführten 
Einrichtungen (ausgenommen die Fälle der Zuschussgewährung durch den 
Pensionsversicherungsträger) untergebracht, so haben diese eine Zuzahlung zu 
leisten, deren Höhe sich nach § 154a Abs. 7 zweiter bis vierter Satz richtet. Sie ist 
sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an den 
Pensionsversicherungsträger zu leisten. 

Ersatzleistungen aus der Pensionsversicherung Ersatzleistungen aus der Pensionsversicherung 

§ 327. Aus den Pensionen der Pensionsversicherung gebührt dem Träger der 
Sozialhilfe Ersatz für jede Leistung der Sozialhilfe im Sinne des § 324, für die nicht 
schon ein Ersatzanspruch nach § 325 oder nach § 326 besteht. Andere Leistungen 
der Pensionsversicherung als die Pensionen dürfen zur Befriedigung des 
Ersatzanspruches nicht herangezogen werden. 

§ 327. Aus den Pensionen und dem Übergangsgeld nach § 306 der 
Pensionsversicherung gebührt dem Träger der Sozialhilfe Ersatz für jede Leistung 
der Sozialhilfe im Sinne des § 324, für die nicht schon ein Ersatzanspruch nach 
§ 325 oder nach § 326 besteht. Andere Leistungen der Pensionsversicherung als 
die Pensionen und das Übergangsgeld nach § 306 dürfen zur Befriedigung des 
Ersatzanspruches nicht herangezogen werden. 

§ 342e. (1) Zwischen dem Hauptverband für alle Krankenversicherungsträger 
und der Österreichischen Ärztekammer für sich und die Landesärztekammern ist 
eine für die Vertragsparteien verbindliche gesamtvertragliche Regelung über den 
Einsatz von angestellten Ärztinnen/Ärzten nach § 47a des Ärztegesetzes 1998 bei 
Vertragsärztinnen/Vertragsärzte sowie Vertragsgruppenpraxen abzuschließen. 

§ 342e. (1) Zwischen dem Dachverband für alle Krankenversicherungsträger 
und der Österreichischen Ärztekammer für sich und die Landesärztekammern ist 
eine für die Vertragsparteien verbindliche gesamtvertragliche Regelung über den 
Einsatz von angestellten Ärztinnen/Ärzten nach § 47a des Ärztegesetzes 1998 bei 
Vertragsärztinnen/Vertragsärzte sowie Vertragsgruppenpraxen abzuschließen. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
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Aufnahme der Ärzte in den Vertrag und Auflösung des 
Vertragsverhältnisses 

Aufnahme der Ärzte in den Vertrag und Auflösung des 
Vertragsverhältnisses 

§ 343. (1) bis (2a) … § 343. (1) bis (2a) … 

(3) Der Träger der Krankenversicherung ist zur Auflösung des 
Vertragsverhältnisses mit einem Vertragsarzt oder mit einer Vertrags-
Gruppenpraxis verpflichtet, wenn der Arzt oder ein Gesellschafter einer Vertrags-
Gruppenpraxis die Staatsbürgerschaft eines Mitgliedstaates des Europäischen 
Wirtschaftsraumes oder die Berechtigung zur Ausübung des ärztlichen Berufes 
verliert oder wenn ihm diese Berechtigung von Anfang an fehlte oder wenn im 
Einvernehmen mit der zuständigen Ärztekammer festgestellt wird, dass die 
Voraussetzungen, die zur Bestellung des Vertragsarztes oder der Vertrags-
Gruppenpraxis erforderlich sind, von Anfang an nicht gegeben waren. Abs. 2 
letzter Satz gilt sinngemäß. 

(3) Der Träger der Krankenversicherung ist zur Auflösung des 
Vertragsverhältnisses mit einer Vertragsärztin/einem Vertragsarzt oder mit einer 
Vertrags-Gruppenpraxis verpflichtet, wenn die Ärztin/der Arzt oder eine 
Gesellschafterin/ein Gesellschafter einer Vertrags-Gruppenpraxis die 
Berechtigung zur Ausübung des ärztlichen Berufes verliert oder wenn ihr/ihm 
diese Berechtigung von Anfang an fehlte oder wenn im Einvernehmen mit der 
zuständigen Ärztekammer festgestellt wird, dass die Voraussetzungen, die zur 
Bestellung der Vertragsärztin/des Vertragsarztes oder der Vertrags-Gruppenpraxis 
erforderlich sind, von Anfang an nicht gegeben waren. Die Verpflichtung zur 
Auflösung des Vertragsverhältnisses mit einer Vertrags-Gruppenpraxis besteht 
nicht, wenn diese die/den betroffene/n Gesellschafter/in binnen vier Wochen ab 
Eintritt des Auflösungsgrundes aus der Vertrags- Gruppenpraxis ausschließt. Die 
Wiederaufnahme eines ausgeschlossenen Gesellschafters in eine Vertrags-
Gruppenpraxis kann nur mit Zustimmung der zuständigen 
Sozialversicherungsträger erfolgen. 

(4) … (4) … 

Unfallmeldung Unfallmeldung 

§ 363. (1) und (2) ... § 363. (1) und (2) ... 

(3) Der Träger der Unfallversicherung hat die Meldung eines Arbeitsunfalles 
oder einer Berufskrankheit unverzüglich weiterzuleiten 

(3) Der Träger der Unfallversicherung hat die Meldung eines Arbeitsunfalles 
oder einer Berufskrankheit unverzüglich weiterzuleiten 

 1. …  1. … 

 2. an die zuständige Land- und Forstwirtschaftsinspektion, wenn der Unfall 
(die Berufskrankheit) den Dienstnehmer/die Dienstnehmerin eines 
Betriebes betraf, der/die nach dem Landarbeitsgesetz 1984, BGBl. 
Nr. 287/1984, dem Wirkungsbereich der Land- und 
Forstwirtschaftsinspektion unterliegt. 

 2. an die zuständige Land- und Forstwirtschaftsinspektion, wenn der Unfall 
(die Berufskrankheit) den Dienstnehmer/die Dienstnehmerin eines 
Betriebes betraf, der/die nach dem Landarbeitsgesetz 2021 dem 
Wirkungsbereich der Land- und Forstwirtschaftsinspektion unterliegt. 

Der Träger der Unfallversicherung hat die Daten nach den Abs. 1 und 2 sowie die 
eingelangten Meldungen auf automatisationsunterstütztem Weg zu übermitteln. 

Der Träger der Unfallversicherung hat die Daten nach den Abs. 1 und 2 sowie die 
eingelangten Meldungen auf automatisationsunterstütztem Weg zu übermitteln. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 
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Behördliche Erhebung von Arbeitsunfällen Behördliche Erhebung von Arbeitsunfällen 

§ 365. (1) und (2) … § 365. (1) und (2) … 

(3) § 21 des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, BGBl. Nr. 27/1993, und die auf 
Grund des § 92 des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287/1984, erlassenen 
Ausführungsbestimmungen werden durch die Abs. 1 und 2 nicht berührt. 

(3) § 21 des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, BGBl. Nr. 27/1993, und § 240 
des Landarbeitsgesetzes 2021 werden durch die Abs. 1 und 2 nicht berührt. 

Vorsitz in den Verwaltungskörpern Vorsitz in den Verwaltungskörpern 

§ 430. (1) bis (3a) … § 430. (1) bis (3a) … 

(3b) Die Hauptversammlung der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt hat 
für ihre Amtsdauer aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende/n zu wählen. Er/Sie muss 
der Gruppe der Dienstgeber/innen angehören. Für die Wahl ist die einfache 
Mehrheit aller Mitglieder der Hauptversammlung erforderlich. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die einfache Mehrheit in der Gruppe der 
Dienstgeber/innen. Im Anschluss an die Wahl des/der Vorsitzenden ist für diese/n 
aus der Mitte der Hauptversammlung ein Stellvertreter/eine Stellvertreterin aus der 
Gruppe der Dienstnehmer/innen zu wählen. Der/Die Vorsitzende sowie 
sein/seine/ihr/ihre Stellvertreter/in dürfen weder dem Verwaltungsrat noch einem 
Landesstellenausschuss angehören. Darüber hinaus dürfen diese Personen nicht 
derselben wahlwerbenden Gruppe angehören, der der Obmann/die Obfrau des 
Verwaltungsrates bzw. sein/seine/ihr/ihre Stellvertreter/in zuzurechnen ist. 

(3b) Die Hauptversammlung der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt hat 
für ihre Amtsdauer aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende/n zu wählen. Er/Sie muss 
der Gruppe der Dienstgeber/innen angehören. Für die Wahl ist die einfache 
Mehrheit aller Mitglieder der Hauptversammlung erforderlich. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die einfache Mehrheit in der Gruppe der 
Dienstgeber/innen. Im Anschluss an die Wahl des/der Vorsitzenden ist für diese/n 
aus der Mitte der Hauptversammlung ein Stellvertreter/eine Stellvertreterin aus der 
Gruppe der Dienstnehmer/innen zu wählen. Der/Die Vorsitzende sowie 
sein/seine/ihr/ihre Stellvertreter/in dürfen weder dem Verwaltungsrat noch einem 
Landesstellenausschuss angehören. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 

Angelobung der Versicherungsvertreter/innen Angelobung der Versicherungsvertreter/innen 

§ 431. Die Obmänner/Obfrauen und ihre Stellvertreter/innen, die 
Vorsitzenden der Hauptversammlung sowie der Landesstellenausschüsse und ihre 
Stellvertreter/innen sind von der Aufsichtsbehörde, die übrigen 
Versicherungsvertreter/innen vom Obmann/von der Obfrau bzw. vom vorläufigen 
Verwalter/von der vorläufigen Verwalterin anzugeloben und dabei nachweislich 
auf ihre Pflichten nach § 424 hinzuweisen. 

§ 431. (1) Die Obmänner/Obfrauen und ihre Stellvertreter/innen, die 
Vorsitzenden der Hauptversammlung sowie der Landesstellenausschüsse und ihre 
Stellvertreter/innen sind von der Aufsichtsbehörde anzugeloben und dabei 
nachweislich auf ihre Pflichten nach § 424 hinzuweisen. 

(2) Für die übrigen Versicherungsvertreter/innen gilt Abs. 1 mit der 
Maßgabe, dass diese 

 1. im Verwaltungsrat vom Obmann/von der Obfrau, 

 2. in der Hauptversammlung vom/von der Vorsitzenden der 
Hauptversammlung, 

 3. in den Landesstellenausschüssen vom/von der Vorsitzenden des 
Landesstellenausschusses 
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bzw. vom vorläufigen Verwalter/von der vorläufigen Verwalterin anzugeloben 
sind. 

Aufgaben der Konferenz Aufgaben der Konferenz 

§ 441c. (1) bis (3) … § 441c. (1) bis (3) … 

 (4) Beschlüsse der Konferenz über die Erstellung von Dienstpostenplänen 
(§ 460 Abs. 1), soweit sie sich auf die Gehaltsgruppen F (Höherer Dienst) und G 
(Leitender Dienst) der Dienstordnung A für die Angestellten bei den 
Sozialversicherungsträgern Österreichs (DO. A) erstrecken, bedürfen der 
Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen. 

 Teilnahme der Betriebsvertretungen an den Sitzungen der Verwaltungskörper 
des Dachverbandes 

 § 441g. Zwei in einer gemeinsamen Sitzung der Vorsitzenden der 
Betriebsvertretungen aller Versicherungsträger aus ihrer Mitte mit einfacher 
Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen gewählte Vertreter/innen sind an den 
Sitzungen der Konferenz und der Hauptversammlung mit beratender Stimme 
teilnahmeberechtigt. § 436 ist entsprechend anzuwenden. 

Genehmigung der Beteiligung an fremden Einrichtungen Genehmigung der Beteiligung an fremden Einrichtungen 

§ 446a. Beschlüsse der Verwaltungskörper über eine Beteiligung an fremden 
Einrichtungen gemäß den §§ 23 Abs. 6, 24 Abs. 2 und 25 Abs. 2 bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der Genehmigung durch die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Konsumentenschutz (§ 446 Abs. 3) und dem Bundesminister für 
Finanzen. Das Gleiche gilt für Beschlüsse der Verwaltungskörper über 
Finanzierungs- und Betreibermodelle im Sinne des § 81 Abs. 2 sowie für die 
Gründung von Tochtergesellschaften bzw. die Beteiligung an weiteren Vereinen 
und Gesellschaften im Rahmen solcher Finanzierungs- und Betreibermodelle. 

§ 446a. Beschlüsse der Verwaltungskörper über eine Beteiligung an fremden 
Einrichtungen gemäß den §§ 23 Abs. 6, 24 Abs. 2 und 25 Abs. 2 bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der Genehmigung durch den Bundesminister für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz (§ 446 Abs. 3) im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen. Das Gleiche gilt für Beschlüsse der 
Verwaltungskörper über Finanzierungs- und Betreibermodelle im Sinne des § 81 
Abs. 2 sowie für die Gründung von Tochtergesellschaften bzw. die Beteiligung an 
weiteren Vereinen und Gesellschaften im Rahmen solcher Finanzierungs- und 
Betreibermodelle. 

Genehmigung zu Veränderungen von Vermögensbeständen Genehmigung zu Veränderungen von Vermögensbeständen 

§ 447. (1) Beschlüsse der Verwaltungskörper über Veränderungen im Bestand 
von Liegenschaften, insbesondere über deren Erwerbung, Belastung oder 
Veräußerung, oder über die Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden bedürfen 
zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des Bundesministers/der Bundesministerin 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz. Das gleiche gilt für den 

§ 447. (1) Beschlüsse der Verwaltungskörper über Veränderungen im Bestand 
von Liegenschaften, insbesondere über deren Erwerbung, Belastung oder 
Veräußerung, oder über die Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden bedürfen 
zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch den Bundesminister für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem 
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Umbau von Gebäuden, wenn damit eine Änderung des Verwendungszweckes 
verbunden ist. 

Bundesminister für Finanzen. Das gleiche gilt für den Umbau von Gebäuden, wenn 
damit eine Änderung des Verwendungszweckes verbunden ist. 

(1a) Beschlüsse der Verwaltungskörper über den Abschluss von 
Bestandverträgen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch die 
Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz. 

(1a) Beschlüsse der Verwaltungskörper über den Abschluss von 
Bestandverträgen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch den 
Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. 

(2) und (2a) … (2) und (2a) … 

Beiträge der Träger der Sozialversicherung für die 
Krankenanstaltenfinanzierung; Ausgleichsfonds 

Beiträge der Träger der Sozialversicherung für die 
Krankenanstaltenfinanzierung; Ausgleichsfonds 

§ 447f. (1) bis (7) … § 447f. (1) bis (7) … 

(7a) Die Sozialversicherungsträger als Träger der Krankenversicherung haben 
sich an den Kosten, die aus dem Absehen von einem Kostenbeitrag nach § 27a 
Abs. 7 KAKuG und Abs. 7 Z 4 resultieren, mit einem Betrag in der Höhe von fünf 
Millionen Euro jährlich zu beteiligen. Die Mittel werden durch die gesetzlichen 
Krankenversicherungsträger im Verhältnis der Versichertenzahlen des 
zweitvorangegangenen Jahres aufgebracht. Dieses Verhältnis ist von der 
Trägerkonferenz festzustellen. Die Mittel sind am 20. April jeden Jahres im Wege 
des Dachverbandes im Verhältnis der zu Grunde gelegten Versichertenzahlen an 
den jeweiligen Landesgesundheitsfonds zu überweisen. Die Beträge der 
gesetzlichen Krankenversicherungsträger an den Dachverband sind so zu 
überweisen, dass sie am jeweils vorletzten Bankarbeitstag vor dem 
Überweisungstermin bei diesem eingetroffen sind. 

(7a) Die Sozialversicherungsträger als Träger der Krankenversicherung haben 
sich an den Kosten, die aus dem Absehen von einem Kostenbeitrag nach § 27a 
Abs. 7 KAKuG und Abs. 7 Z 4 resultieren, mit einem Betrag in der Höhe von fünf 
Millionen Euro jährlich zu beteiligen. Die Mittel werden durch die gesetzlichen 
Krankenversicherungsträger im Verhältnis der Versichertenzahlen des 
zweitvorangegangenen Jahres aufgebracht. Dieses Verhältnis ist von der Konferenz 
festzustellen. Die Mittel sind am 20. April jeden Jahres im Wege des 
Dachverbandes im Verhältnis der zu Grunde gelegten Versichertenzahlen an den 
jeweiligen Landesgesundheitsfonds zu überweisen. Die Beträge der gesetzlichen 
Krankenversicherungsträger an den Dachverband sind so zu überweisen, dass sie 
am jeweils vorletzten Bankarbeitstag vor dem Überweisungstermin bei diesem 
eingetroffen sind. 

(8) … (8) … 

(9) Der beim Dachverband errichtete Ausgleichsfonds für die 
Krankenanstaltenfinanzierung hat die Überweisungen der Träger der 
Sozialversicherung nach Maßgabe der Abs. 1 bis 6 und die Aufbringung der dazu 
benötigten Mittel zu gewährleisten. Das Vermögen dieses Fonds ist getrennt vom 
sonstigen Vermögen des Dachverbandes zu verwalten. Allfällige 
Vermögenserträgnisse eines Geschäftsjahres sind an den Ausgleichsfonds der 
Gebietskrankenkassen nach § 447a zu überweisen. Für jedes Jahr ist ein 
Rechnungsabschluss zu erstellen, der jedenfalls aus einer Erfolgsrechnung und 
einer Schlussbilanz zum Ende des Jahres bestehen muss. Weiters ist zum Abschluss 
eines jeden Jahres ein Geschäftsbericht zu verfassen und mit dem 

(9) Der beim Dachverband errichtete Ausgleichsfonds für die 
Krankenanstaltenfinanzierung hat die Überweisungen der Träger der 
Sozialversicherung nach Maßgabe der Abs. 1 bis 6 und die Aufbringung der dazu 
benötigten Mittel zu gewährleisten. Das Vermögen dieses Fonds ist getrennt vom 
sonstigen Vermögen des Dachverbandes zu verwalten. Allfällige 
Vermögenserträgnisse eines Geschäftsjahres sind an die Österreichische 
Gesundheitskasse zu überweisen. Für jedes Jahr ist ein Rechnungsabschluss zu 
erstellen, der jedenfalls aus einer Erfolgsrechnung und einer Schlussbilanz zum 
Ende des Jahres bestehen muss. Weiters ist zum Abschluss eines jeden Jahres ein 
Geschäftsbericht zu verfassen und mit dem Rechnungsabschluss dem 
Bundesministerium für Gesundheit und Frauen vorzulegen. 
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Rechnungsabschluss dem Bundesministerium für Gesundheit und Frauen 
vorzulegen. 

(10) Die Mittel für die Überweisungen des Ausgleichsfonds nach Abs. 3 Z 1 
werden durch Überweisungen der Sozialversicherungsträger nach folgendem 
Schlüssel aufgebracht: 

(10) Die Mittel für die Überweisungen des Ausgleichsfonds nach Abs. 3 Z 1 
werden durch Überweisungen der Sozialversicherungsträger nach folgendem 
Schlüssel aufgebracht: 

Wiener Gebietskrankenkasse 17,44201%, 

Niederösterreichische Gebietskrankenkasse 11,83115%, 

Burgenländische Gebietskrankenkasse 1,94019%, 

Oberösterreichische Gebietskrankenkasse 15,08098%, 

Steiermärkische Gebietskrankenkasse 10,25023%, 

Kärntner Gebietskrankenkasse 5,42866%, 

Salzburger Gebietskrankenkasse 4,71656%, 

Tiroler Gebietskrankenkasse 5,63745%, 

Vorarlberger Gebietskrankenkasse 3,66966%, 

Betriebskrankenkasse Austria Tabak 0,09170%, 

Betriebskrankenkasse der Wiener Verkehrsbetriebe 0,31496%, 

Betriebskrankenkasse Mondi 0,03778%, 

Betriebskrankenkasse voestalpine Bahnsysteme 0,28442%, 

Betriebskrankenkasse Zeltweg 0,06885%, 

Betriebskrankenkasse Kapfenberg 0,20124%, 

Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau (als 
Träger der Krankenversicherung) 

5,20082% 

Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter (als Träger der 
Krankenversicherung) 

7,70689%, 

Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft (als 
Träger der Krankenversicherung) 

5,22166%, 

Sozialversicherungsanstalt der Bauern (als Träger der 
Krankenversicherung) 

4,58485%, 

Wiener Gebietskrankenkasse 17,44201%, 

Niederösterreichische Gebietskrankenkasse 11,83115%, 

Burgenländische Gebietskrankenkasse 1,94019%, 

Oberösterreichische Gebietskrankenkasse 15,08098%, 

Steiermärkische Gebietskrankenkasse 10,25023%, 

Kärntner Gebietskrankenkasse 5,42866%, 

Salzburger Gebietskrankenkasse 4,71656%, 

Tiroler Gebietskrankenkasse 5,63745%, 

Vorarlberger Gebietskrankenkasse 3,66966%, 

Betriebskrankenkasse Austria Tabak 0,09170%, 

Betriebskrankenkasse der Wiener Verkehrsbetriebe 0,31496%, 

Betriebskrankenkasse Mondi 0,03778%, 

Betriebskrankenkasse voestalpine Bahnsysteme 0,28442%, 

Betriebskrankenkasse Zeltweg 0,06885%, 

Betriebskrankenkasse Kapfenberg 0,20124%, 

Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau (als 
Träger der Krankenversicherung) 

5,20082% 

Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter (als Träger der 
Krankenversicherung) 

7,70689%, 

Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft (als 
Träger der Krankenversicherung) 

5,22166%, 

Sozialversicherungsanstalt der Bauern (als Träger der 
Krankenversicherung) 

4,58485%, 
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Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen (als 
Träger der Unfallversicherung) 

0,01253%, 

Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter (als Träger der 
Unfallversicherung) 

0,00686%, 

Allgemeine Unfallversicherungsanstalt 0,00275%, 

Sozialversicherungsanstalt der Bauern (als Träger der 
Unfallversicherung) 

0,16929%, 

Pensionsversicherungsanstalt 0,09091%, 

Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau (als 
Träger der Pensionsversicherung) 

0,00481%, 

Sozialversicherungsanstalt der Bauern (als Träger der 
Pensionsversicherung) 

0,00279%. 

Die Höhe der vorschussweisen Zahlungen sind durch Beschluss der 
Trägerkonferenz festzulegen. 

Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen (als 
Träger der Unfallversicherung) 

0,01253%, 

Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter (als Träger der 
Unfallversicherung) 

0,00686%, 

Allgemeine Unfallversicherungsanstalt 0,00275%, 

Sozialversicherungsanstalt der Bauern (als Träger der 
Unfallversicherung) 

0,16929%, 

Pensionsversicherungsanstalt 0,09091%, 

Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau (als 
Träger der Pensionsversicherung) 

0,00481%, 

Sozialversicherungsanstalt der Bauern (als Träger der 
Pensionsversicherung) 

0,00279%. 

Die Höhe der vorschussweisen Zahlungen sind durch Beschluss der Konferenz 
festzulegen. 

(11) ... (11) ... 

(12) Die Mittel für die Überweisungen des Ausgleichsfonds nach Abs. 3 Z 3 
und Abs. 6 werden aufgebracht durch Überweisungen der 
Krankenversicherungsträger nach einem Schlüssel, der sich aus den 
Gesamtüberweisungen nach Abs. 3 Z 1 und 2 anteilsmäßig für jeden einzelnen 
Krankenversicherungsträger errechnet. Die Prozentsätze des Schlüssels sind auf 
fünf Dezimalstellen zu runden. Die Höhe der vorschussweisen Zahlungen sind 
durch Beschluss der Trägerkonferenz festzulegen. 

(12) Die Mittel für die Überweisungen des Ausgleichsfonds nach Abs. 3 Z 3 
und Abs. 6 werden aufgebracht durch Überweisungen der 
Krankenversicherungsträger nach einem Schlüssel, der sich aus den 
Gesamtüberweisungen nach Abs. 3 Z 1 und 2 anteilsmäßig für jeden einzelnen 
Krankenversicherungsträger errechnet. Die Prozentsätze des Schlüssels sind auf 
fünf Dezimalstellen zu runden. Die Höhe der vorschussweisen Zahlungen sind 
durch Beschluss der Konferenz festzulegen. 

(13)… (13)… 

(14) Die Sozialversicherungsträger leisten an den Fonds nach § 149 Abs. 3 
zweiter Satz ab dem Jahr 2008 jährlich einen Pauschalbeitrag für Leistungen der 
Krankenanstalten nach § 149 Abs. 3. Die Höhe des Pauschalbeitrages richtet sich 
nach § 149 Abs. 3 und 3a. Die Höhe und Fälligkeitstermine der monatlichen 
Teilzahlungen für die vorläufigen Beträge nach § 149 Abs. 3a sind zwischen dem 
Hauptverband und dem nach dem Privatkrankenanstalten-
Finanzierungsfondsgesetz eingerichteten Fonds zu vereinbaren. 

(14) Die Sozialversicherungsträger leisten an den Fonds nach § 149 Abs. 3 
zweiter Satz ab dem Jahr 2008 jährlich einen Pauschalbeitrag für Leistungen der 
Krankenanstalten nach § 149 Abs. 3. Die Höhe des Pauschalbeitrages richtet sich 
nach § 149 Abs. 3 und 3a. Die Höhe und Fälligkeitstermine der monatlichen 
Teilzahlungen für die vorläufigen Beträge nach § 149 Abs. 3a sind zwischen dem 
Dachverband und dem nach dem Privatkrankenanstalten-
Finanzierungsfondsgesetz eingerichteten Fonds zu vereinbaren. 

(15) Die Trägerkonferenz hat mit verbindlicher Wirkung im Sinne des § 30 
Abs. 3 zu beschließen, zu welchen Teilen die Überweisungen nach § 149 Abs. 3 

(15) Die Konferenz hat mit verbindlicher Wirkung im Sinne des § 30 Abs. 3 
zu beschließen, zu welchen Teilen die Überweisungen nach § 149 Abs. 3 und 3a 
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und 3a von den einzelnen Sozialversicherungsträgern vorläufig aufzubringen sind. 
Ferner sind mit diesem Beschluss der Trägerkonferenz die Höhe der 
vorschussweisen Zahlungen sowie deren Fälligkeitstermine festzulegen. Die 
endgültige Berechnung der auf die einzelnen Sozialversicherungsträger 
entfallenden Überweisungsbeträge hat unter Berücksichtigung der 
Inanspruchnahme der Leistungen nach § 149 Abs. 3 im jeweiligen Jahr bis zum 
30. November des Folgejahres zu erfolgen. Die sich daraus ergebenden 
Differenzbeträge sind zwischen den Sozialversicherungsträgern unverzüglich 
auszugleichen. 

von den einzelnen Sozialversicherungsträgern vorläufig aufzubringen sind. Ferner 
sind mit diesem Beschluss der Konferenz die Höhe der vorschussweisen Zahlungen 
sowie deren Fälligkeitstermine festzulegen. Die endgültige Berechnung der auf die 
einzelnen Sozialversicherungsträger entfallenden Überweisungsbeträge hat unter 
Berücksichtigung der Inanspruchnahme der Leistungen nach § 149 Abs. 3 im 
jeweiligen Jahr bis zum 30. November des Folgejahres zu erfolgen. Die sich daraus 
ergebenden Differenzbeträge sind zwischen den Sozialversicherungsträgern 
unverzüglich auszugleichen. 

(16) bis (18) … (16) bis (18) … 

Zahngesundheitsfonds Zahngesundheitsfonds 

§ 447i. (1) bis (4) … § 447i. (1) bis (4) … 

(5) Die Überweisung der an die Krankenversicherungsträger nach diesem 
Bundesgesetz, die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft, die 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern und die Versicherungsanstalt öffentlich 
Bediensteter als Träger der Krankenversicherung erfolgt jedenfalls halbjährlich 
durch Beschluss der Trägerkonferenz. 

(5) Die Überweisung der Mittel an die Krankenversicherungsträger nach 
diesem oder einem anderen Bundesgesetz erfolgt jedenfalls halbjährlich durch 
Beschluss der Konferenz. 

Genehmigungspflicht Genehmigungspflicht 

§ 455. (1) und (2) … § 455. (1) und (2) … 

(3) Wird eine verbindliche Bestimmung der Mustersatzung nicht durch eine 
ihr entsprechende Änderung der Satzung eines Krankenversicherungsträgers in der 
der Verlautbarung dieser verbindlichen Bestimmung nächstfolgenden 
Generalversammlung dieses Krankenversicherungsträgers übernommen, so geht 
die Zuständigkeit zur Änderung der Satzung, die die Übernahme der verbindlichen 
Bestimmung der Mustersatzung zum Gegenstand hat, auf die Trägerkonferenz 
über. Sobald die Generalversammlung des Krankenversicherungsträgers die 
Übernahme der verbindlichen Bestimmung der Mustersatzung durch eine ihr 
entsprechende Satzungsänderung beschlossen hat, tritt der Beschluß der 
Trägerkonferenz mit Wirksamkeitsbeginn der Satzungsänderung außer Kraft. 

(3) Wird eine verbindliche Bestimmung der Mustersatzung nicht durch eine 
ihr entsprechende Änderung der Satzung eines Krankenversicherungsträgers in der 
der Verlautbarung dieser verbindlichen Bestimmung nächstfolgenden 
Hauptversammlung dieses Krankenversicherungsträgers übernommen, so geht die 
Zuständigkeit zur Änderung der Satzung, die die Übernahme der verbindlichen 
Bestimmung der Mustersatzung zum Gegenstand hat, auf die Konferenz über. 
Sobald die Hauptversammlung des Krankenversicherungsträgers die Übernahme 
der verbindlichen Bestimmung der Mustersatzung durch eine ihr entsprechende 
Satzungsänderung beschlossen hat, tritt der Beschluß der Konferenz mit 
Wirksamkeitsbeginn der Satzungsänderung außer Kraft. 

Bedienstete Bedienstete 

§ 460. (1) bis (3) … § 460. (1) bis (3) … 

(3a) Die leitenden Angestellten und die leitenden Ärzte (Ärztinnen) der im 
§ 427 Abs. 1 Z 1 bis 4 genannten Versicherungsträger sowie deren ständige 

(3a) Die leitenden Angestellten und die leitenden Ärzte (Ärztinnen) der im 
§ 427 genannten Versicherungsträger sowie deren ständige StellvertreterInnen sind 
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StellvertreterInnen sind im Wege einer öffentlichen Ausschreibung für jeweils fünf 
Jahre zu bestellen; Wiederbestellungen sind zulässig. Davon abweichende 
Vereinbarungen sind rechtsunwirksam. 

im Wege einer öffentlichen Ausschreibung für jeweils fünf Jahre zu bestellen; 
Wiederbestellungen sind zulässig. Davon abweichende Vereinbarungen sind 
rechtsunwirksam. 

(3b) ... (3b) ... 

(4) Der leitende Angestellte und der leitende Arzt der im § 427 Abs. 1 Z 1 bis 
4 genannten Versicherungsträger und des Dachverbandes dürfen erst nach vorher 
eingeholter Zustimmung des jeweils zuständigen Bundesministers (§ 446 Abs. 3 
Z 1 und 2) bestellt und entlassen werden. 

(4) Der leitende Angestellte und der leitende Arzt der im § 427 genannten 
Versicherungsträger und des Dachverbandes dürfen erst nach vorher eingeholter 
Zustimmung des jeweils zuständigen Bundesministers (§ 446 Abs. 3 Z 1 und 2) 
bestellt und entlassen werden. 

(4a) und (5) … (4a) und (5) … 

Träger der Krankenversicherung Träger der Krankenversicherung 

§ 471i. Zur Durchführung der Krankenversicherung ist die Österreichische 
Gesundheitskasse berufen, es sei denn, die versicherte Person ist 

§ 471i. Zur Durchführung der Krankenversicherung ist die Österreichische 
Gesundheitskasse berufen. 

 1. bereits auf Grund einer Vollversicherung oder  

 2. unter Bedachtnahme auf § 26 für alle geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisse im gesamten Kalenderjahr 

 

einem anderen im § 23 Abs. 1 angeführten Versicherungsträger zugehörig. Sodann 
ist dieser Träger zur Durchführung der Krankenversicherung zuständig. 

 

Überleitungsausschuss – Aufgaben Überleitungsausschuss – Aufgaben 

§ 538w. (1) Folgende Beschlüsse aus dem Wirkungsbereich der 
Verwaltungskörper der Gebietskrankenkassen sind, unbeschadet der 
aufsichtsbehördlichen Genehmigungsrechte (§§ 448 und 449 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2018), allein durch den Überleitungsausschuss zu 
fassen: 

§ 538w. (1) Folgende Beschlüsse aus dem Wirkungsbereich der 
Verwaltungskörper der Gebietskrankenkassen sind, unbeschadet der 
aufsichtsbehördlichen Genehmigungsrechte (§§ 448 und 449 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2018), allein durch den Überleitungsausschuss zu 
fassen: 

 1. …  1. … 

 2. sämtliche Beschlüsse betreffend  2. sämtliche Beschlüsse betreffend 

 a) bis d) …  a) bis d) … 

 e) Beschlüsse betreffend Angelegenheiten gemäß dem Fünften Abschnitt 
(Personal) des Bundesgesetzes über die Prüfung lohnabhängiger 
Abgaben und Beiträge – PLABG, BGBl. I Nr. 100/2018. 

 e) Beschlüsse betreffend Angelegenheiten gemäß dem Fünften Abschnitt 
(Personal) des Bundesgesetzes über die Prüfung lohnabhängiger 
Abgaben und Beiträge – PLABG, BGBl. I Nr. 98/2018. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 
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Dachverband der Sozialversicherungsträger – Mitglieder und 
Konstituierung der Verwaltungskörper 

Dachverband der Sozialversicherungsträger – Mitglieder und 
Konstituierung der Verwaltungskörper 

§ 538z. (1) Der/Die jeweilige Vorsitzende des Verwaltungsrates bzw. 
Überleitungsausschusses der Sozialversicherungsträger sowie deren 
Stellvertreter/in sind ab 15. April 2019 Mitglieder der Überleitungskonferenz, die 
in sinngemäßer Anwendung des § 441a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 100/2018 zu bilden ist. Die §§ 448 und 449 sind hinsichtlich des 
Überleitungsausschusses sinngemäß anzuwenden. 

§ 538z. (1) Der/Die jeweilige Vorsitzende des Verwaltungsrates bzw. 
Überleitungsausschusses der Sozialversicherungsträger sowie deren 
Stellvertreter/in sind ab 15. April 2019 Mitglieder der Überleitungskonferenz, die 
in sinngemäßer Anwendung des § 441a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 100/2018 zu bilden ist. Die §§ 448 und 449 sind hinsichtlich der 
Überleitungskonferenz sinngemäß anzuwenden. 

(2) bis (10) … (2) bis (10) … 

Schlussbestimmung zum Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2019 Schlussbestimmungen zu Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2019 

§ 727. (1) und (2) … § 727. (1) und (2) … 

Pensionsanpassung 2020 Pensionsanpassung 2020 

§ 728. (1) … § 728. (1) … 

(2) Das Gesamtpensionseinkommen einer Person ist die Summe aller ihrer 
Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, auf die nach den am 
31. Dezember 2019 in Geltung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand, 
jedoch vor Anwendung von Ruhens- und Wegfallsbestimmungen sowie der 
Bestimmungen nach § 86 Abs. 3 Z 2 dritter und vierter Satz. Ausgenommen sind 
Kinderzuschüsse, die Ausgleichszulage, Pensionen, die nach § 108h Abs. 1 letzter 
Satz für das Kalenderjahr 2020 nicht anzupassen sind, befristete Pensionen, deren 
Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2019 endet, sowie 
Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2019 durch die 
Anwendung des § 264 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt. Als Teil des 
Gesamtpensionseinkommens gelten auch alle Leistungen, die vom 
Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBl. I Nr. 46/2014, erfasst sind, wenn die 
pensionsbeziehende Person am 31. Dezember 2019 darauf Anspruch hat. Zum 
Gesamtpensionseinkommen sind heranzuziehen: 

(2) Das Gesamtpensionseinkommen einer Person ist die Summe aller ihrer 
Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, auf die nach den am 
31. Dezember 2019 in Geltung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand, 
jedoch vor Anwendung von Ruhens- und Wegfallsbestimmungen sowie der 
Bestimmungen nach § 86 Abs. 3 Z 2 dritter und vierter Satz. Ausgenommen sind 
Kinderzuschüsse, die Ausgleichszulage, befristete Pensionen, deren 
Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2019 endet, sowie 
Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2019 durch die 
Anwendung des § 264 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt. Als Teil des 
Gesamtpensionseinkommens gelten auch alle Leistungen, die vom 
Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBl. I Nr. 46/2014, erfasst sind, wenn die 
pensionsbeziehende Person am 31. Dezember 2019 darauf Anspruch hat. Zum 
Gesamtpensionseinkommen sind heranzuziehen: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

(3) bis (7) ... (3) bis (7) ... 

 Schlussbestimmungen zu Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 
(90. Novelle) 

§ 803. (1) Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 
in Kraft: 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. mit dem der Kundmachung folgenden Tag die §§ 8 Abs. 1 Z 3 lit. i, 15 
Abs. 5, 16 Abs. 2 Z 1, 19 Abs. 1 Z 2, 75a Abs. 3, 84 Abs. 3 Z 2 lit. b sowie 
4 und 5 Z 2 lit. b, 86 Abs. 3 Z 2, 89 Abs. 1 Z 1, 117 Z 4 lit. a, 120 Z 3, 136 
Abs. 4, 155 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3, 159 samt Überschrift, 216 letzter Satz , 
217 Abs. 1 Z 1, 225 Abs. 1 Z 2a, 227a Abs. 4, 252 Abs. 2 Z 2, 258 Abs. 3 
Z 1 und Abs. 5, 307d Abs. 2 Z 3 und Abs. 6, 324 Abs. 4, 327, 343 Abs. 3, 
431 samt Überschrift, 441c Abs. 4, 447f Abs. 9, 449 Abs. 2, 460 Abs. 3a 
und 4, 471i samt Überschrift und 728 Abs. 2 zweiter Satz; 

 2. mit 1. Jänner 2025 die §§ 262a Abs. 1 und 3 sowie 286a Abs. 1 und 3; 

 3. rückwirkend mit 1. März 2024 die Nrn. 5.2.4., 5.2.5. und 6.2.11. bis 6.2.15 
der Anlage 1; 

 4. rückwirkend mit 1. Jänner 2024 § 70a Abs. 1; 

 5. rückwirkend mit 14. Oktober 2023 § 430 Abs. 3b; 

 6. rückwirkend mit 1. Juli 2021 die §§ 27 Abs. 1, 51 Abs. 1 Z 1 lit. c, 176 
Abs. 1 Z 1, 363 Abs. 3 Z 2 und 365 Abs. 3; 

 7. rückwirkend mit 1. Jänner 2020 die §§ 5 Abs. 1 Z 3 lit. c und d, 7 Z 4 lit. o 
und Z 5, 8 Abs. 1 Z 3 lit. e, 28 Z 2 lit. d, 30d Abs. 1 letzter Satz, 31b Abs. 2, 
74 Abs. 3 Z 3, 154a Abs. 7, 342e Abs. 1, 441g samt Überschrift, 446a, 447f 
Abs. 7a dritter Satz, Abs. 10 letzter Satz, Abs. 12 letzter Satz, Abs. 14 
letzter Satz und Abs. 15, 455 Abs. 3, 447i Abs. 5 und 455 Abs. 3 sowie die 
Überschrift zu § 727; 

 8. rückwirkend mit 1. Jänner 2019 die §§ 538w Abs. 1 Z 2 lit. e und 538z 
Abs. 1. 

(2) § 19 Abs. 1 Z 3 und 4 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung außer 
Kraft. 

Anlage 1 Anlage 1 

Liste der Berufskrankheiten (§ 177) Liste der Berufskrankheiten (§ 177) 
   

Lf
d. 
N
r. 

Berufskrankheiten Unternehmen 

1. 
bi

unverändert.  

Lf
d. 
N
r. 

Berufskrankheiten Unternehmen 

1. 
bi

unverändert.  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
s 
5.
2.
3. 
5.
2.
3. 

Erkrankungen durch Arbeit in 
Druckluft 

Alle Unternehmen 

5.
2.
4. 

Druckschädigung der Nerven Alle Unternehmen 

5.
3. 
bi
s 
6.
2.
10
. 

unverändert.  

6.
2.
12
. 

Erkrankungen durch 
Dimethylformamid 

Alle Unternehmen 

6.
2.
13
. 

Erkrankungen durch Butyl-, Methyl- 
und Isopropylalkohol 

Alle Unternehmen 

6.
2.
14
. 

Erkrankungen durch Phenole und 
Katechole 

Alle Unternehmen 

6.
2.
15
. 

Erkrankungen durch halogenierte 
Alkyl-, Aryl- oder Alkylaryloxide 

Alle Unternehmen 

6.
2.

Polyneuropathie oder 
Enzephalopathie durch organische 
Lösungsmittel oder deren Gemische, 

Alle Unternehmen 

s 
5.
2.
3. 
5.
2.
4. 

Erkrankungen durch Arbeit in 
Druckluft 

Alle Unternehmen 

5.
2.
5. 

Druckschädigung der Nerven Alle Unternehmen 

5.
3 
bi
s 
6.
2.
10
. 

unverändert.  

6.
2.
11
. 

Erkrankungen durch 
Dimethylformamid 

Alle Unternehmen 

6.
2.
12
. 

Erkrankungen durch Butyl-, Methyl- 
und Isopropylalkohol 

Alle Unternehmen 

6.
2.
13
. 

Erkrankungen durch Phenole und 
Katechole 

Alle Unternehmen 

6.
2.
14
. 

Erkrankungen durch halogenierte 
Alkyl-, Aryl- oder Alkylaryloxide 

Alle Unternehmen 

6.
2.

Polyneuropathie oder 
Enzephalopathie durch organische 
Lösungsmittel oder deren Gemische, 

Alle Unternehmen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
16
. 

wenn eine regelmäßige Exposition 
bestanden hat, die im Hinblick auf 
Dauer und Ausmaß erheblich war 

7. 
bi
s 
8.
1. 

unverändert.  

 

15
. 

wenn eine regelmäßige Exposition 
bestanden hat, die im Hinblick auf 
Dauer und Ausmaß erheblich war 

7. 
bi
s 
8.
1. 

unverändert.  

 

  

Artikel 2 

Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes (47. Novelle) 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der 
Pensionsversicherung 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der 
Pensionsversicherung 

§ 2. (1) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche 
Personen handelt, in der Krankenversicherung und in der Pensionsversicherung 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen pflichtversichert: 

§ 2. (1) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche 
Personen handelt, in der Krankenversicherung und in der Pensionsversicherung 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen pflichtversichert: 

 1.  und 2. …  1.  und 2. … 

 3. die zu Geschäftsführern bestellten Gesellschafter einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, sofern diese Gesellschaft Mitglied einer der in Z. 1 
bezeichneten Kammern ist und diese Personen nicht bereits aufgrund ihrer 
Beschäftigung (§ 4 Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit § 4 Abs. 2 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) als Geschäftsführer der 
Teilversicherung in der Unfallversicherung oder der Pflichtversicherung 
in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz unterliegen oder aufgrund dieser 
Pflichtversicherung Anspruch auf Kranken- oder Wochengeld aus der 
Krankenversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 
haben, auch wenn dieser Anspruch ruht, oder auf Rechnung eines 
Versicherungsträgers Anstaltspflege erhalten oder in einem Kurheim oder 
in einer Sonderkrankenanstalt untergebracht sind oder Anspruch auf 
Ersatz der Pflegegebühren gemäß § 131 oder § 150 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes einem Versicherungsträger gegenüber 
haben; 

 3. die zu Geschäftsführern bestellten Gesellschafter einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung oder Flexiblen Kapitalgesellschaft, sofern diese 
Gesellschaft Mitglied einer der in Z. 1 bezeichneten Kammern ist und 
diese Personen nicht bereits aufgrund ihrer Beschäftigung (§ 4 Abs. 1 Z 1 
in Verbindung mit § 4 Abs. 2 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes) als Geschäftsführer der Teilversicherung in 
der Unfallversicherung oder der Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 
unterliegen oder aufgrund dieser Pflichtversicherung Anspruch auf 
Kranken- oder Wochengeld aus der Krankenversicherung nach dem 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz haben, auch wenn dieser 
Anspruch ruht, oder auf Rechnung eines Versicherungsträgers 
Anstaltspflege erhalten oder in einem Kurheim oder in einer 
Sonderkrankenanstalt untergebracht sind oder Anspruch auf Ersatz der 
Pflegegebühren gemäß § 131 oder § 150 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes einem Versicherungsträger gegenüber 
haben; 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 4.  …  4.  … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge; Verzugszinsen Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge; Verzugszinsen 

§ 35. (1) Die Beiträge sind, sofern im folgenden nichts anderes bestimmt wird, 
mit dem Ablauf des Kalendermonates fällig, für den sie zu leisten sind. Der 
Beitragsschuldner hat auf seine Gefahr und Kosten die Beiträge an den 
Versicherungsträger unaufgefordert einzuzahlen. Sie bilden mit den Beiträgen zur 
Unfallversicherung eine einheitliche Schuld. Soweit der Versicherungsträger 
Beiträge für die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt (§ 250) einhebt, wird er 
auch dann als deren Vertreter tätig, wenn er alle Beitragsforderungen in einem 
Betrag geltend macht. Dies gilt auch für die Einhebung von Verzugszinsen, 
sonstigen Nebengebühren (§ 37 Abs. 2), Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren 
sowie im Verfahren vor Gerichten und Verwaltungsbehörden.  Solange nicht alle 
Beitragsschulden abgestattet sind, werden Zahlungen anteilsmäßig und auf die 
Beitragsschuld für den jeweils ältesten Beitragszeitraum angerechnet. 

§ 35. (1) Die Beiträge sind, sofern im folgenden nichts anderes bestimmt wird, 
mit dem Ablauf des Kalendermonates fällig, für den sie zu leisten sind. Der 
Beitragsschuldner hat auf seine Gefahr und Kosten die Beiträge an den 
Versicherungsträger unaufgefordert einzuzahlen. Sie bilden mit den Beiträgen zur 
Unfallversicherung eine einheitliche Schuld. Solange nicht alle Beitragsschulden 
abgestattet sind, werden Zahlungen anteilsmäßig und auf die Beitragsschuld für 
den jeweils ältesten Beitragszeitraum angerechnet. 

(2) bis (7) unverändert. (2) bis (7) unverändert. 

Erstattung von Beiträgen in der Krankenversicherung Erstattung von Beiträgen in der Krankenversicherung 

§ 36. (1) Überschreitet bei in der Krankenversicherung Pflichtversicherten 
nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz in einem Kalenderjahr die Summe 
aller Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung und beitragspflichtigen 
Pensionen, einschließlich der Sonderzahlungen, die Summe der monatlichen 
Höchstbeitragsgrundlagen gemäß § 48 für die im Kalenderjahr liegenden Monate 
der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung (Abs. 2), wobei sich deckende 
Monate der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung nur einmal zu zählen 
sind, so hat der leistungszuständige Versicherungsträger nach Abs. 3 der 
versicherten Person die auf den Überschreitungsbetrag entfallenden Beiträge zur 
Krankenversicherung in jener Höhe zu erstatten, in der diese Beiträge von der 
versicherten Person zu tragen sind. 

§ 36. (1) Überschreitet bei in der Krankenversicherung Pflichtversicherten 
nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz in einem Kalenderjahr die Summe 
aller Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung und beitragspflichtigen 
Pensionen bzw. Übergangsgelder, einschließlich der Sonderzahlungen, die Summe 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlagen gemäß § 48 für die im Kalenderjahr 
liegenden Monate der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung (Abs. 2), 
wobei sich deckende Monate der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
nur einmal zu zählen sind, so hat der leistungszuständige Versicherungsträger nach 
Abs. 3 der versicherten Person die auf den Überschreitungsbetrag entfallenden 
Beiträge zur Krankenversicherung in jener Höhe zu erstatten, in der diese Beiträge 
von der versicherten Person zu tragen sind. 

(2) bis (4) unverändert. (2) bis (4) unverändert. 

Ruhen der Leistungsansprüche bei Haft und Auslandsaufenthalt Ruhen der Leistungsansprüche bei Haft und Auslandsaufenthalt 

§ 58. (1) Die Leistungsansprüche ruhen § 58. (1) Die Leistungsansprüche ruhen 

 1. in der Kranken- und Pensionsversicherung, solange der 
Anspruchsberechtigte oder sein Angehöriger (§ 83) bzw. mitversicherter 

 1. in der Kranken- und Pensionsversicherung, solange der 
Anspruchsberechtigte oder sein Angehöriger (§ 83) bzw. mitversicherter 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Familienangehöriger (§ 10), für den die Leistung gewährt wird, eine 
Freiheitsstrafe verbüßt oder in den Fällen der §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 des 
Strafgesetzbuches in einer der dort genannten Anstalten angehalten wird; 

Familienangehöriger (§ 10), für den die Leistung gewährt wird, im In- 
oder Ausland eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den Fällen der §§ 21 
Abs. 2, 22 und 23 des Strafgesetzbuches in einer der dort genannten 
Anstalten angehalten wird; 

 2. unverändert.  2. unverändert. 

(2) bis (6) unverändert. (2) bis (6) unverändert. 

Heilmittel Heilmittel 

§ 92. (1) Heilmittel werden ohne zeitliche Begrenzung als Pflichtleistung 
unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 3 gewährt. 

§ 92. (1) Die Heilmittel umfassen 

  a. die notwendigen Arzneien 

  b. die sonstigen Mittel, die zur Beseitigung oder Linderung der Krankheit 
oder zur Sicherung des Heilerfolges dienen. 

(2) Die Heilmittel umfassen (2) Die Kosten der Heilmittel sind vom Versicherungsträger durch 
Abrechnung mit den Apotheken zu übernehmen. Ein Kostenanteil der/s 
Versicherten (§ 86) ist nicht einzuheben. Die Apotheken übermitteln zum Zweck 
der Versorgungsforschung auch die der Abrechnung entsprechenden Daten, wenn 
keine Abrechnung des Heilmittels mit dem Träger der Krankenversicherung 
erfolgt, da die Rezeptgebühr nach Abs. 3 höher ist als der sonst der 
Krankenversicherung (inklusive Umsatzsteuer) verrechnete Preis. 

 a. die notwendigen Arzneien und  

 b. die sonstigen Mittel, die zur Beseitigung oder Linderung der Krankheit 
oder zur Sicherung des Heilerfolges dienen, 

 

soweit sie von Ärzten/Ärztinnen oder Zahnärzten/Zahnärztinnen 
(Dentisten/Dentistinnen) verschrieben und in Apotheken bzw. von Hausapotheken 
führenden Ärzten/Ärztinnen bezogen werden. 

 

(3) … (3) … 

(4) Bei anzeigepflichtigen übertragbaren Krankheiten darf eine Rezeptgebühr 
nicht eingehoben werden. Der Versicherungsträger hat für diese Fälle besondere 
Rezeptvordrucke aufzulegen, die mit dem Vermerk „rezeptgebührenfrei“ zu 
versehen sind. 

(4) Bei anzeigepflichtigen übertragbaren Krankheiten darf eine Rezeptgebühr 
nicht eingehoben werden.  

(5) und (6) unverändert. (5) und (6) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Maßnahmen zur Festigung der Gesundheit Maßnahmen zur Festigung der Gesundheit 

§ 100. (1) … § 100. (1) … 

(2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Betracht: (2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Betracht: 

 1.  und 2. …  1.  und 2. … 

 3. die Übernahme der Reisekosten in den Fällen der Z 1 bis 3 nach Maßgabe 
der Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahme auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten bzw. Angehörigen; 

 3. die Übernahme der Reisekosten in den Fällen der Z 1 und 2 nach Maßgabe 
der Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahme auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten bzw. Angehörigen; 

 4.  …  4.  … 

(3) Werden Versicherte (Angehörige) für Rechnung des Versicherungsträgers 
als Krankenversicherungsträger in einer der in Abs. 2 Z 1 bis 3 angeführten 
Einrichtungen (ausgenommen die Fälle der Zuschussgewährung durch den 
Versicherungsträger als Krankenversicherungsträger) untergebracht, so haben 
diese eine Zuzahlung zu leisten, deren Höhe sich nach § 99a Abs. 7 zweiter bis 
vierter Satz richtet. Sie ist sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an den 
Versicherungsträger als Krankenversicherungsträger zu leisten. 

(3) Werden Versicherte (Angehörige) für Rechnung des Versicherungsträgers 
als Krankenversicherungsträger in einer der in Abs. 2 Z 1 und 2 angeführten 
Einrichtungen (ausgenommen die Fälle der Zuschussgewährung durch den 
Versicherungsträger als Krankenversicherungsträger) untergebracht, so haben 
diese eine Zuzahlung zu leisten, deren Höhe sich nach § 99a Abs. 7 zweiter bis 
vierter Satz richtet. Sie ist sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an den 
Versicherungsträger als Krankenversicherungsträger zu leisten. 

(4) … (4) … 

Leistungen aus dem Versicherungsfall der Mutterschaft Leistungen aus dem Versicherungsfall der Mutterschaft 

§ 102. (1) unverändert. § 102. (1) unverändert. 

(2) Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand durch diplomierte 
Kinderkranken- und Säuglingsschwestern sind als Pflichtleistungen in 
sinngemäßer Anwendung des § 91 zu gewähren. 

(2) Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand durch Angehörige 
des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege, die eine 
Spezialisierung in Kinder- und Jugendlichenpflege nach § 17 Abs. 2 Z 1 GuKG 
haben, sind als Pflichtleistungen in sinngemäßer Anwendung des § 91 zu 
gewähren. 

(3) bis (5) unverändert. (3) bis (5) unverändert. 

Kinder Kinder 

§ 128. (1) unverändert. § 128. (1) unverändert. 

(2) Die Kindeseigenschaft besteht auch nach der Vollendung des 18. 
Lebensjahres, wenn und solange das Kind 

(2) Die Kindeseigenschaft besteht auch nach der Vollendung des 18. 
Lebensjahres, wenn und solange das Kind 

 1. unverändert.  1. unverändert. 

 2. als Teilnehmer/in des Freiwilligen Sozialjahres, des Freiwilligen 
Umweltschutzjahres, des Gedenkdienstes oder des Friedens- und 

 2. als Teilnehmer/in des Freiwilligen Sozialjahres, des Freiwilligen 
Umweltschutzjahres, des Gedenkdienstes oder des Friedens- und 
Sozialdienstes im Ausland nach den Abschnitten 2 bis 4 des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Sozialdienstes im Ausland nach dem Freiwilligengesetz, BGBl. I 
Nr. 17/2012, tätig ist, längstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres; 

Freiwilligengesetzes, BGBl. I Nr. 17/2012, tätig ist, längstens bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres; 

 3. unverändert.  3. unverändert. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

Witwen(Witwer)pension Witwen(Witwer)pension 

§ 136. (1) und (2) … § 136. (1) und (2) … 

(3) Abs. 2 gilt nicht, (3) Abs. 2 gilt nicht, 

 1. wenn in der Ehe ein Kind geboren oder durch die Ehe ein Kind legitimiert 
wurde oder die Witwe sich im Zeitpunkt des Todes des Ehegatten 
erwiesenermaßen im Zustand der Schwangerschaft befunden hatte oder in 
diesem Zeitpunkt dem Haushalt der Witwe (des Witwers) ein Kind des 
(der) Verstorbenen angehörte, das Anspruch auf Waisenpension hat; 

 1. wenn in der Ehe ein Kind oder vor der Eheschließung ein gemeinsames 
Kind geboren wurde oder die Witwe sich im Zeitpunkt des Todes des 
Ehegatten erwiesenermaßen im Zustand der Schwangerschaft befunden 
hatte oder in diesem Zeitpunkt dem Haushalt der Witwe (des Witwers) ein 
Kind des (der) Verstorbenen angehörte, das Anspruch auf Waisenpension 
hat; 

 2. unverändert.  2. unverändert. 

(4) unverändert. (4) unverändert. 

 (5) Für den Anspruch auf Witwen(Witwer)pension sind Zeiten der 
eingetragenen Partnerschaft nach dem EPG und Zeiten der Ehe mit ein und 
derselben Person zusammenzurechnen. 

Frühstarterbonus Frühstarterbonus 

§ 144a. (1) Zu den Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters und zur 
Erwerbsunfähigkeitspension gebührt für jeden Beitragsmonat auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit, der vor dem Monatsersten nach der Vollendung des 
20. Lebensjahres erworben wurde, ein Frühstarterbonus in der Höhe von 1,00 €. 
Der Frühstarterbonus ist ab Zuerkennung der Pension Bestandteil der 
Pensionsleistung und mit dem Höchstausmaß von 60,00 € begrenzt. 

§ 144a. (1) Zu den Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters und zur 
Erwerbsunfähigkeitspension gebührt für jeden Beitragsmonat auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit, der vor dem Monatsersten nach der Vollendung des 
20. Lebensjahres erworben wurde, ein Frühstarterbonus in der Höhe von 1,00 €. 
Der Frühstarterbonus ist ab Zuerkennung der Pension Bestandteil der 
Pensionsleistung und mit dem 60-fachen des im ersten Satz genannten Betrages 
begrenzt. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

(3) An die Stelle der Beträge nach Abs. 1 treten ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2023, die unter Bedachtnahme auf § 51 mit der 
jeweiligen Aufwertungszahl (§ 47) vervielfachten Beträge. 

(3) An die Stelle des Betrages nach Abs. 1 tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, 
erstmals ab 1. Jänner 2025, der unter Bedachtnahme auf § 51 mit der jeweiligen 
Aufwertungszahl (§ 47) vervielfachte Betrag. 

Ausgleichszulagenbonus/Pensionsbonus Ausgleichszulagenbonus/Pensionsbonus 

§ 156a. (1) bis (4) unverändert. § 156a. (1) bis (4) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(5) Langzeitversicherten Personen, die mit dem Ehegatten bzw. der Ehegattin 
oder dem eingetragenen Partner bzw. der eingetragenen Partnerin im gemeinsamen 
Haushalt leben, gebührt, solange sie ihren rechtmäßigen, gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland haben, zur Ausgleichszulage nach § 150 Abs. 1 lit. a sublit. aa oder zur 
Pension aus eigener Pensionsversicherung ein Bonus 
(Ausgleichszulagenbonus/Pensionsbonus), wenn sie 

(5) Langzeitversicherten Personen, die mit dem Ehegatten bzw. der Ehegattin 
oder dem eingetragenen Partner bzw. der eingetragenen Partnerin im gemeinsamen 
Haushalt leben, gebührt, solange sie ihren rechtmäßigen, gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland haben, zur Ausgleichszulage nach § 150 Abs. 1 lit. a sublit. aa oder zur 
Pension aus eigener Pensionsversicherung ein Bonus 
(Ausgleichszulagenbonus/Pensionsbonus), wenn sie 

 1. unverändert.  1. unverändert. 

 2. ihr Gesamteinkommen (Abs. 8) samt dem Nettoeinkommen des (der) im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten (Ehegattin) oder 
eingetragenen Partners (Partnerin) und der nach § 294 Abs. 4 zu 
berücksichtigenden Beträge 1 782 € nicht übersteigt. 

 2. ihr Gesamteinkommen (Abs. 8) samt dem Nettoeinkommen des (der) im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten (Ehegattin) oder 
eingetragenen Partners (Partnerin) und der nach § 151 Abs. 4 zu 
berücksichtigenden Beträge 1 782 € nicht übersteigt. 

(6) bis (10) unverändert. (6) bis (10) unverändert. 

Gesundheitsvorsorge des Versicherungsträgers Gesundheitsvorsorge des Versicherungsträgers 

§ 169. (1) … § 169. (1) … 

(2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Frage (2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Frage 

 1.  und 2. …  1.  und 2. … 

 3. die Übernahme der Reise- und Transportkosten in den Fällen der Z 1 bis 4 
nach Maßgabe der Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahme auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten bzw. Angehörigen. 

 3. die Übernahme der Reise- und Transportkosten in den Fällen der Z 1 und 
2 nach Maßgabe der Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahme auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten bzw. Angehörigen. 

§ 100 Abs. 3 gilt entsprechend. § 100 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

(5) Werden Versicherte (PensionsbezieherInnen) für Rechnung des 
Versicherungsträgers als Pensionsversicherungsträger in einer der in Abs. 2 Z 1 bis 
4 angeführten Einrichtungen (ausgenommen die Fälle der Zuschussgewährung 
durch den Versicherungsträger als Pensionsversicherungsträger) untergebracht, so 
haben diese eine Zuzahlung zu leisten, deren Höhe sich nach § 99a Abs. 7 zweiter 
bis vierter Satz richtet. Sie ist sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an 
den Versicherungsträger als Pensionsversicherungsträger zu leisten. 

(5) Werden Versicherte (PensionsbezieherInnen) für Rechnung des 
Versicherungsträgers als Pensionsversicherungsträger in einer der in Abs. 2 Z 1 
und 2 angeführten Einrichtungen (ausgenommen die Fälle der Zuschussgewährung 
durch den Versicherungsträger als Pensionsversicherungsträger) untergebracht, so 
haben diese eine Zuzahlung zu leisten, deren Höhe sich nach § 99a Abs. 7 zweiter 
bis vierter Satz richtet. Sie ist sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an 
den Versicherungsträger als Pensionsversicherungsträger zu leisten. 

  

Ersatzleistungen aus der Pensionsversicherung Ersatzleistungen aus der Pensionsversicherung 

§ 187. Aus den Pensionen gebührt dem Träger der Sozialhilfe Ersatz für jede 
Leistung der Sozialhilfe im Sinne des § 185, für die nicht schon ein Ersatzanspruch 

§ 187. Aus den Pensionen und dem Übergangsgeld nach § 164 gebührt dem 
Träger der Sozialhilfe Ersatz für jede Leistung der Sozialhilfe im Sinne des § 185, 
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gegenüber einem Träger der Krankenversicherung oder der Unfallversicherung 
nach den Bestimmungen der §§ 325 und 326 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes besteht. Andere Leistungen der Pensionsversicherung 
als die Pensionen dürfen zur Befriedigung des Ersatzanspruches nicht 
herangezogen werden. 

für die nicht schon ein Ersatzanspruch gegenüber einem Träger der 
Krankenversicherung oder der Unfallversicherung nach den Bestimmungen der 
§§ 325 und 326 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes besteht. Andere 
Leistungen der Pensionsversicherung als die Pensionen und das Übergangsgeld 
nach § 164 dürfen zur Befriedigung des Ersatzanspruches nicht herangezogen 
werden. 

Pensionsanpassung 2020 Pensionsanpassung 2020 

§ 377. (1) unverändert. § 377. (1) unverändert. 

(2) Das Gesamtpensionseinkommen einer Person ist die Summe aller ihrer 
Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, auf die nach den am 
31. Dezember 2019 in Geltung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand, 
jedoch vor Anwendung von Ruhens- und Wegfallsbestimmungen sowie der 
Bestimmungen nach § 55 Abs. 2 Z 2 dritter und vierter Satz. Ausgenommen sind 
Kinderzuschüsse, die Ausgleichszulage, Pensionen, die nach § 50 Abs. 1 letzter 
Satz für das Kalenderjahr 2020 nicht anzupassen sind, befristete Pensionen, deren 
Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2019 endet, sowie 
Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2019 durch die 
Anwendung des § 145 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt. Als Teil des 
Gesamtpensionseinkommens gelten auch alle Leistungen, die vom 
Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBl. I Nr. 46/2014, erfasst sind, wenn die 
pensionsbeziehende Person am 31. Dezember 2019 darauf Anspruch hat. Zum 
Gesamtpensionseinkommen sind heranzuziehen: 

(2) Das Gesamtpensionseinkommen einer Person ist die Summe aller ihrer 
Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, auf die nach den am 
31. Dezember 2019 in Geltung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand, 
jedoch vor Anwendung von Ruhens- und Wegfallsbestimmungen sowie der 
Bestimmungen nach § 55 Abs. 2 Z 2 dritter und vierter Satz. Ausgenommen sind 
Kinderzuschüsse, die Ausgleichszulage,  befristete Pensionen, deren 
Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2019 endet, sowie 
Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2019 durch die 
Anwendung des § 145 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt. Als Teil des 
Gesamtpensionseinkommens gelten auch alle Leistungen, die vom 
Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBl. I Nr. 46/2014, erfasst sind, wenn die 
pensionsbeziehende Person am 31. Dezember 2019 darauf Anspruch hat. Zum 
Gesamtpensionseinkommen sind heranzuziehen: 

 1.  und 2. unverändert.  1.  und 2. unverändert. 

(3) bis (6) unverändert. (3) bis (6) unverändert. 

 Schlussbestimmung zu Art. 2 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 
(47. Novelle) 

§ 414. Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 in 
Kraft: 

 1. mit dem der Kundmachung folgenden Tag die §§ 35 Abs. 1, 58 Abs. 1 Z 1, 
92 Abs. 1, 2 und 4, 100 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3, 102 Abs. 2, 128 Abs. 2 Z 2, 
136 Abs. 3 Z 1 und 5, 169 Abs. 2 Z 3 und Abs. 5, 187 erster Satz sowie 377 
Abs. 2 zweiter Satz; 

 2. mit 1. Jänner 2025 § 144a Abs. 1 und 3; 
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 3. rückwirkend mit 1. Jänner 2024 die §§ 2 Abs. 1 Z 3, 36 Abs. 1 und 92 
Abs. 1 und 2; 

 4. rückwirkend mit 1. Jänner 2020 § 156a Abs. 5 Z 2. 

Artikel 3 

Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes (47. Novelle) 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der 
Pensionsversicherung 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der 
Pensionsversicherung 

§ 2. (1) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche 
Personen handelt, in der Krankenversicherung und in der Pensionsversicherung 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen pflichtversichert: 

§ 2. (1) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche 
Personen handelt, in der Krankenversicherung und in der Pensionsversicherung 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen pflichtversichert: 

 1. Personen, die auf ihre Rechnung und Gefahr einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb im Sinne der Bestimmungen des 
Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287, führen oder auf deren 
Rechnung und Gefahr ein solcher Betrieb geführt wird. Dabei wird 
vermutet, daß Grundstücke, die als forstwirtschaftliches Vermögen nach 
dem Bewertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148, bewertet sind oder Teil einer 
als solches bewerteten wirtschaftlichen Einheit sind, in der einem 
forstwirtschaftlichen Betrieb entsprechenden Weise auf Rechnung und 
Gefahr der dazu im eigenen Namen Berechtigten bewirtschaftet werden. 
Der Gegenbeweis ist für Zeiten, die länger als einen Monat von der 
Meldung (§ 16) des der Vermutung widersprechenden Sachverhaltes 
zurückliegen, unzulässig. Die Pflichtversicherung erstreckt sich nach 
Maßgabe der Anlage 2 auch auf 

 1. Personen, die auf ihre Rechnung und Gefahr einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb im Sinne der Bestimmungen des 
Landarbeitsgesetzes 2021, BGBl. I Nr. 78/2021, führen oder auf deren 
Rechnung und Gefahr ein solcher Betrieb geführt wird. Dabei wird 
vermutet, daß Grundstücke, die als forstwirtschaftliches Vermögen nach 
dem Bewertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148, bewertet sind oder Teil einer 
als solches bewerteten wirtschaftlichen Einheit sind, in der einem 
forstwirtschaftlichen Betrieb entsprechenden Weise auf Rechnung und 
Gefahr der dazu im eigenen Namen Berechtigten bewirtschaftet werden. 
Der Gegenbeweis ist für Zeiten, die länger als einen Monat von der 
Meldung (§ 16) des der Vermutung widersprechenden Sachverhaltes 
zurückliegen, unzulässig. Die Pflichtversicherung erstreckt sich nach 
Maßgabe der Anlage 2 auch auf 

 a) bis c) unverändert.  a) bis c) unverändert. 

 d) Tätigkeiten nach § 5 Abs. 5 lit. g des Landarbeitsgesetzes 1984,  d) Tätigkeiten nach § 4 Abs. 5 Z 7 des Landarbeitsgesetzes 2021, 

 e) unverändert.  e) unverändert. 

 1a. die GesellschafterInnen einer offenen Gesellschaft und die unbeschränkt 
haftenden GesellschafterInnen einer Kommanditgesellschaft, sofern die 
Führung eines land(forst)wirtschaftlichen Betriebes im Sinne des 
Landarbeitsgesetzes 1984 zum Unternehmensgegenstand der Gesellschaft 
zählt; Z 1 zweiter bis vierter Satz sind entsprechend anzuwenden; 

 1a. die GesellschafterInnen einer offenen Gesellschaft und die unbeschränkt 
haftenden GesellschafterInnen einer Kommanditgesellschaft, sofern die 
Führung eines land(forst)wirtschaftlichen Betriebes im Sinne des 
Landarbeitsgesetzes 2021 zum Unternehmensgegenstand der Gesellschaft 
zählt; Z 1 zweiter bis vierter Satz sind entsprechend anzuwenden; 

 2. bis 4. unverändert.  2. bis 4. unverändert. 

(2) bis (7) unverändert. (2) bis (7) unverändert. 
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Auskunftspflicht der Versicherten und der 
Leistungs(Zahlungs)empfängerInnen sowie sonstiger Personen 

Auskunftspflicht der Versicherten und der 
Leistungs(Zahlungs)empfängerInnen sowie sonstiger Personen 

§ 20. (1) bis (7a) unverändert. § 20. (1) bis (7a) unverändert. 

(8) EigentümerInnen eines land(forst)wirtschaftlichen Betriebes oder einer 
land(forst)wirtschaftlichen Fläche im Sinne des Landarbeitsgesetzes 1984 haben 
auf Anfrage des Versicherungsträgers binnen zwei Wochen hinsichtlich dieser 
Betriebs- oder Flächenbewirtschaftung Folgendes mitzuteilen: 

(8) EigentümerInnen eines land(forst)wirtschaftlichen Betriebes oder einer 
land(forst)wirtschaftlichen Fläche im Sinne des Landarbeitsgesetzes 2021 haben 
auf Anfrage des Versicherungsträgers binnen zwei Wochen hinsichtlich dieser 
Betriebs- oder Flächenbewirtschaftung Folgendes mitzuteilen: 

 1. bis 3. unverändert.  1. bis 3. unverändert. 

Erstattung von Beiträgen in der Krankenversicherung Erstattung von Beiträgen in der Krankenversicherung 

§ 33c. (1) Überschreitet bei in der Krankenversicherung Pflichtversicherten 
nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz in einem Kalenderjahr die Summe 
aller Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung und beitragspflichtigen 
Pensionen, einschließlich der Sonderzahlungen, die Summe der monatlichen 
Höchstbeitragsgrundlagen gemäß § 48 für die im Kalenderjahr liegenden Monate 
der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung (Abs. 2), wobei sich deckende 
Monate der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung nur einmal zu zählen 
sind, so hat der leistungszuständige nach Abs. 3 Versicherungsträger der 
versicherten Person die auf den Überschreitungsbetrag entfallenden Beiträge zur 
Krankenversicherung in jener Höhe zu erstatten, in der diese Beiträge von der 
versicherten Person zu tragen sind, vorausgesetzt, die versicherte Person war nach 
diesem Bundesgesetz zur Beitragszahlung verpflichtet. 

§ 33c. (1) Überschreitet bei in der Krankenversicherung Pflichtversicherten 
nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz in einem Kalenderjahr die Summe 
aller Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung und beitragspflichtigen 
Pensionen bzw. Übergangsgelder, einschließlich der Sonderzahlungen, die Summe 
der monatlichen Höchstbeitragsgrundlagen gemäß § 48 für die im Kalenderjahr 
liegenden Monate der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung (Abs. 2), 
wobei sich deckende Monate der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
nur einmal zu zählen sind, so hat der leistungszuständige nach Abs. 3 
Versicherungsträger der versicherten Person die auf den Überschreitungsbetrag 
entfallenden Beiträge zur Krankenversicherung in jener Höhe zu erstatten, in der 
diese Beiträge von der versicherten Person zu tragen sind, vorausgesetzt, die 
versicherte Person war nach diesem Bundesgesetz zur Beitragszahlung 
verpflichtet. 

(2) bis (5) unverändert. (2) bis (5) unverändert. 

Ruhen der Leistungsansprüche bei Haft und Auslandsaufenthalt Ruhen der Leistungsansprüche bei Haft und Auslandsaufenthalt 

§ 54. (1) Die Leistungsansprüche ruhen § 54. (1) Die Leistungsansprüche ruhen 

 1. in der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung, solange der 
Anspruchsberechtigte oder sein Angehöriger (§ 78), für den die Leistung 
gewährt wird, eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den Fällen der §§ 21 
Abs. 2, 22 und 23 des Strafgesetzbuches in einer der dort genannten 
Anstalten angehalten wird; 

 1. in der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung, solange der 
Anspruchsberechtigte oder sein Angehöriger (§ 78), für den die Leistung 
gewährt wird, im In- oder Ausland eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den 
Fällen der §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 des Strafgesetzbuches in einer der dort 
genannten Anstalten angehalten wird; 

 2. und 3. unverändert.  2. und 3. unverändert. 

(2) bis (6) unverändert. (2) bis (6) unverändert. 

2607 der B
eilagen X

X
V

II. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

35 von 59

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  36 von 59 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Arten der Erbringung der Leistungen, Kostenbeteiligung Arten der Erbringung der Leistungen, Kostenbeteiligung 

§ 80. (1) bis (3) unverändert. § 80. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Der Versicherungsträger kann von der Einhebung des Kostenanteiles 
absehen 

(4) Der Versicherungsträger kann von der Einhebung des Kostenanteiles 
absehen 

 a) bis b) unverändert;  a) bis b) unverändert; 

 c) bei Sachleistungen, wenn durch die abgeschlossenen vertraglichen 
Regelungen die Vergütung rückwirkend erhöht wird, für den auf die 
Erhöhung entfallenden Kostenanteil. 

 c) bei Sachleistungen, wenn durch die abgeschlossenen vertraglichen 
Regelungen die Vergütung rückwirkend erhöht wird, für den auf die 
Erhöhung entfallenden Kostenanteil; 

  d) für die Dauer einer Chemo- oder Strahlentherapie nach 
Maßgabe der Satzung des Versicherungsträgers, wobei die 
finanzielle Leistungsfähigkeit des Versicherungsträgers, die 
Art und Frequenz der Leistungserbringung, gesundheitliche 
Zielvorgaben und die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Versicherten zu berücksichtigen sind. 

(5) bis (8) unverändert. (5) bis (8) unverändert. 

Heilmittel Heilmittel 

§ 86. (1) unverändert. § 86. (1) unverändert. 

(2) Im Falle einer Geldleistung im Sinne der Bestimmungen des § 85 Abs. 2 
lit. b ist der Kostenanteil oder die Zuzahlung vom Erstattungsbetrag in Abzug zu 
bringen. 

(2) Im Falle einer Geldleistung im Sinne der Bestimmungen des § 85 Abs. 2 
lit. b ist der Kostenanteil oder die Zuzahlung vom Erstattungsbetrag in Abzug zu 
bringen. Die Apotheken übermitteln zum Zweck der Versorgungsforschung auch 
die der Abrechnung entsprechenden Daten, wenn keine Abrechnung des 
Heilmittels mit dem Träger der Krankenversicherung erfolgt, da die Rezeptgebühr 
nach Abs. 3 höher ist als der sonst der Krankenversicherung (inklusive 
Umsatzsteuer) verrechnete Preis. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

(4) Bei anzeigepflichtigen übertragbaren Krankheiten darf eine Rezeptgebühr 
nicht eingehoben werden. Der Versicherungsträger hat für diese Fälle besondere 
Rezeptvordrucke aufzulegen, die mit dem Vermerk „rezeptgebührenfrei“ zu 
versehen sind. 

(4) Bei anzeigepflichtigen übertragbaren Krankheiten darf eine Rezeptgebühr 
nicht eingehoben werden. 

(5) und (6) unverändert. (5) und (6) unverändert. 

Leistungen aus dem Versicherungsfall der Mutterschaft Leistungen aus dem Versicherungsfall der Mutterschaft 

§ 97. (1) bis (3) unverändert. § 97. (1) bis (3) unverändert. 
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(4) Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand durch diplomierte 
Kinderkranken- und Säuglingsschwestern werden in entsprechender Anwendung 
der §§ 84, 85 und 88 gewährt. 

(4) Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand durch Angehörige 
des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege, die eine 
Spezialisierung in Kinder- und Jugendlichenpflege nach § 17 Abs. 2 Z 1 GuKG 
haben, werden in entsprechender Anwendung der §§ 84, 85 und 88 gewährt. 

(5) bis (8) unverändert. (5) bis (8) unverändert. 

Maßnahmen zur Festigung der Gesundheit Maßnahmen zur Festigung der Gesundheit 

§ 100. (1) … § 100. (1) … 

(2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Betracht: (2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Betracht: 

 1.  und 2. …  1.  und 2. … 

 3. die Übernahme der Reisekosten in den Fällen der Z 1 bis 3 nach Maßgabe 
der Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahme auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten bzw. Angehörigen; 

 3. die Übernahme der Reisekosten in den Fällen der Z 1 und 2 nach Maßgabe 
der Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahme auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten bzw. Angehörigen; 

 4.  …  4.  … 

(3) Werden Versicherte (Angehörige) für Rechnung des Versicherungsträgers 
als Krankenversicherungsträger in einer der in Abs. 2 Z 1 bis 3 angeführten 
Einrichtungen (ausgenommen die Fälle der Zuschussgewährung durch den 
Versicherungsträger als Krankenversicherungsträger) untergebracht, so haben 
diese eine Zuzahlung zu leisten, deren Höhe sich nach § 96a Abs. 7 zweiter bis 
vierter Satz richtet. Sie ist sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an den 
Versicherungsträger als Krankenversicherungsträger zu leisten. 

(3) Werden Versicherte (Angehörige) für Rechnung des Versicherungsträgers 
als Krankenversicherungsträger in einer der in Abs. 2 Z 1 und 2 angeführten 
Einrichtungen (ausgenommen die Fälle der Zuschussgewährung durch den 
Versicherungsträger als Krankenversicherungsträger) untergebracht, so haben 
diese eine Zuzahlung zu leisten, deren Höhe sich nach § 96a Abs. 7 zweiter bis 
vierter Satz richtet. Sie ist sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an den 
Versicherungsträger als Krankenversicherungsträger zu leisten. 

(4) … (4) … 

Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung 

§ 118b. (1) Überschreitet in einem Kalenderjahr § 118b. (1) Überschreitet in einem Kalenderjahr 

 1. und 3. unverändert.  1. und 3. unverändert. 

die Summe aller Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung – einschließlich der 
Sonderzahlungen – die Summe der monatlichen Höchstbeitragsgrundlagen nach 
§ 48 GSVG für die im Kalenderjahr liegenden Beitragsmonate der 
Pflichtversicherung auf Grund einer Erwerbstätigkeit, wobei sich deckende 
Beitragsmonate nur ein Mal zu zählen sind, so hat die versicherte Person Anspruch 
auf Beitragserstattung nach Abs. 2. Dies gilt nicht, wenn ausschließlich Beiträge 
nach dem ASVG und/oder GSVG entrichtet wurden; in diesen Fällen erfolgt die 
Beitragserstattung nach § 70 ASVG oder nach § 127b GSVG. 

die Summe aller Beitragsgrundlagen der Pflichtversicherung – einschließlich der 
Sonderzahlungen – die Summe der monatlichen Höchstbeitragsgrundlagen nach 
§ 48 GSVG für die im Kalenderjahr liegenden Beitragsmonate der 
Pflichtversicherung auf Grund einer Erwerbstätigkeit, wobei sich deckende 
Beitragsmonate nur ein Mal zu zählen sind, so hat die versicherte Person Anspruch 
auf Beitragserstattung nach Abs. 2. Dies gilt nicht, wenn ausschließlich Beiträge 
nach dem ASVG und/oder GSVG/FSVG entrichtet wurden; in diesen Fällen erfolgt 
die Beitragserstattung nach § 70 ASVG oder nach § 127b GSVG. 
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(2) bis (4) unverändert. (2) bis (4) unverändert. 

Kinder Kinder 

§ 119. (1) unverändert. § 119. (1) unverändert. 

(2) Die Kindeseigenschaft besteht auch nach der Vollendung des 18. 
Lebensjahres, wenn und solange das Kind 

(2) Die Kindeseigenschaft besteht auch nach der Vollendung des 18. 
Lebensjahres, wenn und solange das Kind 

 1. unverändert;  1. unverändert; 

 2. als Teilnehmer/in des Freiwilligen Sozialjahres, des Freiwilligen 
Umweltschutzjahres, des Gedenkdienstes oder des Friedens- und 
Sozialdienstes im Ausland nach dem Freiwilligengesetz, BGBl. I 
Nr. 17/2012, tätig ist, längstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres; 

 2. als Teilnehmer/in des Freiwilligen Sozialjahres, des Freiwilligen 
Umweltschutzjahres, des Gedenkdienstes oder des Friedens- und 
Sozialdienstes im Ausland nach den Abschnitten 2 bis 4 des 
Freiwilligengesetzes, BGBl. I Nr. 17/2012, tätig ist, längstens bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres; 

 3. unverändert.  3. unverändert. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

Witwen(Witwer)pension Witwen(Witwer)pension 

§ 127. (1) und (2) … § 127. (1) und (2) … 

(3) Abs. 2 gilt nicht, (3) Abs. 2 gilt nicht, 

 1. wenn in der Ehe ein Kind geboren oder durch die Ehe ein Kind legitimiert 
wurde oder die Witwe sich im Zeitpunkt des Todes des Ehegatten 
erwiesenermaßen im Zustand der Schwangerschaft befunden hatte oder in 
diesem Zeitpunkt dem Haushalt der Witwe (des Witwers) ein Kind des 
(der) Verstorbenen angehörte, das Anspruch auf Waisenpension hat; 

 1. wenn in der Ehe ein Kind oder vor der Eheschließung ein gemeinsames 
Kind geboren wurde oder die Witwe sich im Zeitpunkt des Todes des 
Ehegatten erwiesenermaßen im Zustand der Schwangerschaft befunden 
hatte oder in diesem Zeitpunkt dem Haushalt der Witwe (des Witwers) ein 
Kind des (der) Verstorbenen angehörte, das Anspruch auf Waisenpension 
hat; 

 2. unverändert.  2. unverändert. 

(4) unverändert. (4) unverändert. 

 (5) Für den Anspruch auf Witwen(Witwer)pension sind Zeiten der 
eingetragenen Partnerschaft nach dem EPG und Zeiten der Ehe mit ein und 
derselben Person zusammenzurechnen. 

Frühstarterbonus Frühstarterbonus 

§ 135a. (1) Zu den Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters und zur 
Erwerbsunfähigkeitspension gebührt für jeden Beitragsmonat auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit, der vor dem Monatsersten nach der Vollendung des 
20. Lebensjahres erworben wurde, ein Frühstarterbonus in der Höhe von 1,00 €. 

§ 135a. (1) Zu den Leistungen aus den Versicherungsfällen des Alters und zur 
Erwerbsunfähigkeitspension gebührt für jeden Beitragsmonat auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit, der vor dem Monatsersten nach der Vollendung des 
20. Lebensjahres erworben wurde, ein Frühstarterbonus in der Höhe von 1,00 €. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Der Frühstarterbonus ist ab Zuerkennung der Pension ein Bestandteil der 
Pensionsleistung und mit dem Höchstausmaß von 60,00 € begrenzt. 

Der Frühstarterbonus ist ab Zuerkennung der Pension ein Bestandteil der 
Pensionsleistung und mit dem 60-fachen des im ersten Satz genannten Betrages 
begrenzt. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

(3) An die Stelle der Beträge nach Abs. 1 treten ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2023, die unter Bedachtnahme auf § 47 mit der 
jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachten Beträge. 

(3) An die Stelle des Betrages nach Abs. 1 tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres, 
erstmals ab 1. Jänner 2025, der unter Bedachtnahme auf § 47 mit der jeweiligen 
Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachte Betrag. 

Ausgleichszulagenbonus/Pensionsbonus Ausgleichszulagenbonus/Pensionsbonus 

§ 147a. (1) bis (4) unverändert. § 147a. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Langzeitversicherten Personen, die mit dem Ehegatten bzw. der Ehegattin 
oder dem eingetragenen Partner bzw. der eingetragenen Partnerin im gemeinsamen 
Haushalt leben, gebührt, solange sie ihren rechtmäßigen, gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland haben, zur Ausgleichszulage nach § 141 Abs. 1 lit. a sublit. aa oder zur 
Pension aus eigener Pensionsversicherung ein Bonus 
(Ausgleichszulagenbonus/Pensionsbonus), wenn sie 

(5) Langzeitversicherten Personen, die mit dem Ehegatten bzw. der Ehegattin 
oder dem eingetragenen Partner bzw. der eingetragenen Partnerin im gemeinsamen 
Haushalt leben, gebührt, solange sie ihren rechtmäßigen, gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland haben, zur Ausgleichszulage nach § 141 Abs. 1 lit. a sublit. aa oder zur 
Pension aus eigener Pensionsversicherung ein Bonus 
(Ausgleichszulagenbonus/Pensionsbonus), wenn sie 

 1. unverändert  1. unverändert 

 2. ihr Gesamteinkommen (Abs. 8) samt dem Nettoeinkommen des (der) im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten (Ehegattin) oder 
eingetragenen Partners (Partnerin) und der nach § 294 Abs. 4 zu 
berücksichtigenden Beträge 1 782 € nicht übersteigt. 

 2. ihr Gesamteinkommen (Abs. 8) samt dem Nettoeinkommen des (der) im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten (Ehegattin) oder 
eingetragenen Partners (Partnerin) und der nach §  142 Abs. 4 zu 
berücksichtigenden Beträge 1 782 € nicht übersteigt. 

(6) bis (10) unverändert. (6) bis (10) unverändert. 

Eheschließung nach dem Eintritt des Versicherungsfalles Eheschließung nach dem Eintritt des Versicherungsfalles 

§ 149q. (1) Die Witwe (der Witwer) hat keinen Anspruch auf Rente, wenn die 
Ehe erst nach dem Eintritt des Versicherungsfalles geschlossen worden und der 
Tod innerhalb des ersten Jahres der Ehe eingetreten ist, es sei denn, 

§ 149q. (1) Die Witwe (der Witwer) hat keinen Anspruch auf Rente, wenn die 
Ehe erst nach dem Eintritt des Versicherungsfalles geschlossen worden und der 
Tod innerhalb des ersten Jahres der Ehe eingetreten ist, es sei denn, 

 1. daß in dieser Ehe ein Kind geboren oder durch die Ehe legitimiert wurde 
oder 

 1. daß in dieser Ehe ein Kind oder vor der Eheschließung ein gemeinsames 
Kind geboren wurde oder 

 2. …  2. … 

Rente für hinterbliebene eingetragene Partner/Partnerinnen Rente für hinterbliebene eingetragene Partner/Partnerinnen 

§ 149t. Die Bestimmungen über die Witwen(Witwer)rente nach den §§ 149o bis 
149q und 149s sind auf hinterbliebene eingetragene Partner/Partnerinnen 
und eingetragene Partnerschaften nach dem EPG sinngemäß anzuwenden. 

§ 149t. Die Bestimmungen über die Witwen(Witwer)rente nach den §§ 149o bis 
149q und 149s sind auf hinterbliebene eingetragene Partner/Partnerinnen 
und eingetragene Partnerschaften nach dem EPG sinngemäß anzuwenden. 
Für den Anspruch auf Witwen(Witwer)rente sind Zeiten der eingetragenen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Partnerschaft nach dem EPG und Zeiten der Ehe mit ein und derselben 
Person zusammenzurechnen. 

Gesundheitsvorsorge des Versicherungsträgers Gesundheitsvorsorge des Versicherungsträgers 

§ 161. (1) … § 161. (1) … 

(2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Frage (2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere in Frage 

 1.  und 2. …  1.  und 2. … 

 3. die Übernahme der Reise- und Transportkosten in den Fällen der Z 1 bis 4 
nach Maßgabe der Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahme auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten bzw. Angehörigen. 

 3. die Übernahme der Reise- und Transportkosten in den Fällen der Z 1 und 
2 nach Maßgabe der Bestimmungen der Satzung unter Bedachtnahme auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Versicherten bzw. Angehörigen. 

§ 100 Abs. 3 gilt entsprechend. § 100 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

(5) Werden Versicherte (PensionsbezieherInnen) für Rechnung des 
Versicherungsträgers als Pensionsversicherungsträger in einer der in Abs. 2 Z 1 bis 
4 angeführten Einrichtungen (ausgenommen die Fälle der Zuschussgewährung 
durch den Versicherungsträger als Pensionsversicherungsträger) untergebracht, so 
haben diese eine Zuzahlung zu leisten, deren Höhe sich nach § 96a Abs. 7 zweiter 
bis vierter Satz richtet. Sie ist sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an 
den Versicherungsträger als Pensionsversicherungsträger zu leisten. 

(5) Werden Versicherte (PensionsbezieherInnen) für Rechnung des 
Versicherungsträgers als Pensionsversicherungsträger in einer der in Abs. 2 Z 1 
und 2 angeführten Einrichtungen (ausgenommen die Fälle der Zuschussgewährung 
durch den Versicherungsträger als Pensionsversicherungsträger) untergebracht, so 
haben diese eine Zuzahlung zu leisten, deren Höhe sich nach § 96a Abs. 7 zweiter 
bis vierter Satz richtet. Sie ist sogleich bei Antritt des Aufenthaltes im Voraus an 
den Versicherungsträger als Pensionsversicherungsträger zu leisten. 

Ersatzleistungen aus der Pensionsversicherung Ersatzleistungen aus der Pensionsversicherung 

§ 175. Aus den Pensionen der Pensionsversicherung gebührt dem Träger der 
Sozialhilfe Ersatz für jede Leistung der Sozialhilfe im Sinne des § 173, für die nicht 
schon ein Ersatzanspruch gemäß § 174 oder gegenüber einem sonstigen Träger der 
Krankenversicherung bzw. gegenüber einem Träger der Unfallversicherung 
besteht. Andere Leistungen der Pensionsversicherung als die Pensionen dürfen zur 
Befriedigung des Ersatzanspruches nicht herangezogen werden. 

§ 175. Aus den Pensionen und dem Übergangsgeld nach § 156 der 
Pensionsversicherung gebührt dem Träger der Sozialhilfe Ersatz für jede Leistung 
der Sozialhilfe im Sinne des § 173, für die nicht schon ein Ersatzanspruch gemäß 
§ 174 oder gegenüber einem sonstigen Träger der Krankenversicherung bzw. 
gegenüber einem Träger der Unfallversicherung besteht. Andere Leistungen der 
Pensionsversicherung als die Pensionen und das Übergangsgeld nach § 156 dürfen 
zur Befriedigung des Ersatzanspruches nicht herangezogen werden. 

Pensionsanpassung 2020 Pensionsanpassung 2020 

§ 370. (1) unverändert. § 370. (1) unverändert. 

(2) Das Gesamtpensionseinkommen einer Person ist die Summe aller ihrer 
Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, auf die nach den am 
31. Dezember 2019 in Geltung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand, 
jedoch vor Anwendung von Ruhens- und Wegfallsbestimmungen sowie der 
Bestimmungen nach § 51 Abs. 2 Z 2 dritter und vierter Satz. Ausgenommen sind 

(2) Das Gesamtpensionseinkommen einer Person ist die Summe aller ihrer 
Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, auf die nach den am 
31. Dezember 2019 in Geltung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand, 
jedoch vor Anwendung von Ruhens- und Wegfallsbestimmungen sowie der 
Bestimmungen nach § 51 Abs. 2 Z 2 dritter und vierter Satz. Ausgenommen sind 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kinderzuschüsse, die Ausgleichszulage, Pensionen, die nach § 46 Abs. 1 letzter 
Satz für das Kalenderjahr 2020 nicht anzupassen sind, befristete Pensionen, deren 
Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2019 endet, sowie 
Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2019 durch die 
Anwendung des § 136 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt. Als Teil des 
Gesamtpensionseinkommens gelten auch alle Leistungen, die vom 
Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBl. I Nr. 46/2014, erfasst sind, wenn die 
pensionsbeziehende Person am 31. Dezember 2019 darauf Anspruch hat. Zum 
Gesamtpensionseinkommen sind heranzuziehen: 

Kinderzuschüsse, die Ausgleichszulage, befristete Pensionen, deren 
Anspruchsdauer mit Ablauf des 31. Dezember 2019 endet, sowie 
Hinterbliebenenpensionen, für die sich am 31. Dezember 2019 durch die 
Anwendung des § 136 Abs. 2 oder 6a kein Auszahlungsbetrag ergibt. Als Teil des 
Gesamtpensionseinkommens gelten auch alle Leistungen, die vom 
Sonderpensionenbegrenzungsgesetz, BGBl. I Nr. 46/2014, erfasst sind, wenn die 
pensionsbeziehende Person am 31. Dezember 2019 darauf Anspruch hat. Zum 
Gesamtpensionseinkommen sind heranzuziehen: 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

(3) bis (6) unverändert. (3) bis (6) unverändert. 

Anlage 2 Anlage 2 

Beitragsrechtliche Zuordnung gemäß § 23 von Einkommen aus land- und 
forstwirtschaftlichen Unternehmertätigkeiten gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 

Beitragsrechtliche Zuordnung gemäß § 23 von Einkommen aus land- und 
forstwirtschaftlichen Unternehmertätigkeiten gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 

 Versicherungstatbestand Beitragsgrundlage 
1. Land- und forstwirtschaftliche § 23 Abs. 1 Z 1 
 Urproduktion (§ 5 des  

 Landarbeitsgesetzes 1984)  

1.
1 
bi
s 
9. 

unverändert  

10
. 

Tätigkeiten nach § 5 Abs. 5 lit. g des 
Landarbeitsgesetzes 1984 

§ 23 Abs. 1 Z 3 

11
. 

bi
s 

13
. 

unverändert  

 

 Versicherungstatbestand Beitragsgrundlage 
1. Land- und forstwirtschaftliche § 23 Abs. 1 Z 1 
 Urproduktion (§ 4 des  

 Landarbeitsgesetzes 2021)  

1.
1 
bi
s 
9. 

unverändert  

10
. 

Tätigkeiten nach § 4 Abs. 5 Z 7 des 
Landarbeitsgesetzes 2021 

§ 23 Abs. 1 Z 3 

11
. 

bi
s 

13
. 

unverändert  

 

2607 der B
eilagen X

X
V

II. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

41 von 59

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  42 von 59 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 Schlussbestimmungen zu Art. 3 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 
(47. Novelle) 

§ 409. (1) Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 
in Kraft: 

 1. mit dem der Kundmachung folgenden Tag die §§ 54 Abs. 1 Z 1, 80 Abs. 4 
lit. c und d, 86 Abs. 2 letzter Satz und 4, 97 Abs. 4, 100 Abs. 2 Z 3 und 
Abs. 3, 118b Abs. 1, 119 Abs. 2 Z 2, 127 Abs. 3 Z 1 und Abs. 5, 149t letzter 
Satz, 149q Abs. 1 Z 1, 161 Abs. 2 Z 3 und Abs. 5, 175 sowie 370 Abs. 2 
zweiter Satz; 

 2. mit 1. Jänner 2025 § 135a Abs. 1 und 3; 

 3. rückwirkend mit 1. Jänner 2024 § 33c Abs. 1; 

 4. rückwirkend mit 1. Juli 2021 die §§ 2 Abs. 1 und 20 Abs. 8 sowie die 
Anlage 2 Z 1 und 10; 

 5. rückwirkend mit 1. Jänner 2020 § 147a Abs. 5 Z 2. 

(2) § 5 Landarbeitsgesetz 1984 ist in der Zeit vom 1. Jänner 2020 bis zum 
Ablauf des 30. Juni 2021 in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung 
weiterhin anzuwenden. 

Artikel 4 

Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes (44. Novelle) 

Versicherungspflicht in der Kranken- und Unfallversicherung Versicherungspflicht in der Kranken- und Unfallversicherung 

§ 1. (1) In der Kranken- und Unfallversicherung sind, sofern nicht eine 
Ausnahme nach den §§ 2 oder 3 gegeben ist, versichert: 

§ 1. (1) In der Kranken- und Unfallversicherung sind, sofern nicht eine 
Ausnahme nach den §§ 2 oder 3 gegeben ist, versichert: 

 1. bis 5. unverändert;  1. bis 5. unverändert; 

 6. die Versicherungsvertreter in den Verwaltungskörpern der 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau; 

 6. die Versicherungsvertreter/innen, Senior/inn/envertreter/innen und 
Behindertenvertreter/innen in den Verwaltungskörpern der 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau 
in Ausübung der ihnen auf Grund ihrer Funktion obliegenden Pflichten; 

 7. bis 39. unverändert.  7. bis 39. unverändert. 

(2) bis (6) unverändert. (2) bis (6) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Ausnahmen von der Krankenversicherung Ausnahmen von der Krankenversicherung 

§ 2. (1) Von der Krankenversicherung sind – unbeschadet Abs. 2 – jeweils nur 
hinsichtlich der, von den folgenden Ausnahmetatbeständen umfassten Tätigkeiten 
ausgenommen: 

§ 2. (1) Von der Krankenversicherung sind – unbeschadet Abs. 2 – jeweils nur 
hinsichtlich der, von den folgenden Ausnahmetatbeständen umfassten Tätigkeiten 
ausgenommen: 

(Anm.: Z 1 aufgehoben durch Art. 4 Z 8, BGBl. I Nr. 100/2018) (Anm.: Z 1 aufgehoben durch Art. 4 Z 8, BGBl. I Nr. 100/2018) 

 2. bis 3. unverändert;  2. bis 3. unverändert; 

 4. die Versicherungsvertreter/innen in den Verwaltungskörpern der 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau; 

 4. die Versicherungsvertreter/innen, Senior/inn/envertreter/innen und 
Behindertenvertreter/innen in den Verwaltungskörpern der 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau; 

 5.  bis 8. unverändert.  5.  bis 8. unverändert. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 

Ausnahmen von der Unfallversicherung Ausnahmen von der Unfallversicherung 

§ 3. Von der Unfallversicherung sind ausgenommen: § 3. Von der Unfallversicherung sind ausgenommen: 

(Anm.: Z 1 aufgehoben durch Art. 4 Z 13, BGBl. I Nr. 100/2018) (Anm.: Z 1 aufgehoben durch Art. 4 Z 13, BGBl. I Nr. 100/2018) 

 2. unverändert;  2. unverändert; 

 3. Personen, die Anspruch auf eine Pensionsleistung bzw. auf 
Übergangsgeld der in § 1 Abs. 1 Z 7, 12, 14 lit. b, 18, 29, 30, 33, 34 lit. c 
und 36 bezeichneten Art haben, sowie die im § 2 Abs. 1 Z 8 bezeichneten 
Personen; 

 3. Personen, die Anspruch auf eine Geldleistung der in § 1 Abs. 1 Z 7, 12, 14 
lit. b, 18, 29, 30, 33, 34 lit. c und 36 bezeichneten Art haben, sowie die im 
§ 2 Abs. 1 Z 8 bezeichneten Personen; 

 4. bis 6. unverändert.  4. bis 6. unverändert. 

Beiträge Beiträge 

§ 26a. (1) … § 26a. (1) … 

(2) Einen Beitrag in der Höhe von 15,77 € (Anm. 1) jährlich haben zu entrichten: (2) Einen Beitrag in der Höhe von 15,77 € (Anm. 1) jährlich haben zu entrichten: 

 1. für jeden nach § 1 Abs. 1 Z. 6 versicherten Versicherungsvertreter bzw. 
jedes nach dieser Bestimmung versicherte Beiratsmitglied die 
Versicherungsanstalt; 

 1. für jede/n nach § 1 Abs. 1 Z 6 versicherte/n Versicherungsvertreter/in, 
Senior/inn/envertreter/in und Behindertenvertreter/in in den 
Verwaltungskörpern der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, 
Eisenbahnen und Bergbau die Versicherungsanstalt; 

 2.  bis 5. …  2.  bis 5. … 

(3) … (3) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Ruhen der Leistungsansprüche bei Haft und Auslandsaufenthalt Ruhen der Leistungsansprüche bei Haft und Auslandsaufenthalt 

§ 35. (1) Die Leistungsansprüche ruhen, solange der Anspruchsberechtigte 
eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den Fällen der §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 des 
Strafgesetzbuches in einer der dort genannten Anstalten angehalten wird. Für die 
Dauer der Untersuchungshaft ruhen die Leistungsansprüche in der 
Krankenversicherung. Geldleistungen mit Ausnahme der Versehrtenrenten 
(§§ 101 bis 106 und 108) und der Hinterbliebenenrenten (§§ 112 bis 116) ruhen 
überdies, solange sich die anspruchsberechtigte Person im Ausland aufhält. 

§ 35. (1) Die Leistungsansprüche ruhen, solange der Anspruchsberechtigte im 
In- oder Ausland eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den Fällen der §§ 21 Abs. 2, 
22 und 23 des Strafgesetzbuches in einer der dort genannten Anstalten angehalten 
wird. Für die Dauer der Untersuchungshaft ruhen die Leistungsansprüche in der 
Krankenversicherung. Geldleistungen mit Ausnahme der Versehrtenrenten 
(§§ 101 bis 106 und 108) und der Hinterbliebenenrenten (§§ 112 bis 116) ruhen 
überdies, solange sich die anspruchsberechtigte Person im Ausland aufhält. 

(2) bis (6) unverändert. (2) bis (6) unverändert. 

Leistungen Leistungen 

§ 52. Als Leistungen der Krankenversicherung werden nach Maßgabe der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewährt: 

§ 52. Als Leistungen der Krankenversicherung werden nach Maßgabe der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewährt: 

 1.  und 2. unverändert;  1.  und 2. unverändert; 

 3. aus dem Versicherungsfall der Mutterschaft:  3. aus dem Versicherungsfall der Mutterschaft: 

 a) ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand sowie Beistand durch 
diplomierte Kinderkranken- und Säuglingsschwestern (§ 76); 

 a) ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand sowie Beistand durch 
Angehörige des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und 
Krankenpflege (§ 76); 

 b)  und c) unverändert.  b)  und c) unverändert. 

Zur Inanspruchnahme der Leistungen aus den Versicherungsfällen der Krankheit 
und der Mutterschaft werden auch die notwendigen Reise-(Fahrt-) und 
Transportkosten (§§ 82 und 83) gewährt. 

Zur Inanspruchnahme der Leistungen aus den Versicherungsfällen der Krankheit 
und der Mutterschaft werden auch die notwendigen Reise-(Fahrt-) und 
Transportkosten (§§ 82 und 83) gewährt. 

Heilmittel Heilmittel 

§ 64. (1) … § 64. (1) … 

(2) Die Kosten der Heilmittel werden von der Versicherungsanstalt durch 
Abrechnung mit den Apotheken übernommen. 

(2) Die Kosten der Heilmittel werden von der Versicherungsanstalt durch 
Abrechnung mit den Apotheken übernommen. Die Apotheken übermitteln zum 
Zweck der Versorgungsforschung auch die der Abrechnung entsprechenden Daten, 
wenn keine Abrechnung des Heilmittels mit dem Träger der Krankenversicherung 
erfolgt, da die Rezeptgebühr nach Abs. 3 höher ist als der sonst der 
Krankenversicherung (inklusive Umsatzsteuer) verrechnete Preis. 

(3) bis (6) unverändert. (3) bis (6) unverändert. 

Beziehungen zu den Krankenanstalten Beziehungen zu den Krankenanstalten 

§ 68. (1) und (2) unverändert. § 68. (1) und (2) unverändert. 
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(3) Für Krankenanstalten nach Abs. 2 ist § 149 Abs. 3, 3a, 3b, 4 und 6 ASVG 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Versicherungsanstalt berechtigt ist, 
vertragliche Vereinbarungen über Leistungen im Sinne des § 59 Abs. 1 zweiter 
Satz zu treffen und die Höhe der Zahlungen und die Zahlungsbedingungen hiefür 
festzulegen. 

(3) Für Krankenanstalten nach Abs. 2 ist § 149 Abs. 3, 3a, 3b und 4 ASVG mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass die Versicherungsanstalt berechtigt ist, 
vertragliche Vereinbarungen über Leistungen im Sinne des § 59 Abs. 1 zweiter 
Satz zu treffen und die Höhe der Zahlungen und die Zahlungsbedingungen hiefür 
festzulegen. 

Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand durch diplomierte 
Kinderkranken- und Säuglingsschwestern 

Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand durch Angehörige des 
gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege 

§ 76. Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand durch 
diplomierte Kinderkranken- und Säuglingsschwestern werden in entsprechender 
Anwendung der §§ 55 und 63 Abs. 1 bis 3 gewährt. Hat die Anspruchsberechtigte 
nicht die Vertragspartner (§ 128) oder die eigenen Einrichtungen 
(Vertragseinrichtungen) der Versicherungsanstalt in Anspruch genommen, so 
gebührt ihr Kostenersatz gemäß § 59. 

§ 76. Ärztlicher Beistand, Hebammenbeistand und Beistand durch 
Angehörige des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege, die eine 
Spezialisierung in Kinder- und Jugendlichenpflege nach § 17 Abs. 2 Z 1 GuKG 
haben, werden in entsprechender Anwendung der §§ 55 und 63 Abs. 1 bis 3 
gewährt. Hat die Anspruchsberechtigte nicht die Vertragspartner/innen (§ 128) 
oder die eigenen Einrichtungen (Vertragseinrichtungen) der Versicherungsanstalt 
in Anspruch genommen, so gebührt ihr Kostenersatz nach § 59. 

Eheschließung nach dem Eintritt des Versicherungsfalles Eheschließung nach dem Eintritt des Versicherungsfalles 

§ 114. (1) Die Witwe (Der Witwer) hat keinen Anspruch auf Rente, wenn die 
Ehe erst nach dem Eintritt des Versicherungsfalles geschlossen worden und der 
Tod innerhalb des ersten Jahres der Ehe eingetreten ist, es sei denn, daß aus der 
Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder hervorgeht oder daß durch die Ehe ein Kind 
legitimiert wurde. 

§ 114. (1) Die Witwe (Der Witwer) hat keinen Anspruch auf Rente, wenn die 
Ehe erst nach dem Eintritt des Versicherungsfalles geschlossen worden und der 
Tod innerhalb des ersten Jahres der Ehe eingetreten ist, es sei denn, daß aus der 
Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder hervorgeht oder daß vor der Ehe ein 
gemeinsames Kind geboren wurde. 

Rente für hinterbliebene eingetragene Partner/Partnerinnen Rente für hinterbliebene eingetragene Partner/Partnerinnen 

§ 114a. Die Bestimmungen über die Witwen(Witwer)rente nach den §§ 112 
bis 114 und 116 sind auf hinterbliebene eingetragene Partner/Partnerinnen und 
eingetragene Partnerschaften nach dem EPG sinngemäß anzuwenden. 

§ 114a. Die Bestimmungen über die Witwen(Witwer)rente nach den §§ 112 
bis 114 und 116 sind auf hinterbliebene eingetragene Partner/Partnerinnen und 
eingetragene Partnerschaften nach dem EPG sinngemäß anzuwenden. Für den 
Anspruch auf Witwen(Witwer)rente sind Zeiten der eingetragenen Partnerschaft 
nach dem EPG und Zeiten der Ehe mit ein und derselben Person 
zusammenzurechnen. 

Vorsitz in den Verwaltungskörpern Vorsitz in den Verwaltungskörpern 

§ 139. (1) und (2) … § 139. (1) und (2) … 

(2a) Die Hauptversammlung der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, 
Eisenbahnen und Bergbau hat für ihre Amtsdauer aus ihrer Mitte eine/n 
Vorsitzende/n zu wählen. Er/Sie muss der Gruppe der Dienstnehmer/innen 
angehören. Für die Wahl ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder der 

(2a) Die Hauptversammlung der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, 
Eisenbahnen und Bergbau hat für ihre Amtsdauer aus ihrer Mitte eine/n 
Vorsitzende/n zu wählen. Er/Sie muss der Gruppe der Dienstnehmer/innen 
angehören. Für die Wahl ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder der 
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Hauptversammlung erforderlich. Bei Stimmengleichheit entscheidet die einfache 
Mehrheit in der Gruppe der Dienstnehmer/innen. Im Anschluss an die Wahl des/der 
Vorsitzenden ist für diese/n aus der Mitte der Hauptversammlung ein 
Stellvertreter/eine Stellvertreterin aus der Gruppe der Dienstgeber/innen zu 
wählen. Der/Die Vorsitzende sowie sein/seine/ihr/ihre Stellvertreter/in dürfen 
weder dem Verwaltungsrat noch einem Landesstellenausschuss angehören. 
Darüber hinaus dürfen diese Personen nicht derselben wahlwerbenden Gruppe 
angehören, der der Obmann/die Obfrau des Verwaltungsrates bzw. 
sein/seine/ihr/ihre Stellvertreter/in zuzurechnen ist. 

Hauptversammlung erforderlich. Bei Stimmengleichheit entscheidet die einfache 
Mehrheit in der Gruppe der Dienstnehmer/innen. Im Anschluss an die Wahl des/der 
Vorsitzenden ist für diese/n aus der Mitte der Hauptversammlung ein 
Stellvertreter/eine Stellvertreterin aus der Gruppe der Dienstgeber/innen zu 
wählen. Der/Die Vorsitzende sowie sein/seine/ihr/ihre Stellvertreter/in dürfen 
weder dem Verwaltungsrat noch einem Landesstellenausschuss angehören.  

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

Angelobung der Versicherungsvertreter/innen Angelobung der Versicherungsvertreter/innen 

§ 140. Der Obmann/Die Obfrau der Versicherungsanstalt, sein/ihr 
Stellvertreter bzw. seine/ihre Stellvertreterin, die Vorsitzenden der 
Hauptversammlung sowie der Landesstellenausschüsse und ihre 
Stellvertreter/innen sind von der Aufsichtsbehörde, die übrigen 
Versicherungsvertreter/innen vom Obmann/von der Obfrau bzw. vom vorläufigen 
Verwalter/von der vorläufigen Verwalterin anzugeloben und dabei nachweislich 
auf ihre Pflichten nach § 136 hinzuweisen. 

§ 140. (1) Der Obmann/Die Obfrau der Versicherungsanstalt, sein/ihr 
Stellvertreter bzw. seine/ihre Stellvertreterin, die Vorsitzenden der 
Hauptversammlung sowie der Landesstellenausschüsse und ihre 
Stellvertreter/innen sind von der Aufsichtsbehörde anzugeloben und dabei 
nachweislich auf ihre Pflichten nach § 136 hinzuweisen. 

 (2) Für die übrigen Versicherungsvertreter/innen gilt Abs. 1 mit der 
Maßgabe, dass diese 

  1. im Verwaltungsrat vom Obmann/von der Obfrau, 

  2. in der Hauptversammlung vom/von der Vorsitzenden der 
Hauptversammlung, 

  3. in den Landesstellenausschüssen vom/von der Vorsitzenden des 
Landesstellenausschusses 

 bzw. vom vorläufigen Verwalter/von der vorläufigen Verwalterin anzugeloben 
sind. 

Genehmigung zu Veränderungen von Vermögensbeständen Genehmigung zu Veränderungen von Vermögensbeständen 

§ 153. (1) bis (2) unverändert. § 153. (1) bis (2) unverändert. 

(2a) Die Genehmigung nach Abs. 3 ist nicht erforderlich, wenn (2a) Die Genehmigung nach Abs. 1a ist nicht erforderlich, wenn 

 1.  bis 3. …  1.  bis 3. … 
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(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über Angelegenheiten nach den Abs. 2 
und 2a sind binnen einem Monat nach Beschlußfassung dem Bundesminister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales anzuzeigen. 

(3) Aufgehoben. 

Aufsichtsbehörde Aufsichtsbehörde 

§ 154. (1) unverändert. § 154. (1) unverändert. 

 (1a) Der Aufsicht des Bundes unterliegen auch die im Rahmen von 
Finanzierungs- und Betreibermodellen nach § 27 Abs. 2 errichteten (gegründeten) 
Vereine, Fonds oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung bzw. Vereine, Fonds 
oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung, an denen die Versicherungsanstalt 
im Rahmen eines solchen Finanzierungs- und Betreibermodells beteiligt ist. Dies 
gilt jedenfalls so lange, als die Beteiligung der Versicherungsanstalt ein Ausmaß 
von mindestens 50% umfasst oder die Gesellschafts- oder Stimmrechtsanteile 
mindestens 50% betragen. Im Fall einer Minderheitsbeteiligung der 
Versicherungsanstalt sind die Aufsichtsrechte des Bundes in geeigneter Weise 
sicherzustellen. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 

 Schlussbestimmungen zu Art. 4 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 
(44. Novelle) 

§ 290. (1) Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 
in Kraft: 

 1. mit dem der Kundmachung folgenden Tag die §§ 3 Z 3, 52 Z 3 lit. a, 64 
Abs. 2 letzter Satz, 68 Abs. 3, 76 samt Überschrift, 114 Abs. 1, 114a 
letzter Satz, 140 samt Überschrift, 153 Abs. 2a und 154 Abs. 1a; 

 2. rückwirkend mit 14. Oktober 2023 § 139 Abs. 2a; 

 3. rückwirkend mit 1. Jänner 2020 die §§ 1 Abs. 1 Z 6, 2 Abs. 1 Z 4 und 26a 
Abs. 2 Z 1. 

(2) § 153 Abs. 3 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung außer Kraft. 

Artikel 5 

Änderung des Allgemeinen Pensionsgesetzes (16. Novelle) 

Alterspension, Anspruch Alterspension, Anspruch 

§ 4. (1) bis (4) unverändert. § 4. (1) bis (4) unverändert. 

2607 der B
eilagen X

X
V

II. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

47 von 59

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  48 von 59 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(5) Für die Erfüllung der Mindestversicherungszeit nach Abs. 1 gelten als 
Versicherungsmonate, die auf Grund einer Erwerbstätigkeit erworben wurden, 
auch folgende Zeiten: 

(5) Für die Erfüllung der Mindestversicherungszeit nach Abs. 1 gelten als 
Versicherungsmonate, die auf Grund einer Erwerbstätigkeit erworben wurden, 
auch folgende Zeiten: 

 1.  und 2. unverändert;  1.  und 2. unverändert; 

 3. Zeiten einer Familienhospizkarenz nach den §§ 14a und 14b des 
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes, BGBl. Nr. 459/1993, nach 
§ 78d des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 und nach § 32 AlVG; 

 3. Zeiten einer Familienhospizkarenz, Pflegekarenz, Pflegeteilzeit und Zeiten 
der Begleitung von Kindern bei Rehabilitationsaufenthalt nach den §§ 14a 
bis 14e des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 459/1993, nach §§ 50e, 75a und 78d des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979 und nach § 32 AlVG; 

 4. unverändert.  4. unverändert. 

(6) und (7) unverändert. (6) und (7) unverändert. 

Hinterbliebenenpensionen (Abfindung), Ausmaß Hinterbliebenenpensionen (Abfindung), Ausmaß 

§ 7. Die §§ 264, 266 und 269 ASVG, die §§ 145, 147 und 148a GSVG sowie 
die §§ 136, 138 und 139a BSVG sind so anzuwenden, dass 

§ 7. Die §§ 264, 266 und 269 ASVG, die §§ 145, 147 und 148a GSVG sowie 
die §§ 136, 138 und 139a BSVG sind so anzuwenden, dass 

 1. dann, wenn die versicherte Person im Zeitpunkt des Todes noch keinen 
Anspruch auf Pension hatte, für die Ermittlung der Leistung die 
Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeits- oder Erwerbsunfähigkeitspension 
nach § 6 und die Alterspension nach § 5 zu berechnen ist; 

 1. dann, wenn die versicherte Person im Zeitpunkt des Todes noch keinen 
Anspruch auf Pension hatte, für die Ermittlung der Leistung die 
Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeits- oder Erwerbsunfähigkeitspension 
nach § 6 und die Alterspension nach § 5 (gegebenenfalls in Verbindung 
mit § 25 Abs. 4 und 5) zu berechnen ist; 

 2. unverändert;  2. unverändert; 

 3. dann, wenn die versicherte Person im Zeitpunkt des Todes Anspruch auf 
Korridorpension (§ 4 Abs. 2) oder Schwerarbeitspension (§ 4 Abs. 3) hatte 
und nach deren Anfall weitere Versicherungsmonate der 
Pflichtversicherung erworben hat, die Leistung unter sinngemäßer 
Anwendung des § 9 Abs. 2 von Amts wegen neu festzustellen ist; 

 3. dann, wenn die versicherte Person im Zeitpunkt des Todes Anspruch auf 
Korridorpension (§ 4 Abs. 2) oder Schwerarbeitspension (§ 4 Abs. 3) oder 
eine vorzeitige Alterspension nach § 25 Abs. 4 und 5 hatte und nach deren 
Anfall weitere Versicherungsmonate der Pflichtversicherung erworben 
hat, die Leistung unter sinngemäßer Anwendung des § 9 Abs. 2 
(gegebenenfalls in Verbindung mit § 25 Abs. 4 bis 6) von Amts wegen neu 
festzustellen ist; 

 4. unverändert.  4. unverändert. 

 Schlussbestimmung zu Art. 5 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 
(16. Novelle) 

 § 36. Die §§ 4 Abs. 5 Z 3 sowie 7 Z 1 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2024 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
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Artikel 6 

Änderung des Selbständigen-Sozialversicherungsgesetzes (1. Novelle) 

Inhaltsverzeichnis Inhaltsverzeichnis 

DRITTER TEIL 
Schlussbestimmungen 

DRITTER TEIL 
Schlussbestimmungen 

ABSCHNITT II 
Schlussbestimmungen zu Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2018 

(Anm.: Schlussbestimmungen zu Art. 5 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr 100/2018) 

ABSCHNITT II 
Schlussbestimmungen 

Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen (SVS) 

§ 3. unverändert. § 3. unverändert. 

Vorsitz in den Verwaltungskörpern Vorsitz in den Verwaltungskörpern 

§ 24. (1) und (2) … § 24. (1) und (2) … 

(2a) Die Hauptversammlung der Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen 
hat für ihre Amtsdauer aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende/n zu wählen. Er/Sie muss 
dabei aus dem Kreis jener Versicherungsvertreter/innen stammen, der die größere 
Gruppe nach § 18 Abs. 2 repräsentiert. Für die Wahl ist die einfache Mehrheit aller 
Mitglieder der Hauptversammlung erforderlich. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die einfache Mehrheit in der größeren Gruppe nach § 18 Abs. 2. Im 
Anschluss an die Wahl des/der Vorsitzenden ist für diese/n aus der Mitte der 
Hauptversammlung ein Stellvertreter/eine Stellvertreterin zu wählen, der/die nicht 
der gleichen Versichertengruppe wie der Obmann/die Obfrau angehören darf. 
Der/Die Vorsitzende sowie sein/seine/ihr/ihre Stellvertreter/in dürfen weder dem 
Verwaltungsrat noch einem Landesstellenausschuss angehören. Darüber hinaus 
dürfen diese Personen nicht derselben wahlwerbenden Gruppe angehören, der der 
Obmann/die Obfrau des Verwaltungsrates bzw. sein/seine/ihr/ihre Stellvertreter/in 
zuzurechnen ist, es sei denn, es steht keine Person einer anderen wahlwerbenden 
Gruppe zur Verfügung. Darüber hinaus kann aus der Mitte der Hauptversammlung 
ein zweiter Stellvertreter/eine zweite Stellvertreterin gewählt werden. Dieser ist 
nicht Mitglied der Hauptversammlung nach § 441b ASVG. 

(2a) Die Hauptversammlung der Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen 
hat für ihre Amtsdauer aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende/n zu wählen. Er/Sie muss 
dabei aus dem Kreis jener Versicherungsvertreter/innen stammen, der die größere 
Gruppe nach § 18 Abs. 2 repräsentiert. Für die Wahl ist die einfache Mehrheit aller 
Mitglieder der Hauptversammlung erforderlich. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die einfache Mehrheit in der größeren Gruppe nach § 18 Abs. 2. Im 
Anschluss an die Wahl des/der Vorsitzenden ist für diese/n aus der Mitte der 
Hauptversammlung ein Stellvertreter/eine Stellvertreterin zu wählen, der/die nicht 
der gleichen Versichertengruppe wie der Obmann/die Obfrau angehören darf. 
Der/Die Vorsitzende sowie sein/seine/ihr/ihre Stellvertreter/in dürfen weder dem 
Verwaltungsrat noch einem Landesstellenausschuss angehören. Darüber hinaus 
kann aus der Mitte der Hauptversammlung ein zweiter Stellvertreter/eine zweite 
Stellvertreterin gewählt werden. Dieser ist nicht Mitglied der Hauptversammlung 
nach § 441b ASVG. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
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Angelobung der Versicherungsvertreter/innen Angelobung der Versicherungsvertreter/innen 

§ 25. Der Obmann/Die Obfrau des Versicherungsträgers, sein/ihr 
Stellvertreter bzw. seine/ihre Stellvertreterin, die Vorsitzenden der 
Hauptversammlung sowie der Landesstellenausschüsse und ihre 
Stellvertreter/innen sind von der Aufsichtsbehörde, die übrigen 
Versicherungsvertreter/innen vom Obmann/von der Obfrau bzw. vom vorläufigen 
Verwalter/von der vorläufigen Verwalterin anzugeloben und dabei nachweislich 
auf ihre Pflichten nach § 21 hinzuweisen. 

§ 25. (1) Der Obmann/Die Obfrau des Versicherungsträgers, sein/ihr 
Stellvertreter bzw. seine/ihre Stellvertreterin, die Vorsitzenden der 
Hauptversammlung sowie der Landesstellenausschüsse und ihre 
Stellvertreter/innen sind von der Aufsichtsbehörde anzugeloben und dabei 
nachweislich auf ihre Pflichten nach § 21 hinzuweisen. 

 (2) Für die übrigen Versicherungsvertreter/innen gilt Abs. 1 mit der 
Maßgabe, dass diese 

  1. im Verwaltungsrat vom Obmann/von der Obfrau, 

  2. in der Hauptversammlung vom/von der Vorsitzenden der 
Hauptversammlung, 

  3. in den Landesstellenausschüssen vom/von der Vorsitzenden des 
Landesstellenausschusses 

 bzw. vom vorläufigen Verwalter/von der vorläufigen Verwalterin anzugeloben 
sind. 

Aufgaben des Verwaltungsrates Aufgaben des Verwaltungsrates 

§ 26. (1) und (2) unverändert. § 26. (1) und (2) unverändert. 

(3) Beschlüsse des Verwaltungsrates werden mit einfacher Mehrheit der 
Stimmen gefasst. Für Beschlüsse über den Abschluss von Verträgen mit den im 
Sechsten Teil des ASVG bezeichneten Vertragspartner/inne/n sind jedoch bis zur 
Zusammenführung der Rechnungskreise nach § 52 Abs. 5 drei Viertel der Stimmen 
erforderlich, danach die einfache Stimmenmehrheit. 

(3) Beschlüsse des Verwaltungsrates werden mit einfacher Mehrheit der 
Stimmen gefasst. Für Beschlüsse über den Abschluss von Verträgen mit den im 
Sechsten Teil des ASVG bezeichneten Vertragspartner/inne/n sind jedoch bis zur 
Zusammenführung der Rechnungskreise nach § 53 Abs. 7 drei Viertel der Stimmen 
erforderlich, danach die einfache Stimmenmehrheit. 

(4) bis (6) unverändert. (4) bis (6) unverändert. 

Aufgaben der Hauptversammlung Aufgaben der Hauptversammlung 

§ 27. (1) und (2) unverändert. § 27. (1) und (2) unverändert. 

(3) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der 
Stimmen gefasst. Für Beschlüsse betreffend Angelegenheiten nach Abs. 1 Z 1 sind 
jedoch bis zur Zusammenführung der Rechnungskreise nach § 53 Abs. 6 drei 
Viertel der abgegebenen Stimmen erforderlich, danach die einfache 
Stimmenmehrheit. Über die im Abs. 1 Z 2 bis 4 genannten Gegenstände kann nur 

(3) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der 
Stimmen gefasst. Für Beschlüsse betreffend Angelegenheiten nach Abs. 1 Z 1 sind 
jedoch bis zur Zusammenführung der Rechnungskreise nach § 53 Abs. 7 drei 
Viertel der abgegebenen Stimmen erforderlich, danach die einfache 
Stimmenmehrheit. Über die im Abs. 1 Z 2 bis 4 genannten Gegenstände kann nur 
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mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gültig Beschluss 
gefasst werden. Bei Ablehnung der Entlastung hat die Aufsichtsbehörde zu 
entscheiden. 

mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gültig Beschluss 
gefasst werden. Bei Ablehnung der Entlastung hat die Aufsichtsbehörde zu 
entscheiden. 

Genehmigung zu Veränderungen von Vermögensbeständen Genehmigung zu Veränderungen von Vermögensbeständen 

§ 34. (1) Beschlüsse der Verwaltungskörper über Veränderungen im Bestand 
von Liegenschaften, insbesondere über deren Erwerbung, Belastung oder 
Veräußerung, oder über die Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden bedürfen 
zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch die Bundesministerin für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz und den Bundesminister für 
Finanzen. Das gleiche gilt für den Umbau von Gebäuden, wenn damit eine 
Änderung des Verwendungszweckes verbunden ist. 

§ 34. (1) Beschlüsse der Verwaltungskörper über Veränderungen im Bestand 
von Liegenschaften, insbesondere über deren Erwerbung, Belastung oder 
Veräußerung, oder über die Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden bedürfen 
zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch den Bundesminister für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen. Das gleiche gilt für den Umbau von Gebäuden, wenn 
damit eine Änderung des Verwendungszweckes verbunden ist. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

(3) Beschlüsse des Verwaltungsrates über den Abschluss von 
Bestandverträgen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch die 
Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz und den 
Bundesminister für Finanzen. 

(3) Beschlüsse des Verwaltungsrates über den Abschluss von 
Bestandverträgen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch den 
Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. 

(4) unverändert. (4) unverändert. 

(5) Beschlüsse des Verwaltungsrates über Angelegenheiten nach dem Abs. 2 
und 4 sind binnen einem Monat nach Beschlussfassung der Bundesministerin für 
Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz anzuzeigen. 

(5) Aufgehoben. 

Genehmigung der Beteiligung an fremden Einrichtungen Genehmigung der Beteiligung an fremden Einrichtungen 

§ 35. Beschlüsse des Verwaltungsrates über eine Beteiligung an fremden 
Einrichtungen nach § 6 bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch die 
Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz und den 
Bundesminister für Finanzen. Das Gleiche gilt für Beschlüsse über Finanzierungs- 
und Betreibermodelle im Sinne des § 7 Abs. 2 sowie für die Gründung von 
Tochtergesellschaften bzw. die Beteiligung an weiteren Vereinen und 
Gesellschaften im Rahmen solcher Finanzierungs- und Betreibermodelle. 

§ 35. Beschlüsse des Verwaltungsrates über eine Beteiligung an fremden 
Einrichtungen nach § 6 bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch 
den Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. Das Gleiche gilt für 
Beschlüsse über Finanzierungs- und Betreibermodelle im Sinne des § 7 Abs. 2 
sowie für die Gründung von Tochtergesellschaften bzw. die Beteiligung an 
weiteren Vereinen und Gesellschaften im Rahmen solcher Finanzierungs- und 
Betreibermodelle. 

Satzung Satzung 

§ 41. (1) und (2) unverändert. § 41. (1) und (2) unverändert. 

(3) Änderungen der Satzung des Versicherungsträgers, die durch Änderungen 
der Rechtslage oder der Vertragslage (§ 13) erforderlich oder zulässig geworden 

(3) Änderungen der Satzung des Versicherungsträgers, die durch Änderungen 
der Rechtslage oder der Vertragslage (§ 14) erforderlich oder zulässig geworden 
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sind, können rückwirkend mit jenem Zeitpunkt vorgenommen werden, mit dem 
sich die damit zusammenhängende Rechtslage oder Vertragslage (§ 13) geändert 
hat. 

sind, können rückwirkend mit jenem Zeitpunkt vorgenommen werden, mit dem 
sich die damit zusammenhängende Rechtslage oder Vertragslage (§ 14) geändert 
hat. 

Krankenordnung Krankenordnung 

§ 42. (1) unverändert. § 42. (1) unverändert. 

(2) Änderungen der Krankenordnung, die durch Änderungen der Rechtslage 
oder der Vertragslage (§ 13) erforderlich oder zulässig geworden sind, können 
rückwirkend mit jenem Zeitpunkt vorgenommen werden, mit dem sich die damit 
zusammenhängende Rechtslage oder Vertragslage (§ 13) geändert hat. 

(2) Änderungen der Krankenordnung, die durch Änderungen der Rechtslage 
oder der Vertragslage (§ 14) erforderlich oder zulässig geworden sind, können 
rückwirkend mit jenem Zeitpunkt vorgenommen werden, mit dem sich die damit 
zusammenhängende Rechtslage oder Vertragslage (§ 14) geändert hat. 

ABSCHNITT II ABSCHNITT II 

Schlussbestimmungen zu Art. 5 des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 100/2018 

Schlussbestimmungen 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 53. (1) bis (9) unverändert. § 53. (1) bis (9) unverändert. 

(10) Für Bedienstete der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft und der Sozialversicherungsanstalt der Bauern, die am 31. Dezember 
2019 mit einer Funktion nach § 230 Abs. 3a GSVG (§ 218 Abs. 3a BSVG) betraut 
sind, finden hinsichtlich der Entgeltbedingungen abweichend von § 230 Abs. 3b 
GSVG (§ 218 Abs. 3b BSVG) die Regelungen des § 36 Abs. 3 DO. A bzw. des 
§ 36 Abs. 2 DO. B sinngemäß Anwendung. Diese Bediensteten dürfen jedoch auch 
vor Ablauf der Befristung im Rahmen der Organisationsreform mit einem 
Dienstposten des bereichsleitenden Dienstes oder eines anderen gehobenen 
Aufgabenfeldes betraut werden. 

(10) Für Bedienstete der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft und der Sozialversicherungsanstalt der Bauern, die am 31. Dezember 
2019 mit einer Funktion nach § 230 Abs. 3a GSVG (§ 218 Abs. 3a BSVG) in der 
am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung betraut sind, finden hinsichtlich der 
Entgeltbedingungen abweichend von § 230 Abs. 3b GSVG (§ 218 Abs. 3b BSVG) 
in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung die Regelungen des § 36 Abs. 3 
DO. A bzw. des § 36 Abs. 2 DO. B sinngemäß Anwendung. Diese Bediensteten 
dürfen jedoch auch vor Ablauf der Befristung im Rahmen der Organisationsreform 
mit einem Dienstposten des bereichsleitenden Dienstes oder eines anderen 
gehobenen Aufgabenfeldes betraut werden. 

(11) unverändert. (11) unverändert. 

 Schlussbestimmungen zu Art. 6 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 
(1. Novelle) 

§ 57. (1) Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 in 
Kraft: 

 1. mit dem der Kundmachung folgenden Tag die §§ 25 samt Überschrift, 26 
Abs. 3, 27 Abs. 3, 41 Abs. 3 und 42 Abs. 2; 
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 2. rückwirkend mit 14. Oktober 2023 § 24 Abs. 2a; 

 3. rückwirkend mit 1. Jänner 2020 die §§ 35 und 53 Abs. 10 sowie die 
Überschriften zu § 3 und zu Abschnitt II des Dritten Teiles. 

(2) § 34 Abs. 5 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung außer Kraft. 

Artikel 7 

Änderung des Sozialversicherungs-Ergänzungsgesetzes (14. Novelle zum SV-EG) 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) In diesem Bundesgesetz bedeuten die Ausdrücke § 1. (1) In diesem Bundesgesetz bedeuten die Ausdrücke 

 1. bis 5. unverändert;  1. bis 5. unverändert; 

 6.  „NVG 1972“ 
das Notarversicherungsgesetz 1972, BGBl. Nr. 66/1972, in der jeweils 
geltenden Fassung; 

 6. „NVG 2020“ 
das Notarversorgungsgesetz, BGBl. I Nr. 100/2018, in der jeweils 
geltenden Fassung;  
 

 7. bis 10. unverändert.  7. bis 10. unverändert. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

 (3) Sofern das Abkommen über Handel und Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft einerseits und dem 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland andererseits, 
ABl. Nr. L 149 vom 30.04.2021, S. 10, inhaltlich deckungsgleiche Bestimmungen 
enthält wie die Verordnung oder die Durchführungsverordnung, findet dieses 
Bundesgesetz entsprechend Anwendung. 

Berücksichtigung einer im Ausland ausgeübten selbständigen 
Erwerbstätigkeit 

Berücksichtigung einer im Ausland ausgeübten selbständigen 
Erwerbstätigkeit 

§ 2. (1) Führt die Anwendung des Titels II der Verordnung dazu, dass eine 
Person den österreichischen Rechtsvorschriften unterliegt, die im Gebiet eines 
anderen Staates, für den die Verordnung gilt, eine selbständige Erwerbstätigkeit 
ausübt oder deren in Österreich ausgeübte selbständige Erwerbstätigkeit sich auf 
das Gebiet eines solchen anderen Staates erstreckt, so ist für die Ermittlung der 
Beitragsgrundlage für diese im Ausland ausgeübte selbständige Erwerbstätigkeit, 
sofern im Folgenden nichts Anderes bestimmt wird, die jeweilige 
steuerbehördliche Entscheidung über die Einkünfte aus dieser im Ausland 

§ 2. (1) Führt die Anwendung des Titels II der Verordnung dazu, dass eine 
Person den österreichischen Rechtsvorschriften unterliegt, die im Gebiet eines 
anderen Staates, für den die Verordnung gilt, eine selbständige Erwerbstätigkeit 
ausübt oder deren in Österreich ausgeübte selbständige Erwerbstätigkeit sich auf 
das Gebiet eines solchen anderen Staates erstreckt, so ist für die Ermittlung der 
Beitragsgrundlage für diese im Ausland ausgeübte selbständige Erwerbstätigkeit, 
sofern im Folgenden nichts Anderes bestimmt wird, die jeweilige 
steuerbehördliche Entscheidung über die Einkünfte aus dieser im Ausland 
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ausgeübten selbständigen Tätigkeit maßgebend. Der in dieser Entscheidung 
ausgewiesene Betrag gilt 

ausgeübten selbständigen Tätigkeit maßgebend. Der in dieser Entscheidung 
ausgewiesene Betrag gilt 

 a) unverändert;  a) unverändert; 

 b) für die Anwendung des NVG 1972 als nach den Vorschriften über die 
Einkommensteuer steuerbare Einkünfte. 

 b) für die Anwendung des NVG 2020 als nach den Vorschriften über die 
Einkommensteuer steuerbare Einkünfte. 

In Fällen von landwirtschaftlichen Teilflächen eines österreichischen Betriebes, die 
keine organisatorische Einheit bilden, ist der Bildung des Versicherungswertes 
nach § 23 Abs. 3 BSVG durch den zuständigen österreichischen Träger der unter 
Heranziehung der Daten gleichgelagerter Betriebe in Österreich (§§ 29 bis 50 des 
Bewertungsgesetzes 1955) ermittelte Ertragswert zu Grunde zu legen. 

In Fällen von landwirtschaftlichen Teilflächen eines österreichischen Betriebes, die 
keine organisatorische Einheit bilden, ist der Bildung des Versicherungswertes 
nach § 23 Abs. 3 BSVG durch den zuständigen österreichischen Träger der unter 
Heranziehung der Daten gleichgelagerter Betriebe in Österreich (§§ 29 bis 50 des 
Bewertungsgesetzes 1955) ermittelte Ertragswert zu Grunde zu legen. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Abfindung Abfindung 

§ 8a. Besteht wegen Nichterfüllung der Wartezeit kein Anspruch auf eine 
österreichische Pension und werden die österreichischen Versicherungszeiten von 
einem anderen Staat aufgrund eines Abkommens oder der Verordnung für die 
Berechnung der Leistung nach dessen Rechtsvorschriften übernommen, besteht 
kein Anspruch auf Abfindung nach § 269 Abs. 1 Z 1 ASVG, § 148a Abs. 1 Z 1 
GSVG, § 139a Abs. 1 Z 1 BSVG oder § 59 NVG. 

§ 8a. Besteht wegen Nichterfüllung der Wartezeit kein Anspruch auf eine 
österreichische Pension und werden die österreichischen Versicherungszeiten von 
einem anderen Staat aufgrund eines Abkommens oder der Verordnung für die 
Berechnung der Leistung nach dessen Rechtsvorschriften übernommen, besteht 
kein Anspruch auf Abfindung nach § 269 Abs. 1 Z 1 ASVG, § 148a Abs. 1 Z 1 
GSVG, § 139a Abs. 1 Z 1 BSVG oder § 66 NVG 2020. 

 § 9o. Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 in 
Kraft: 

 1. rückwirkend mit 1. Jänner 2021 § 1 Abs. 3; 

 2. rückwirkend mit 1. Jänner 2020 die §§ 1 Abs. 1 Z 6, 2 Abs. 1 lit. b und 8a. 

Artikel 8 

Änderung des EU-Beamten-Sozialversicherungsgesetzes (4. Novelle zum EUB-SVG) 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

§ 1. In diesem Bundesgesetz bedeuten die Ausdrücke § 1. In diesem Bundesgesetz bedeuten die Ausdrücke 

 1. bis 6. unverändert;  1. bis 6. unverändert; 

 7. „unmittelbarer Anschluss“  7. „unmittelbarer Anschluss“ 

jeden Wechsel zwischen einem österreichischen 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis beziehungsweise einer 
Erwerbstätigkeit, die die Pensionsversicherung nach dem NVG 1972 
begründet, und einem Dienstverhältnis bei den Europäischen 

jeden Wechsel zwischen einem österreichischen 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis beziehungsweise einer 
Erwerbstätigkeit, die die Einbeziehung in die Vorsorge nach dem 
Notarversorgungsgesetz (NVG 2020), BGBl. I Nr. 100/2018, begründet, 
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Gemeinschaften, sofern zwischen diesem Wechsel keine in- oder 
ausländische Erwerbstätigkeit aufgenommen wird und der dazwischen 
liegende Zeitraum sechs Monate nicht übersteigt. 

und einem Dienstverhältnis bei den Europäischen Gemeinschaften, sofern 
zwischen diesem Wechsel keine in- oder ausländische Erwerbstätigkeit 
aufgenommen wird und der dazwischen liegende Zeitraum sechs Monate 
nicht übersteigt. 

Übertragung der Pensionsansprüche durch einen besonderen 
Erstattungsbetrag 

Übertragung der Pensionsansprüche durch einen besonderen 
Erstattungsbetrag 

§ 2. (1) bis (3) unverändert. § 2. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Bei der Anwendung des Abs. 3 gelten folgende Besonderheiten: (4) Bei der Anwendung des Abs. 3 gelten folgende Besonderheiten: 

 1. Es sind auch Beiträge zu berücksichtigen, die für Zeiten entrichtet wurden, 
für die auf Grund einer Aufnahme in ein österreichisches 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis bereits ein 
Überweisungsbetrag nach § 308 ASVG oder § 172 GSVG oder § 164 
BSVG an den Dienstgeber oder auf Grund einer Aufnahme in die 
Pensionsversicherung nach dem NVG 1972 ein Überweisungsbetrag nach 
§ 64 NVG 1972 an die Versicherungsanstalt des österreichischen 
Notariates geleistet worden ist. 

 1. Es sind auch Beiträge zu berücksichtigen, die für Zeiten entrichtet wurden, 
für die auf Grund der Aufnahme in ein österreichisches 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis bereits ein 
Überweisungsbetrag nach § 308 ASVG oder § 172 GSVG oder § 164 
BSVG an den Dienstgeber oder auf Grund einer Aufnahme in die 
Pensionsversicherung nach dem NVG 1972 ein Überweisungsbetrag nach 
§ 64 NVG 1972 an die Versicherungsanstalt des österreichischen 
Notariates oder auf Grund einer Aufnahme in die Vorsorge nach dem 
NVG 2020 ein Überweisungsbetrag nach § 70 NVG 2020 an die 
Versorgungsanstalt für das österreichische Notariat geleistet worden ist. 

 2. Für Zeiten in einem österreichischen pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnis, für die kein besonderer Überweisungsbetrag nach § 3, 
oder für Zeiten in der Pensionsversicherung nach dem NVG 1972, für die 
kein besonderer Überweisungsbetrag nach § 4 zu leisten ist, gilt der nach 
§ 311 ASVG oder § 63 NVG 1972 zu leistende Überweisungsbetrag als 
Beitrag zur Pensionsversicherung. 

 2. Für Zeiten in einem österreichischen pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnis, für die kein besonderer Überweisungsbetrag nach § 3, 
oder für Zeiten in der Vorsorge nach dem NVG 2020, für die kein 
besonderer Überweisungsbetrag nach § 4 zu leisten ist, gilt der nach § 311 
ASVG oder § 69 NVG 2020 zu leistende Überweisungsbetrag als Beitrag 
zur Pensionsversicherung. 

 3. und 4. unverändert.  3. und 4. unverändert. 

 5. Für Zeiten in der Pensionsversicherung nach dem NVG 1972, für die nach 
§ 4 ein besonderer Überweisungsbetrag zu leisten ist, gilt dieser 
besondere Überweisungsbetrag bei der Anwendung des Abs. 3 als Beitrag 
zur Pensionsversicherung. Dies gilt nicht für einen in diesem besonderen 
Überweisungsbetrag allenfalls enthaltenen aufgewerteten 
Überweisungsbetrag nach § 64 NVG 1972. 

 5. Für Zeiten in der Vorsorge nach dem NVG 2020, für die nach § 4 ein 
besonderer Überweisungsbetrag zu leisten ist, gilt dieser besondere 
Überweisungsbetrag bei der Anwendung des Abs. 3 als Beitrag zur 
Pensionsversicherung. Dies gilt nicht für einen in diesem besonderen 
Überweisungsbetrag allenfalls enthaltenen aufgewerteten 
Überweisungsbetrag nach § 64 NVG 1972 oder § 70 NVG 2020. 

(5) unverändert. (5) unverändert. 
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Sonderregelung für den Übertritt aus einer Erwerbstätigkeit, die dem 
NVG 1972 unterliegt, in ein Dienstverhältnis bei den Europäischen 

Gemeinschaften 

Sonderregelung für den Übertritt aus einer Erwerbstätigkeit, die dem 
NVG 2020 unterliegt, in ein Dienstverhältnis bei den Europäischen 

Gemeinschaften 

§ 4. (1) Wird ein Versicherter aus einer Erwerbstätigkeit, die die 
Pensionsversicherung nach dem NVG 1972 begründet, oder im unmittelbaren 
Anschluß an eine solche Erwerbstätigkeit in ein Dienstverhältnis bei den 
Europäischen Gemeinschaften als Bediensteter aufgenommen, so hat die 
Versicherungsanstalt des österreichischen Notariates für die bis zum Diensteintritt 
in die Europäischen Gemeinschaften zurückgelegten Zeiten anstelle des 
Überweisungsbetrages nach § 63 NVG 1972 an den nach § 7 zuständigen 
Versicherungsträger als besonderen Überweisungsbetrag die für jedes 
Kalenderjahr nach dem NVG 1972 zu entrichtenden Beiträge, höchstens allerdings 
vom 30fachen der für das jeweilige Jahr, für das die Beiträge zu entrichten waren, 
in Geltung gestandenen Höchstbeitragsgrundlage in der Pensionsversicherung 
nach § 45 Abs. 1 ASVG, verzinst mit einem jährlichen Zinssatz von 3,9% für jeden 
vollendeten Kalendermonat nach Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres bis zur 
Leistung dieses Betrages zu leisten. Dieser Betrag erhöht sich um einen bei 
Aufnahme in die Pensionsversicherung nach § 64 NVG 1972 geleisteten 
Überweisungsbetrag sowie um die nach § 42 Abs. 2 NVG 1972 nachentrichteten 
Beiträge, die jeweils mit dem für das Jahr der Zahlung an die Versicherungsanstalt 
des österreichischen Notariates geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108 Abs. 4 ASVG) 
aufzuwerten sind. 

§ 4. (1) Wird eine versicherte Person aus einer Erwerbstätigkeit, die die 
Einbeziehung in die Vorsorge nach dem NVG 2020 begründet, oder im 
unmittelbaren Anschluss an eine solche Erwerbstätigkeit in ein Dienstverhältnis 
bei den Europäischen Gemeinschaften als Bedienstete aufgenommen, so hat die 
Versorgungsanstalt des österreichischen Notariates für die bis zum Diensteintritt 
in die Europäischen Gemeinschaften zurückgelegten Zeiten anstelle des 
Überweisungsbetrages nach § 69 NVG 2020 an den nach § 7 zuständigen 
Versicherungsträger als besonderen Überweisungsbetrag die für jedes 
Kalenderjahr nach dem NVG 1972 oder NVG 2020 zu entrichtenden Beiträge, 
höchstens allerdings vom 30fachen der für das jeweilige Jahr, für das die Beiträge 
zu entrichten waren, in Geltung gestandenen Höchstbeitragsgrundlage in der 
Pensionsversicherung nach § 45 Abs. 1 ASVG, verzinst mit einem jährlichen 
Zinssatz von 3,9% für jeden vollendeten Kalendermonat nach Ablauf des 
jeweiligen Kalenderjahres, bis zur Leistung dieses Betrages zu leisten. Dieser 
Betrag erhöht sich um einen bei Aufnahme in die Vorsorge nach § 70 NVG 2020 
geleisteten Überweisungsbetrag sowie um die nach § 44 Abs. 1 Z 2 NVG 2020 
nachentrichteten Beiträge, die jeweils mit dem für das Jahr der Zahlung an die 
Versorgungsanstalt des österreichischen Notariates geltenden Aufwertungsfaktor 
(§ 108 Abs. 4 ASVG) aufzuwerten sind. 

(2) Die Versicherungsanstalt des österreichischen Notariates hat dem nach 
§ 7 zuständigen Versicherungsträger die Spesen für die Überweisung des 
besonderen Erstattungsbetrages nach § 2 Abs. 1 zu ersetzen. 

(2) Die Versorgungsanstalt des österreichischen Notariates hat dem nach § 7 
zuständigen Versicherungsträger die Spesen für die Überweisung des besonderen 
Erstattungsbetrages nach § 2 Abs. 1 zu ersetzen. 

Berücksichtigung einer laufenden Pension oder eines laufenden 
Ruhe(Versorgungs)genusses im besonderen Erstattungsbetrag 

Berücksichtigung einer laufenden Pension oder eines laufenden 
Ruhe(Versorgungs)genusses im besonderen Erstattungsbetrag 

§ 6. Wird auf Grund der Versicherungs- oder Dienstzeiten des Versicherten 
bereits eine Pension aus der österreichischen Pensionsversicherung oder ein 
Ruhe(Versorgungs)genuß gewährt, so ist bei der Übertragung des besonderen 
Erstattungsbetrages nach § 2 Abs. 1 der Gegenwert dieser Leistungen zuzüglich 
3,9% jährlicher Zinsen für jeden vollendeten Kalendermonat nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem diese Leistungen gewährt wurden, bis zur Antragstellung 
an den Versicherungsträger oder Dienstgeber, der diese Leistungen gewährt, 
zurückzuzahlen oder mit dem besonderen Erstattungsbetrag zu verrechnen. Im 

§ 6. Wird auf Grund der Versicherungs- oder Dienstzeiten des Versicherten 
bereits eine Pension aus der österreichischen Pensionsversicherung oder ein 
Ruhe(Versorgungs)genuß gewährt, so ist bei der Übertragung des besonderen 
Erstattungsbetrages nach § 2 Abs. 1 der Gegenwert dieser Leistungen zuzüglich 
3,9% jährlicher Zinsen für jeden vollendeten Kalendermonat nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem diese Leistungen gewährt wurden, bis zur Antragstellung 
an den Versicherungsträger oder Dienstgeber, der diese Leistungen gewährt, 
zurückzuzahlen oder mit dem besonderen Erstattungsbetrag zu verrechnen. Im 
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Falle der Verrechnung eines Ruhe (Versorgungs)genusses ist der entsprechende 
Betrag von dem nach § 7 zuständigen Versicherungsträger an den Dienstgeber, 
der den Ruhe (Versorgungs)genuß gewährt hat, im Falle einer Pension nach dem 
NVG 1972 an die Versicherungsanstalt des österreichischen Notariates zu 
überweisen. 

Falle der Verrechnung eines Ruhe (Versorgungs)genusses ist der entsprechende 
Betrag von dem nach § 7 zuständigen Versicherungsträger an den Dienstgeber, 
der den Ruhe (Versorgungs)genuß gewährt hat, im Falle einer Pension nach dem 
NVG 1972 oder NVG 2020 an die Versorgungsanstalt des österreichischen 
Notariates zu überweisen. 

Zuständigkeit für den besonderen Erstattungsbetrag Zuständigkeit für den besonderen Erstattungsbetrag 

§ 7. Zuständig zur Feststellung und Leistung des besonderen 
Erstattungsbetrages nach § 2 Abs. 1 ist der nach § 308 Abs. 5 ASVG zuständige 
Versicherungsträger, wobei an die Stelle des Stichtages der Tag, an dem der Antrag 
auf den besonderen Erstattungsbetrag gestellt wird, tritt, wenn dieser Tag auf einen 
Monatsersten fällt, sonst der der Antragstellung folgende Monatserste. Hiebei 
gelten jene Zeiten eines österreichischen pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnisses, für die ein besonderer Überweisungsbetrag nach § 3 geleistet 
wird, sowie jene Zeiten der Pensionsversicherung nach dem NVG 1972, für die ein 
besonderer Überweisungsbetrag nach § 4 geleistet wird, als in der 
Pensionsversicherung der Angestellten zurückgelegte Versicherungszeiten. 

§ 7. Zuständig zur Feststellung und Leistung des besonderen 
Erstattungsbetrages nach § 2 Abs. 1 ist der nach § 308 Abs. 5 ASVG zuständige 
Versicherungsträger, wobei an die Stelle des Stichtages der Tag, an dem der Antrag 
auf den besonderen Erstattungsbetrag gestellt wird, tritt, wenn dieser Tag auf einen 
Monatsersten fällt, sonst der der Antragstellung folgende Monatserste. Hiebei 
gelten jene Zeiten eines österreichischen pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnisses, für die ein besonderer Überweisungsbetrag nach § 3 geleistet 
wird, sowie jene Zeiten der Vorsorge nach dem NVG 2020, für die ein besonderer 
Überweisungsbetrag nach § 4 geleistet wird, als in der Pensionsversicherung der 
Angestellten zurückgelegte Versicherungszeiten. 

Im besonderen Erstattungsbetrag nicht berücksichtigte Beiträge Im besonderen Erstattungsbetrag nicht berücksichtigte Beiträge 

§ 9. (1) und (2) unverändert. § 9. (1) und (2) unverändert. 

(3) Ein für nach dem Zeitpunkt der Aufnahme in ein Dienstverhältnis zu den 
Europäischen Gemeinschaften liegende Zeiten im pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnis in Betracht kommender Überweisungsbetrag nach den §§ 311 
oder 314 ASVG oder nach § 175 GSVG oder nach § 167 BSVG oder nach § 63 
NVG 1972 ist vom ehemaligen Dienstgeber unter Abzug allenfalls noch 
aushaftender Pensionsbeiträge innerhalb von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt der 
Beendigung des pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnisses von Amts wegen 
direkt an den Versicherten auszuzahlen. Der Überweisungsbetrag ist mit dem für 
das Jahr des Ausscheidens aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis 
geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108 Abs. 4 ASVG) aufzuwerten. 

(3) Ein für nach dem Zeitpunkt der Aufnahme in ein Dienstverhältnis zu den 
Europäischen Gemeinschaften liegende Zeiten im pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnis in Betracht kommender Überweisungsbetrag nach den §§ 311 
oder 314 ASVG oder nach § 175 GSVG oder nach § 167 BSVG oder nach § 63 
NVG 1972 oder nach § 69 NVG 2020 ist vom ehemaligen Dienstgeber unter 
Abzug allenfalls noch aushaftender Pensionsbeiträge innerhalb von sechs Monaten 
ab dem Zeitpunkt der Beendigung des pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnisses von Amts wegen direkt an den Versicherten auszuzahlen. Der 
Überweisungsbetrag ist mit dem für das Jahr des Ausscheidens aus dem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108 
Abs. 4 ASVG) aufzuwerten. 

Übertragung des versicherungsmathematischen Gegenwertes Übertragung des versicherungsmathematischen Gegenwertes 

§ 12. (1) und (2) unverändert. § 12. (1) und (2) unverändert. 

(3) Mit der Leistung des Betrages nach Abs. 1 (3) Mit der Leistung des Betrages nach Abs. 1 

 1. gilt für Personen, die vor dem 1. Jänner 1955 geboren sind, Folgendes:  1. gilt für Personen, die vor dem 1. Jänner 1955 geboren sind, Folgendes: 

 a) unverändert;  a) unverändert; 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 b) die in einem besonderen Erstattungsbetrag nach § 2 Abs. 1 
berücksichtigten Versicherungszeiten einschließlich einer allfälligen 
Höherversicherung leben nach Maßgabe des Abs. 4 als entsprechende 
Zeiten der österreichischen Pensionsversicherung wieder auf; die 
Zeiten eines österreichischen pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnisses, für die ein besonderer Überweisungsbetrag nach 
§ 3 geleistet worden ist, und die Zeiten der Pensionsversicherung nach 
dem NVG 1972, für die ein besonderer Überweisungsbetrag nach § 4 
geleistet worden ist, leben nach Maßgabe des Abs. 4 als Beitragszeiten 
der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung der Angestellten 
wieder auf; 

 b) die in einem besonderen Erstattungsbetrag nach § 2 Abs. 1 
berücksichtigten Versicherungszeiten einschließlich einer allfälligen 
Höherversicherung leben nach Maßgabe des Abs. 4 als entsprechende 
Zeiten der österreichischen Pensionsversicherung wieder auf; die 
Zeiten eines österreichischen pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnisses, für die ein besonderer Überweisungsbetrag nach 
§ 3 geleistet worden ist, und die Zeiten der Vorsorge nach dem 
NVG 2020, für die ein besonderer Überweisungsbetrag nach § 4 
geleistet worden ist, leben nach Maßgabe des Abs. 4 als Beitragszeiten 
der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung der Angestellten 
wieder auf; 

 2. gilt für Personen, die ab dem 1. Jänner 1955 geboren sind, Folgendes:  2. gilt für Personen, die ab dem 1. Jänner 1955 geboren sind, Folgendes: 

 a) und b) unverändert;  a) und b) unverändert; 

 c) die in einem besonderen Erstattungsbetrag nach § 2 Abs. 1 
berücksichtigten Beiträge für Zeiten ab dem 1. Jänner 2005, für die 
Gutschriften im Pensionskonto erworben wurden, leben nach Maßgabe 
des Abs. 4 als Gutschriften im Pensionskonto wieder auf; für die nach 
dem 1. Jänner 2005 gelegenen Zeiten eines österreichischen 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnisses, für die ein besonderer 
Überweisungsbetrag nach § 3 geleistet worden ist, und die Zeiten der 
Pensionsversicherung nach dem NVG 1972, für die ein besonderer 
Überweisungsbetrag nach § 4 geleistet worden ist, werden nach 
Maßgabe des Abs. 4 Gutschriften im Pensionskonto erworben, wie 
wenn es sich bei diesen Zeiten um Beitragszeiten der 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung der Angestellten 
gehandelt hätte. 

 c) die in einem besonderen Erstattungsbetrag nach § 2 Abs. 1 
berücksichtigten Beiträge für Zeiten ab dem 1. Jänner 2005, für die 
Gutschriften im Pensionskonto erworben wurden, leben nach Maßgabe 
des Abs. 4 als Gutschriften im Pensionskonto wieder auf; für die nach 
dem 1. Jänner 2005 gelegenen Zeiten eines österreichischen 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnisses, für die ein besonderer 
Überweisungsbetrag nach § 3 geleistet worden ist, und die Zeiten der 
Vorsorge nach dem NVG 2020, für die ein besonderer 
Überweisungsbetrag nach § 4 geleistet worden ist, werden nach 
Maßgabe des Abs. 4 Gutschriften im Pensionskonto erworben, wie 
wenn es sich bei diesen Zeiten um Beitragszeiten der 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung der Angestellten 
gehandelt hätte. 

(4) bis (7) unverändert. (4) bis (7) unverändert. 

Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, die dem NVG 1972 unterliegt Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, die dem NVG 2020 unterliegt 

§ 13. Wird im unmittelbaren Anschluß an ein Dienstverhältnis bei den 
Europäischen Gemeinschaften als Bediensteter eine Erwerbstätigkeit ausgeübt, die 
die Pensionsversicherung nach dem NVG 1972 begründet, so hat die 
Pensionsversicherungsanstalt bei der Durchführung des Verfahrens nach § 64 
NVG 1972 für jene ehemaligen Zeiten nach dem NVG 1972, für die in der 
Vergangenheit ein besonderer Überweisungsbetrag nach § 4 geleistet worden ist, 
den diesen Zeiten entsprechenden Teil des besonderen Überweisungsbetrages, 

§ 13. Wird im unmittelbaren Anschluss an ein Dienstverhältnis bei den 
Europäischen Gemeinschaften als Bediensteter eine Erwerbstätigkeit ausgeübt, die 
die Einbeziehung in die Vorsorge nach dem NVG 2020 begründet, so hat die 
Pensionsversicherungsanstalt bei der Durchführung des Verfahrens nach § 70 
NVG 2020 für jene ehemaligen Zeiten nach dem NVG 2020, für die in der 
Vergangenheit ein besonderer Überweisungsbetrag nach § 4 geleistet worden ist, 
den diesen Zeiten entsprechenden Teil des besonderen Überweisungsbetrages, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
verzinst mit einem Zinssatz von jährlich 3,9% für jeden vollendeten Kalendermonat 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Leistung des besonderen 
Erstattungsbetrages nach § 2 Abs. 1 erfolgte, bis zum Zeitpunkt der Antragstellung 
nach § 12 Abs. 2 an die Versicherungsanstalt des österreichischen Notariates zu 
überweisen. 

verzinst mit einem Zinssatz von jährlich 3,9% für jeden vollendeten Kalendermonat 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Leistung des besonderen 
Erstattungsbetrages nach § 2 Abs. 1 erfolgte, bis zum Zeitpunkt der Antragstellung 
nach § 12 Abs. 2 an die Versorgungsanstalt des österreichischen Notariates zu 
überweisen. 

 § 19a. Die §§ 1 Z 7, 2 Abs. 4 Z 1 und 2, 2 Abs. 4 Z 5, 4 samt Überschrift, 6 
letzter Satz, 7, 9 Abs. 3, 12 Abs. 3 Z 1 lit. b, 12 Abs. 3 Z 2 lit. c und 13 samt 
Überschrift in der Fassung BGBl. I Nr. xx/2024 treten rückwirkend mit 1. Jänner 
2020 in Kraft. 
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